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1. Einleitung 
 
 
Mit der ansteigenden Lebenserwartung ist es in Europa und anderen Teilen der Welt seit den 
letzten Jahrzehnten zu einer deutlichen Veränderung der demographischen Entwicklung 
gekommen, die verschiedene gesellschaftspolitische Herausforderung mit sich bringt. Mit der 
steigenden Lebenserwartung, aber auch mit der rückläufigen Geburtenrate, sind verschiedene 
gesellschaftliche Probleme zu beobachten (vgl. dazu Statistik Austria Bevölkerungsergebnisse 
2010). Ein in diesem Bereich in den letzten Jahren oft diskutiertes Problem stellt jenes der 
Pflege und Betreuung älterer Menschen dar.  
Die Pflege und Betreuung älterer Menschen in unserer Gesellschaft war und ist, wenn sie 
nicht in externen Einrichtungen wie Pflege- oder Altersheimen verrichtet wird, Teil des 
familiären und somit privaten Arbeitsbereichs. Die gesellschaftlichen Veränderungen und die 
damit einhergehenden gesellschaftspolitischen Herausforderungen bestehen nicht nur in 
Österreich, sondern in vielen anderen Staaten, bei denen sich eine ähnliche Entwicklung der 
Bevölkerungsstruktur beobachten lässt. Wenn die Zahlen zur demographischen Entwicklung 
genauer betrachtet werden, zeigt sich deutlich, dass es in den nächsten Jahren bzw. 
Jahrzehnten einen deutlichen Anstieg des Pflege- bzw. Betreuungsbedarfs geben wird. 
Das Thema der Pflege bzw. Betreuung zu Hause wurde in Österreich, besonders seit dem 
Sommer 2006, im Zuge des Nationalratswahlkampfes als so genannte Pflegedebatte 
thematisiert. Aufgrund mehrerer polizeilicher Anzeigen kam es seit dem Sommer 2006, im 
Kontext des seit Ende der 1990er Jahre entwickelten Grau- und Schwarzmarktes von 
Betreuungskräften aus dem Ausland, zur medialen Aufbereitung der so genannten 
Pflegedebatte und im Zuge dessen zu einer politischen Debatte rund um das Thema Pflege 
bzw. Betreuung zu Hause. Dabei ging es besonders um jene teils illegalen Betreuungskräfte 
vor allem in der 24-Stunden-Pflege, die aus dem benachbarten Ausland, beispielsweise aus 
der Tschechischen Republik, der Slowakei oder aus Polen, nach Österreich kamen und hier 
Betreuungstätigkeiten in Privathaushalten verrichteten. Diese Tätigkeiten wurden zu 
erschwinglichen Preisen, aber jenseits von arbeits- und gewerberechtlichen Regeln verrichtet. 
(Prochazkova/Schmid 2007, 140) 
Aufgrund der Vielzahl der polizeilichen Anzeigen gegen jene illegalen Betreuungskräfte im 
Sommer 2006 und einer Anzeige gegen den damaligen Bundeskanzler Wolfgang Schüssel, 
der für die Pflege seiner Schwiegermutter eine solche illegale Betreuungskraft beschäftigt 
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hatte, kam es zu einer starken politischen Relevanz der Thematik. Im Zuge dessen wurde eine 
Amnestielösung erarbeitet und in weiterer Folge das Hausbetreuungsgesetz (HBeG) 
beschlossen. 
 
Die Arbeit im Haushalt ist grundlegend im familiären, privaten Bereich zu verorten. Aufgrund 
der dementsprechenden Erfahrungswerte kann davon ausgegangen werden, dass es sich bei 
der Pflege und Betreuung zu Hause um einen Aufgabenbereich handelt, der hauptsächlich 
dem weiblichen Tätigkeitsbereich zugeschrieben wird. Mit der Legalisierung der 
Hausbetreuung und der zumindest teilweisen Formalisierung des Arbeitsbereichs kam es 
durch die Schaffung eines neuen Gewerbes namens Personenbetreuung zu einer rechtlichen 
Institutionalisierung dieses Tätigkeitsbereiches im Privathaushalt. Solche Pflege- und 
Betreuungsarbeiten wurden zuvor entweder durch illegale Betreuungs- und Pflegekräfte oder 
unbezahlt durch Familienmitglieder ? hauptsächlich Frauen ? verrichtet. Mit dem 
Hausbetreuungsgesetz und der damit einhergehenden Schaffung des Gewerbes der 
Personenbetreuung entstand ein Arbeitsbereich innerhalb des Arbeitsmarkts Privathaushalt, 
auf dem besonders die Nachfrage nach relativ günstigen, hauptsächlich weiblichen 
Arbeitskräften aus dem Ausland stark war und ist. 
 
In diesem Zusammenhang möchte ich mit dieser Forschungsarbeit nun jene Problematik 
erörtern, die sich mit dem neuen Betreuungsmodell in Österreich ergeben hat. Zentrale 
Grundlage ist dabei das Hausbetreuungsgesetz (HBeG) aus dem Jahr 2007 und die damit 
verbundenen parlamentarischen und vorparlamentarischen Ereignisse bis hin zum fertigen 
Gesetz. Im Mittelpunkt dieser Arbeit steht besonders die Frage nach der Bedeutung der 
Kategorie Geschlecht in diesem Prozess. 
 
Gesetze bilden die Grundlage des gesellschaftlichen Zusammenlebens und ordnen das 
tägliche Leben. Auf dem Weg zum fertigen Gesetz, dessen Wirkung auf die Gesellschaft 
unübersehbar ist, treten verschiedene Mechanismen innerhalb des 
Entscheidungsfindungsprozesses auf, die als ein Policy-Prozess beobachtet und in weiterer 
Folge analysiert und dargestellt werden können. Dabei steht nicht nur die Wirkung eines 
Gesetzes für die Gesellschaft im Zentrum des Erkenntnisinteresses, sondern auch der Weg 
dorthin. Der Entscheidungsfindungsprozess und die dabei auftretenden Wertvorstellungen 
und Normen, die von den politischen AkteurInnen geteilt und artikuliert werden, sollen in 
Bezug auf ihre Bedeutung bei der Geschlechterkonstruktion untersucht werden. 
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Die zentrale Fragestellung dieser Forschungsarbeit ist nun, wie in einem Policy-Prozess – in 
diesem Fall im Hausbetreuungsgesetz (HBeG) – Geschlecht konstruiert und 
reproduziert wird. Vor dem Hintergrund der theoretischen Grundlagen zur 
Geschlechterkonstruktion (siehe dazu Kapitel 3) soll erarbeitet werden, welche Rolle der 
Gesetzgebung bei der Konstruktion von Geschlecht und in weiterer Folge von 
Geschlechterungleichheit zukommt und besonders ob und wie die dafür entscheidenden 
Bedeutungssysteme verankert werden. Zur Beantwortung dieser Frage werde ich den 
Gesetzgebungsprozess des Hausbetreuungsgesetzes, d.h. die vorparlamentarischen und 
parlamentarischen Schritte vom Entwurf bis hin zum Gesetzesbeschluss, untersuchen. 
Ergänzend dazu werde ich ebenfalls die parlamentarischen Debatten, die dieses Gesetz bzw. 
die Problematik um die 24-Stunden-Betreuung beinhalten, innerhalb der 23. 
Gesetzgebungsperiode untersuchen.  
 
Bei dieser Forschungsarbeit handelt es sich um eine Policy-Analyse, bei der ich den 
Entstehungsprozess des Hausbetreuungsgesetzes als Analyse politischen Lernens untersuchen 
werde. Hierbei beziehe ich mich auf das Modell der vier Stufen des Politiklernens von Silke 
Bothfeld (2005), um dadurch den Policy-Prozess zu rekonstruieren und so die Grundlage für 
meine weitere Forschung zu bilden. Im Zentrum stehen die Beiträge bestimmter AkteurInnen 
innerhalb des Gesetzgebungsprozesses und deren wirklichkeitserzeugendes Potential, das im 
Laufe des Forschungsprozesses herausgearbeitet werden soll. 
 
Neben der bestehenden Hauptfrage, wie im Policy-Prozess Geschlecht konstruiert und 
reproduziert wird, werden im Laufe meiner Forschungsarbeit folgende Unterfragen geklärt, 
um dann im Anschluss die Hauptfrage zu beantworten:  
- Stellt die Kategorie Geschlecht im Gesetzgebungsprozess, aber auch in den 
parlamentarischen Debatten und den weiteren Beiträgen eine explizit relevante Kategorie dar 
oder wird diese negiert? 
- Welche diskursiven Geschlechterbilder sind bei den einzelnen politischen AkteurInnen im 
Gesetzgebungsprozess zu erkennen? Ergeben sich bestimmte Diskurskoalitionen? 
Diskurskoalitionen bedeuten in diesem Zusammenhang, dass verschiedene AkteurInnen im 
Policy-Prozess ähnliche Grundwerte und Normen teilen und diese auch artikulieren. 
Diskurskoalitionen ermöglichen es also aufzuzeigen, wer welche gemeinsamen Diskurse teilt 
und im Policy-Prozess vertritt.  
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Aus theoretischer Sicht möchte ich mich auf grundlegende theoretische Konzepte aus der 
Frauen- und Geschlechterforschung beziehen. Dabei spielen in erster Linie besonders 
theoretische Konzepte eine wichtige Rolle, die sich mit der Frage nach der Konstruktion von 
Geschlecht auseinandersetzen, ebenso wie die Theorie geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung, 
die grundlegende Annahmen zur Konstruktion von Differenzen und in weiterer Folge das 
diskriminierende Potential geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung erklären soll. Der 
Zusammenhang der Theorie geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung und der 
konstruktivistischen Ansätze liegt dabei im starken konstruktivistischen Potential 
geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung. Dies liegt unter anderem daran, dass die Aufteilung 
der Arbeitsbereiche in Produktions- und Reproduktionsarbeit einen grundlegenden Aspekt der 
Geschlechterdifferenzierung bildet und eine wichtige Rolle bei der Herausbildung von 
Geschlechtsidentität spielt. 
Ein weiterer wichtiger Ansatz innerhalb der feministischen Theorie, auf den ich mich in 
meiner Arbeit beziehen möchte, ist der Zusammenhang zwischen Diskurs und Geschlecht. 
Hierbei ist die Untersuchung von Bedeutungs- und Sinngebungsprozessen zentrales Element. 
Im Vordergrund steht dabei die Produktion von Wissen, beispielsweise um geschlechtliche 
Unterschiede. Wenn es um die Produktion von solchen Wissens- und Bedeutungssystemen 
geht, soll die Frage danach geklärt werden, wie dieses Wissen in sozialen Praktiken und 
Institutionen, die eben genau diese Unterscheidung zwischen den Geschlechtern 
determinieren, festgelegt wird (Hark 2007, 168). 
 
Zur Erarbeitung der Forschungsfragen habe ich das Forschungskonzept der Policy-Analyse 
verwendet. Analysiert wurden jene Dokumente, die während des Gesetzgebungsprozesses 
innerhalb des parlamentarischen Geschehens zum Hausbetreuungsgesetz (HBeG) entstanden 
sind. Ergänzend dazu wurden die relevanten parlamentarischen Debatten der 23. 
Gesetzgebungsperiode zu diesem Thema untersucht. Neben den Dokumenten, die dem 
parlamentarischen Prozess zugeordnet werden, habe ich auch jene Dokumente untersucht, die 
im Vorfeld entstanden sind. Dazu gehören die Wahlprogramme des Nationalratswahlkampfes 
2006, das Regierungsprogramm der 23. Gesetzgebungsperiode, der Ministerialentwurf zum 
Hausbetreuungsgesetz und die dazu gehörenden Stellungnahmen. 
 
Die innerhalb meiner Arbeit gestellte Forschungsfrage nach der Auswirkung des 
Gesetzgebungsprozesses soll Aufschluss darüber geben, welche Sinnsysteme und 
Wissensordnung in Bezug auf das Geschlecht innerhalb dieses Prozesses (re-)produziert 
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werden. Die konstruktivistische Annahme ist, dass ein Gesetzgebungsprozess ? wie jener des 
Hausbetreuungsgesetzes ? einerseits die in der Gesellschaft bestehenden Sinnsysteme und 
Wissensordnungen, die in Bezug auf Geschlechterstereotype bestehen, durch die politischen 
AkteurInnen im Policy-Prozess wiedergibt, dass aber andererseits durch ein solches Gesetz 
Geschlecht und somit auch Geschlechterdifferenz neu konstruiert und reproduziert wird. 
 
Der weitere Verlauf meiner Arbeit besteht aus zwei theoretisch-methodischen Teilen, dem 
Hauptteil der Untersuchung und dem Schlusskapitel. Kapitel 3 beinhaltet die theoretischen 
Grundlagen zur Geschlechterkonstruktion, auf denen meine Arbeit aufbaut. Diese 
beschäftigen sich mit den theoretischen Überlegungen zur Konstruktion von Geschlecht. Im 
ersten Punkt werde ich auf den Zusammenhang zwischen geschlechtsspezifischer 
Arbeitsteilung und Geschlechterkonstruktion eingehen, wobei ich anfangs einen kurzen 
Überblick über die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung im historischen Kontext geben 
werde. Das zweite Unterkapitel beschäftigt sich dann mit dem Konzept des doing gender. In 
diesem Kontext werde ich anfangs eine Erklärung zu den grundlegenden Kategorien sex und 
gender geben, bevor ich dann im dritten und letzten Unterpunkt den diskursiven Ansatz zur 
Konstruktion von Geschlecht behandeln werde. 
Das nächste Kapitel – Kapitel 4 – beschäftigt sich mit dem Konzept der Policy-Analyse. Zu 
Beginn gebe ich einen kurzen begriffstheoretischen Überblick über die Grundlagen der 
Policy-Forschung. Der zweite Punkt beschäftigt sich dann im Anschluss mit dem Modell des 
Policy-Cycles, das zur idealtypischen Erklärung und Untersuchung von Policy-Prozessen 
verwendet wird. Dabei gehe ich auf die für meine Untersuchung relevanten ersten beiden 
Phasen genauer ein. Der dritte Punkt des Kapitels beinhaltet dann das Thema des 
Politikwandels in der Policy-Forschung. Da ich den Policy-Prozess als Prozess politischen 
Lernens darstelle, gehe ich in den dazugehörenden Unterpunkten noch genauer auf das 
Verhältnis von Wissen und Lernen, auf die AkteurInnen und deren Rolle im politischen 
Lernen, den Zusammenhang zwischen politischem Lernen und Politikwandel und Wissen und 
Lernen im politischen Diskurs ein. Nachdem die Rolle von politischem Lernen und 
Politikwandel geklärt wird, gehe ich im nächsten Punkt auf jenes Modell näher ein, das die 
Grundlage für die Rekonstruktion des Gesetzgebungsprozess darstellt, nämlich die vier Stufen 
des Politiklernens. In den zum Punkt 4 gehörenden Unterpunkten gehe ich dann näher auf 
diese vier Stufen ein. Bei diesen handelt es sich um die Stufen der Thematisierung von 
politischen Problemen, die Positionierung der AkteurInnen durch Formulierung politischer 
Ziele, die Konkretisierung von Zielen durch Beschlüsse und Entwürfe und die Ordnung 
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politischer Prioritäten. Im nächsten Schritt werde ich dann noch auf das methodische 
Vorgehen und das verwendete Material eingehen. 
Im Anschluss an dieses Kapitel folgt der Hauptteil der Untersuchung – Kapitel 5. In diesem 
Kapitel habe ich den Policy-Prozess anhand des Modells der vier Stufen des Politiklernens 
rekonstruiert. Herausgearbeitet habe ich dabei die den vier Phasen zugeordneten Redebeiträge 
und Dokumente, deren Aussagen ich im Hauptteil der Untersuchung aufgelistet und 
ausgewertet habe. Am Ende dieses Kapitels erfolgt dann die Beantwortung der Fragestellung 
nach der Geschlechterkonstruktion im Gesetzgebungsprozess. 
Den Abschluss der Arbeit bildet das Kapitel 6, in dem ich meine Ergebnisse und die 
relevanten Argumente dieser Forschungsarbeit nochmals zusammenfasse. 
Bevor ich nun zu den theoretischen Konzeptionen zur Konstruktion von Geschlecht 
übergehen werde, möchte ich noch einen kurzen allgemeinen Exkurs zur Pflege im 
Privathaushalt machen. 
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2. Pflege im Privathaushalt in Österreich 
 
 
Im Vorwort zu Walter Pfeils Sammelband mit dem Titel „Zukunft der Pflege und Betreuung 
in Österreich“ schreibt der damalige Bundesminister für Soziales und Konsumentenschutz 
Erwin Buchinger, dass rund 80 bis 85 % der pflegebedürftigen Menschen zu Hause von den 
eigenen Angehörigen gepflegt werden. Als Einleitung zur Vorstellung des neuen 
Pflegemodells nennt Erwin Buchinger im Geleitwort zu Walter Pfeils (Hg.) Sammelwerk 
„Zukunft der Pflege und Betreuung in Österreich“ (2007) Leistbarkeit, Qualitätssicherung und 
Legalität als wesentliche Kriterien für die neue Pflege zu Hause. Mit diesen Kriterien wurde 
festgelegt, welche Voraussetzungen das neue 24-Stunden-Betreuungsmodell erfüllen sollte. 
Die bisher hauptsächlich als illegale Betreuungskräfte arbeitenden Arbeitskräfte sollten ihren 
illegalen Status verlieren und so, immer noch unter der Maßgabe der Leistbarkeit, qualitativ 
möglichst hochwertige Betreuungsarbeit verrichten. Um in dieser Forschungsarbeit näher auf 
die neue Regelung der Betreuung zu Hause und der damit verbundenen Bedeutung von 
Geschlechtlichkeit eingehen zu können, möchte ich in einem ersten Schritt allgemein das 
Thema der Pflege bzw. Betreuung zu Hause erörtern. 
 
Nach Nikolaus Dimmel (2010) werden in Österreich in etwa 79 % der pflegebedürftigen 
Menschen durch nahe Angehörige betreut und gepflegt, 15 % werden in Heimen gepflegt und 
bei ca. 7 % erfolgt die Versorgung über mobile Dienste (Dimmel 2010, 41). Der Mikrozensus 
(2002) über die Betreuung von Hilfs- und Pflegebedürftigen der Statistik Austria weist 
ebenfalls darauf hin, dass pflegebedürftige Menschen größtenteils von Familienangehörigen 
und nahen Verwandten betreut und gepflegt werden (Statistik Austria 2003, 44). Laut dieser 
Erhebung betreuten oder pflegten im Jahr 2002 8,5% der Frauen und 4,7% der erwachsenen 
Männer nahe Angehörige oder Bekannte, wobei die Pflegenden deutlich nach Alter 
unterschieden werden können (Statistik Austria 2003, 44). 1 % der Pflegenden bzw. 
Betreuenden befanden sich in einem Alter zwischen 18 und 24 Jahren, bei den über 50- 64-
Jährigen waren es bereits 10 %, die eine Betreuungs- oder Pflegetätigkeit ausübten (Statistik 
Austria 2003, 44). Was den Ort der Betreuung oder Pflege betrifft, lebt der Großteil der 
unbezahlt betreuten oder zu pflegenden Menschen im gemeinsamen Haushalt mit den 
Betreuenden oder Pflegenden. Das sind rund 40 % der pflegebedürftigen Menschen, die 
gemeinsam mit den Pflegenden oder Betreuenden in einer Wohnung leben, weitere 15 % 
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leben zwar im selben Haus, aber in getrennten Wohnungen (Statistik Austria 2003, 45). Vor 
dem Hintergrund dieser statistischen Auswertung wird also deutlich, wie stark die Belastung 
für pflegende bzw. betreuende Angehörige war und ist, wobei aus diesen Zahlen vor allem 
herausgeht, dass es sich hauptsächlich um Frauen handelt, die solche Pflege- bzw. 
Betreuungstätigkeiten verrichten. 
 
Im Bereich der Pflege bzw. Betreuung zu Hause muss zwischen zwei Formen unterschieden 
werden: Zum einen Teil gibt es Tätigkeiten, die den Bereich Pflege umfassen und zum 
anderen gibt es Tätigkeiten, die in den Bereich der Betreuung fallen. Die Grenze zwischen 
diesen beiden Bereichen ist aber nicht immer ohne Probleme zu ziehen. Mit der Einführung 
der Pflegesicherung in Österreich im Jahr 1993 wurde eine siebenstufige, pauschalierte 
Geldleistung geschaffen, die für jene Personen, die Pflegeleistungen in Anspruch nehmen, 
eine finanzielle Unterstützung bedeutete. Doch trotz dem Versuch mit der Pflegesicherung 
eine Lösung der Pflegeproblematik zu schaffen, konnten zwei Bereiche nicht abgedeckt 
werden. Laut Prochazkova und Schmid sind dies die Bereiche der persönlichen Assistenz und 
die Betreuungsarbeit bei Menschen, deren Pflegebedarf zwar gering ist, die jedoch einen 
hohen Betreuungsbedarf haben (Prochazkova/Schmid 2007, 140). Die Lösung für dieses 
Problem verorten Prochazkova und Schmid einerseits in der Übernahme der Betreuung durch 
Familienangehörige und andererseits in dem in den 1990er Jahren entstandenen Grau- bzw. 
Schwarzmarkt für Betreuungspersonal, das hauptsächlich aus dem Ausland kam. Dabei ging 
es besonders darum, den Betreuungsbedarf im Privathaushalt zu günstigen Preisen und ohne 
arbeits- und gewerberechtliche Regulierung zu decken (Prochazkova/Schmid 2007, 140). 
Durch die polizeilichen Anzeigen im Sommer 2006 kam es dann zur sogenannten 
Pflegedebatte. Bis zu diesem Zeitpunkt hatte sich bereits ein relativ weitreichender Markt an 
teils illegalen Pflege- und Betreuungskräften entwickelt. Genaue empirische Zahlen zu den 
bis 2007 hauptsächlich illegal beschäftigten Personen gibt es zwar nicht, Tom Schmid schätzt 
die Zahl der illegal beschäftigten Betreuungskräfte im Jahr 2006 auf ca. 30 000 (Schmid 
2009, 63). 
 
Trotz dem Versuch mit der Pflegesicherung 1993 eine zukunftsfähige Lösung zu schaffen, 
wird bei der Betrachtung geschätzten Zahlen der bis 2007 illegal beschäftigten Arbeitskräfte 
in Österreichs Privathaushalten klar, dass dieses System keine ausreichende Sicherung der 
Pflege und Betreuung darstellte. Grundprinzip der Pflegesicherung war es, die Pflegeleistung 
nicht allein durch Sachleistungen, sondern auch durch Geldleistungen abzudecken. Dadurch 
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entwickelte sich ein Prinzip der Selbstbestimmung im Pflegebereich, was für die zu 
pflegenden Personen bedeutete (und noch immer bedeutet), entweder ein durch 
Geldleistungen zumindest zum Teil abgedecktes Pflegearrangement zu wählen oder die 
Pflege durch Angehörige finanziell zu unterstützen (Prochazkova/Schmid 2007, 144). 
Prochazkova und Schmid kritisieren an diesem Modell besonders die starke medizinische 
Orientierung der Pflegegeldeinstufung, die zur Folge hat, dass beispielsweise Menschen mit 
zwar niedrigem Pflegebedarf, aber dafür hohem Betreuungsbedarf ? wie beispielsweise 
demenzkranke Personen ? keine ausreichende finanzielle Unterstützung durch die 
Pflegesicherung erhalten. Die über die Pflegesicherung hinausgehenden Kosten bzw. der 
personelle Aufwand für die Betreuung liegt dann jedoch in der Verantwortung der betreuten 
Person bzw. bei deren Familie (Prochazkova/Schmid 2007, 146). 
 
Es gab also mehrere Faktoren, die für den Bedarf einer Neuordnung des Betreuungs- und 
Pflegemodells in Österreich verantwortlich waren. Einerseits die bisherige Pflegesicherung, 
die das Ausmaß an erforderlichen Leistungen nicht erfüllte; dann eine demographische 
Entwicklung, die durch eine immer älterwerdende Bevölkerung einen enormen Anstieg an 
Menschen mit Betreuungsbedarf bedeutete. Andererseits waren aber auch andere 
Entwicklungen ausschlaggebend, wie die Veränderung der Familienstrukturen, die verstärkte 
Berufstätigkeit von Frauen, die bisher hauptsächlich für die Betreuung und Pflege ihrer 
Angehörigen zuständig waren und immer noch sind und die fehlende Integration von 
Männern in den Pflegebereich. 
Vor diesem Hintergrund entwickelte sich schließlich die Forderung einer neuen Form der 
Pflege- bzw. Betreuungsarbeit im Privathaushalt durch Dritte, die zuvor von weiblichen 
Familienmitgliedern oder anderen nahen Angehörigen verrichtet wurden, wie sie dann durch 
das Hausbetreuungsgesetz geregelt wurde. 
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3. Theoretische Konzeptionen zur Konstruktion von Geschlecht 
 
 
In diesem Kapitel werde ich einen Überblick über die theoretischen Grundlagen zur 
Konstruktion von Geschlecht geben, um herauszuarbeiten, wie Konstruktionsmechanismen 
von Geschlecht im Policy-Prozess wirksam werden. 
Eine grundlegende erste Überlegung, bevor es um die Frage nach der Konstruktion von 
Geschlecht geht, ist, nach welchen Kriterien wir zwischen den Geschlechtern unterscheiden. 
Denn eines der ersten Kriterien, anhand dessen wir Menschen, wenn wir ihnen das erste Mal 
begegnen, unterscheiden, ist jenes des Geschlechts. Die entscheidende Frage, die sich in 
diesem Zusammenhang stellt, ist, worauf diese Unterscheidung beruht. Diese Unterscheidung 
in männlich und weiblich erklärt Carol Hagemann-White mit dem Begriff der „Alltagstheorie 
der Zweigeschlechtlichkeit“ (Hagemann-White 1984, 81). Damit beschreibt sie die 
alltagswissenschaftliche Annahme der Menschen, dass es zwei Geschlechter gibt, die 
einander jeweils ausschließen. Nach dieser Auffassung gebe es daher nur zwei, klar 
voneinander getrennte Geschlechter, deren Zugehörigkeit biologisch vorgegeben und 
unveränderbar sei. Erkennbar sei die Zuordnung zu einem bestimmten Geschlecht zweifellos 
anhand der Genitalien (Wetterer 2004, 122). 
Im Gegensatz zu der Annahme, dass Geschlecht auf biologischen Faktoren, wie 
beispielsweise den primären Geschlechtsmerkmalen beruht, entwickelten sich theoretische 
Konzeptionen, die sich mit der sozialen Konstruktion von Geschlecht beschäftigen. Schon 
Simone de Beauvoir stellte in Das andere Geschlecht zur Frage nach der 
Geschlechterkonstruktion fest, „[m]an kommt nicht als Frau zur Welt, man wird es“ 
(Beauvoir 1968, 265). Zur Beschaffenheit von Frau und Mann schreibt sie, dass „der Mensch 
nicht eine natürliche Art [sei], sondern eine historische Idee. Die Frau ist nicht eine starre 
Realität, sondern ein Werden" (Beauvoir 1968, 48). Diese Schlussfolgerung setzt voraus, dass 
Geschlecht nicht allein auf natürlich biologische Merkmale zurückzuführen sei, sondern dass 
es sich um einen historisch-gesellschaftlichen Konstruktionsprozess handle. Somit legt 
Simone de Beauvoir mit ihrer Auffassung der Geschlechterkonstruktion bereits einen 
wichtigen Grundstein für die weitere theoretische Entwicklung in der Frauen- und 
Geschlechterforschung. 
Die weiteren Konzepte, die die theoretischen Annahmen der sozialen Konstruktion von 
Geschlecht teilen, haben die Auffassung gemein, dass die soziale Wirklichkeit, die zwischen 
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zwei Geschlechtern unterscheidet, Ergebnis eines historischen Prozesses und der damit 
einhergehenden sozialen Praxis der immer neuen Reproduktion der Alltagstheorie der 
Zweigeschlechtlichkeit ist (Wetterer 2004, 122). Das bedeutet, dass jede Unterscheidung bzw. 
Klassifizierung, auch in Bezug auf Natur und Kultur bzw. sex und gender ? d.h. die 
Unterscheidung zwischen biologischem und dem sozialem Geschlecht (siehe dazu Kapitel 
3.2) ? , immer Bestandteil einer reflexiven sozialen Praxis ist. Wetterer geht dabei von einer 
gegenseitigen Konstruktion aus, da sie sich wechselseitig bedingt (Wetterer 2004, 122). 
Konstruktivistische Annahmen widersprechen damit der Theorie der vereinfachten Reduktion 
der Geschlechterunterscheidung auf natürliche Merkmale. Vielmehr gehen konstruktivistische 
Konzepte der Frauen- und Geschlechterforschung davon aus, dass sowohl das kulturelle, als 
auch das biologische Geschlecht, aufgrund sozialer Prozesse geprägt ist, und sie sich 
gegenseitig beeinflussen. 
Eine logische Schlussfolgerung dieser Argumentation ist also nach Mary Douglas, dass es 
„überhaupt keine ,natürliche´, von der Dimension des Sozialen freie Wahrnehmung und 
Betrachtung des Körpers geben kann“ (Douglas 1974, 106, zit. nach Wetterer 2004, 122 ). Im 
Vordergrund konstruktivistischer Konzepte steht dabei die Frage, wie Prozesse der 
Geschlechterunterscheidung entstehen und in weiterer Folge, wie eine Rekonstruktion solcher 
Prozesse möglich ist (Wetterer 2004, 123). Vor dem Hintergrund konstruktivistischer 
Konzepte muss allerdings angemerkt werden, dass es sich beim „sogenannte[n] 
„Konstruktivismus“ um ein weites Feld erkenntnistheoretischer Positionen“ handelt 
(Gildemeister 2008, 171). „Im Kern geht es in diesem Zusammenhang darum, welcher Status 
der Realität und der Wirklichkeit in der Erkenntnis zukommt.“ (Gildemeister 2008, 171).  
Im Zusammenhang dieser konstruktivistischen Konzepte darf nicht von einer Theorie des 
Konstruktivismus gesprochen werden, da dieser viele verschiedene erkenntnistheoretische 
Ansichten beinhaltet. Auf diese Verschiedenheit konstruktivistischer Ansätze verweist Karin 
Knorr-Cetina mit den so genannten „Spielarten des Konstruktivismus“ (Knorr-Cetina 1989). 
Innerhalb der Frauen- und Geschlechterforschung teilen sich die verschiedenen Positionen in 
gewissem Maße die Frage danach, welche sozialen Prozesse dafür verantwortlich sind, dass 
es zu einer zweigeschlechtlichen Geschlechterkonstruktion kommt. 
Die Hauptfragestellung meiner Forschungsarbeit geht nun der Frage einer solchen 
Rekonstruktion der Geschlechterunterscheidung und der Reproduktion 
geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung im Bereich der Pflege bzw. Betreuung nach. Denn die 
Frage, ob das Hausbetreuungsgesetz zu einer Reproduktion von Geschlecht beiträgt, schließt 
an die Frage der Konstruiertheit von Geschlecht an. Daher möchte ich in den folgenden 
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Unterkapiteln einige Konzepte aufgreifen, die versuchen solche Prozesse der Reproduktion 
von Geschlecht bzw. der Reproduktion von Geschlechterunterscheidung theoretisch zu 
begründen. 
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3.1. Geschlechtsspezifische Arbeitsteilung 
 
 
Eine grundlegende Teilung unserer Gesellschaft in eine weibliche und eine männliche Sphäre 
stellt die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung dar. Welche Bedeutung diese Unterteilung für 
die Konstruktion von Geschlecht hat, werde ich im Laufe dieser Forschungsarbeit behandeln. 
Zu Beginn werde ich einen kurzen Überblick über die historische Entwicklung 
geschlechtlicher Arbeitsteilung geben, bevor ich im Anschluss daran auf das 
konstruktivistische Potential geschlechtlicher Arbeitsteilung in Bezug auf die Herstellung von 
Geschlechterstereotypen eingehen werde. 
 
Um die Entwicklung der geschlechtlichen Arbeitsteilung zu skizzieren, möchte ich mich auf 
das theoretische Konzept von Ursula Beer stützen, die sich in ihrer Analyse zur 
geschlechtlichen Arbeitsteilung als Quelle von Ungleichheit besonders auf die Mechanismen 
des industriegesellschaftlichen „Sekundärpatriarchalismus“ bezieht. 
„Sekundärpatriarchalismus“ ist nach Ursula Beer ein feministisches Konzept, das „eine 
analytische Begründung für die letztlich erstaunliche Durchschlagskraft und Zählebigkeit 
geschlechtsspezifischer Arbeitsteilungen“ liefert (Beer 2004, 56). Bei der 
geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung geht es in erster Linie um die Aufteilung von bezahlter 
Arbeit (Erwerbsarbeit) und unbezahlter Arbeit (Reproduktionsarbeit, bspw. Haushaltsarbeit). 
Obwohl Frauen im Zuge der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung primär Tätigkeiten im 
Bereich der unentgeltlichen Arbeit zugeschrieben werden, bedeutet dies aber keinesfalls, dass 
sie vom Bereich der Erwerbsarbeit ausgeschlossen sind (Beer 2004, 56). Wenn es um die 
Bedeutung der weiblichen Arbeitskraft geht, verweist Ursula Beer darauf, dass die 
Werthaltigkeit der weiblichen Arbeitskraft deutlich kleiner ist. Dies zeigt sich besonders 
daran, dass Frauenarbeit offensichtlich schlechter bezahlt ist als jene der Männer. Die 
Grundlagen dieser Ungleichheit verortet sie in den Mechanismen des 
„industriegesellschaftlichen Sekundärpatriarchalismus“ (Beer 2004, 56).  
Der „Sekundärpatriarchalismus“ stellt laut Beer die Ablöse des Primärpatriarchalismus des 
Feudalzeitalters dar. Der Primärpatriarchalismus zeichnete sich hauptsächlich durch seine 
Bestimmung über Grund und Boden bzw. durch das Recht auf Eigentum und das sich daraus 
ergebende Wirtschafts- und Familienmodell aus. Die zur Feudalzeit existierenden 
Familienmodelle charakterisierten sich durch ein Oberhaupt, das sich sowohl auf die Familie 
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als auch auf das gesamte Personal der Wirtschaftseinheit bezog. Der Patriarch hatte somit die 
alleinige Verfügungsgewalt über Familie, Personal, Grund und Boden (Beer 2004, 56f). 
Mit dem Entstehen der bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft entwickelte sich dann der 
sogenannte „Sekundärpatriarchalismus“. Es handelt sich dabei um eine Art der 
Weiterentwicklung des Primärkapitalismus, wobei gewisse Merkmale auch im 
„Sekundärpatriarchalismus“ wiederzufinden sind. Bestimmte Herrschafts- und 
Machtstrukturen wurden im „Sekundärpatriarchalismus“ allerdings aufgehoben. Eine 
besondere Erneuerung stellte die Tatsache dar, dass ein Mann, auch ohne Besitz im Sinne von 
Grund und Boden, alleine durch seine Arbeitskraft nunmehr als ehefähig galt. Es war also 
nicht mehr erforderlich über Grund und Boden zu verfügen, sobald eine Erwerbsarbeit zur 
Existenzsicherung einer potentiellen Familie bestand, konnte eine Familie gegründet werden. 
In diesem Zusammenhang entwickelte sich im Laufe des 19. Jahrhunderts das bürgerliche 
Familienmodell (Beer 2004, 57). 
Diese Entwicklung bedeutete auch eine Veränderung für die Frauen. Die im 
Primärpatriarchalismus aufgrund ihrer Besitzlosigkeit heiratsunfähige Frau war der 
Verfügungsgewalt eines Patriarchen unterlegen. Die nunmehr heiratsfähige Frau des 
„Sekundärpatriarchalismus“ war oft einer zweifachen Verfügungsgewalt unterlegen, jener des 
Arbeitgebers und jener des Ehemanns (Beer 2004, 57). Diese doppelte Verfügungsgewalt 
kam daher, dass die Frauen des „Sekundärpatriarchalismus“ neben der Reproduktionsarbeit 
auch meist einer Lohnarbeit nachkommen mussten, da das Erwebseinkommen des 
Ehemannes oft zu niedrig war. 
Mit dieser neuen Entwicklung der Familiengründung entwickelte sich auch die Frage nach der 
Zuständigkeit für die Reproduktionsarbeiten. Für das Bürgertum galt es, dass Arbeiten im 
Reproduktionsbereich durch das Personal verrichtet wurden, was für die neu entstandenen 
Familienmodelle nicht galt. Die Zuständigkeit für die Hausarbeit fiel in den Aufgabenbereich 
der Frauen, die zudem oftmals selbst einer Vollzeiterwerbsarbeit nachgehen musste. 
Insgesamt setzte sich das weibliche Lebens- und Arbeitsmodell der nicht-erwerbstätigen 
Hausfrau durch, auch wenn viele Frauen (bspw. Frauen von Handwerkern Bauern und 
Händlern) oft sehr wohl ? jedoch unentgeltlich ? erwerbstätig waren (Beer 2004, 58). 
 
Mit der Entstehung des Kapitalismus und der bürgerlichen Gesellschaft im 19. Jahrhundert 
kam es auch zu einer anderen großen gesellschaftlichen Veränderung. Auch Frauen des 
Bürgertums, die zuvor allein für den Haushalt und das darin beschäftigte Personal zuständig 
waren, begannen Ende des 19. Jahrhunderts zum Teil einer Erwerbsarbeit nachzugehen. Dies 
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resultierte vor allem daraus, dass das bisherige Lebensmodell für viele Frauen nicht mehr 
erreichbar war und sie dadurch zur Erwerbsarbeit gezwungen waren (Beer 2004, 58). Diese 
Erwerbsarbeit musste jedoch als für bürgerliche Frauen akzeptabel gelten. Nach Frauen der 
Arbeiterklasse gab es bereits vor der Industrialisierung eine starke Nachfrage. Die 
Arbeitsbereiche, in denen die Frauen des Proletariats tätig waren, waren besonders jene, die 
von Männern abgelehnt wurden. Im Zuge dessen kam es zur Entstehung bestimmter 
Frauenbranchen, die sich besonders in der niedrigeren Bezahlung und den schlechten 
Arbeitsbedingungen auszeichneten (Beer 2004, 58). 
In Zusammenhang mit der Entwicklung des Kapitalismus und der bürgerlichen Gesellschaft 
kam es durch familialen und beruflichen „Sekundärpatriarchalismus“ dazu, dass Frauen 
innerhalb der Gesellschaft eine Randstellung einnahmen. Es entwickelte sich die 
Arbeitsteilung innerhalb der Familie, aber auch die Aufteilung der Erwerbsarbeit in klassische 
Männer- und Frauenbranchen entstand in dieser Zeit. So schreibt Ursula Beer, dass „die 
Geschlechtsspezifik von Arbeitsteilungen, die zugleich das relative Gleichgewicht zwischen 
entgeltlichen und unentgeltlichen Arbeitsleistungen zum Erhalt der Gesellschaft aufrecht 
erhält, [...] als Stabilitätsfaktor der kapitalistisch-patriarchalischen Wirtschafts- und 
Bevölkerungsweise angesehen werden [kann]“ (Beer 2004, 59). 
Die Auswirkungen der Entwicklung der geschlechtlichen Arbeitsteilung im 
„Sekundärpatriarchalismus“ sind immer noch relevante gesellschaftliche Strukturmerkmale, 
die besonders für die Bedeutung der Konstruktion von Geschlecht interessant sind. Besonders 
in den letzten Jahren wurden zahlreiche Studien durchgeführt, die gerade die „Prozesse der 
Berufskonstruktion und Professionalisierung als spezifischen Modus der 
Geschlechterkonstruktion zu begreifen und […] institutionalisierte Reproduktionsweisen der 
Zweigeschlechtlichkeit in die Analyse einzubeziehen“ versuchten (Wetterer 2004, 127). 
 
Mit eben dieser beschriebenen Entwicklung entstand also jene gesellschaftliche Struktur, die 
die Grundlage der geschlechtlichen Arbeitsteilung bildet. In diesem Kontext setzt sich die 
Frauen- und Geschlechterforschung mit dem Verhältnis von Geschlecht und Beruf 
auseinander. Die Analyse des Zusammenhangs von Geschlechtertrennung bzw. -hierarchie als 
Grundkonstante der Geschlechterordnung in der Berufswelt stellt dabei einen besonderen 
Analysefaktor dar. Die Geschlechterdifferenz wird dabei als operatives System angesehen 
(Teubner 2004, 429). 
Ulrike Teubner verortet die Erklärung der Positionierung von Frauen im Berufssystem von 
Industriegesellschaften innerhalb der gesellschaftlichen Organisation des Zusammenhangs 
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von Produktions- und Reproduktionsbereich, dabei muss die normativ-institutionelle 
Verbindung zwischen Erwerbsarbeit und privater Reproduktionsarbeit als variabel und 
kulturabhängig betrachtet werden (Teubner 2004, 429).  
Über die Geschlechterverhältnisse in Familie und Erwerb schreibt Karin Jurczyk (2008), dass 
„die Zweiteilung der Menschheit in Frauen und Männer als omnipräsentes 
Unterscheidungskriterium fungiert“ (Jurczyk 2008, 68). Eben diese Zuordnung zu einem 
bestimmten Geschlecht führt sie dabei auf verschiedene innere und äußere Faktoren zurück. 
Ein besonderer Stellenwert bei der Zuordnung bilden „Zuweisungs- und Aneignungsprozesse, 
die sich […] deswegen permanent reproduziert, weil Geschlecht in gesellschaftliche 
Institutionen – wie etwa Arbeitsmärkte und Ausbildungssysteme“ (Jurczyk 2008, 68) 
verankert ist. 
 
Obwohl sich seit der Entstehung der bürgerlichen-kapitalistischen Gesellschaft gerade in 
Bezug auf die Qualifizierung von Frauen einiges verändert hat, haben sich die Formen der 
sozialen Ungleichheit zwischen den Geschlechtern innerhalb der Arbeitswelt dennoch als sehr 
andauernd erwiesen. Besonders im Bereich der Qualifizierung von weiblichen Arbeitskräften 
lässt sich feststellen, dass beispielsweise, trotz gleicher Qualifizierung, Frauen und Männer 
unterschiedliche Positionen in der Berufswelt einnehmen. Neben der schlechteren 
Positionierung von Frauen ist auch die geringere Entlohnung bei gleicher Qualifikation und 
Tätigkeit im Gegensatz zu Männern ein wichtiges Thema. Dies gilt aber nicht nur für gleiche 
Tätigkeiten, eine schlechtere Bezahlung ist auch allgemein in den von Frauen dominierten 
Berufsgruppen deutlich ersichtlich (Teubner 2004, 431). 
Gerade in Bezug auf die Entwicklung, dass es trotz der Angleichung des 
Qualifikationsniveaus und der Anpassung von Erwerbsmustern und Erwerbsverläufen der 
Frauen an jene der Männer immer noch eine starke geschlechtsspezifische Segregation am 
Arbeitsmarkt gibt, fokussierte die Frauen- und Geschlechterforschung das „Berufssystem als 
Ort der Produktion von Geschlechter-Ungleichheit" (Teubner 2004, 431). 
 
Aufgrund unzulänglicher Erklärungsmöglichkeiten für eben solche Phänomene wurde in den 
1990er Jahren innerhalb der Frauen- und Geschlechterforschung dann der konstruktivistische 
Ansatz des doing gender von Regine Gildemeister und Angelika Wetterer weiterentwickelt, 
um so neue Perspektiven innerhalb der Analyse des Zusammenhangs zwischen 
Geschlechtertrennung und Beruf zu erlangen. Im Besonderen geht es nach Angelika Wetterer 
(2002) darum „den Ansatz auf die Meso-Ebene der Berufe [zu übertragen] und […] einen 
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Bezugsrahmen für die Analyse der Geschlechterkonstruktion auf der Ebene der beruflichen 
Arbeitsteilung" zu schaffen (Teubner 2004, 434). 
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3.2. Das Konzept des doing gender 
 
 
Bevor ich genauer auf das Konzept des doing gender eingehen werde, möchte ich einleitend 
die Begriffe sex und gender und deren Unterschiede klären. Die Unterteilung von sex und 
gender entwickelte sich zu Beginn der Frauenforschung und der Frage um die Konstruktion 
von Geschlecht und stellte einen der ersten grundlegenden Erklärungsgrundsätze innerhalb 
der Frauen- und Geschlechterforschung dar. Erstmals kam es zu einer solchen Unterscheidung 
in den 1950er Jahren in der angelsächsischen Sexualwissenschaft (Gildemeister 2008, 167). 
Im Zentrum steht dabei die Durchbrechung des Zusammenhangs zwischen Geschlecht und 
Natur bzw. Biologie, indem die einfache Schlussfolgerung, das biologische Geschlecht 
determiniere die Geschlechtszugehörigkeit, in Frage gestellt wurde. In den 1970er Jahren 
begann die Frauenforschung diese Unterscheidung zu verwenden (Gildemeiser 2008, 167). 
Unter der Kategorie sex ist im Kontext dieser Unterscheidung das biologische Geschlecht 
gemeint. Diese Kategorie bezieht sich auf die Anatomie, die Physiologie, die Morphologie, 
die Hormone und die Chromosomen der Menschen. Mit der Bezeichnung gender ist im 
Gegensatz dazu das soziale Geschlecht gemeint, das sich auf dessen soziale und kulturelle 
Prägung bezieht. Dabei geht es besonders um die kulturellen und gesellschaftlichen 
Verhaltens- und Eigenschaftszuschreibungen an die jeweiligen Geschlechter (Gildemeister 
2008, 167). Die soziale Ungleichheit der Geschlechter wurde als Folge einer sozio-kulturellen 
Prägung gesehen, die „grundlegende Teilung der Gesellschaft in Frauen und Männer [blieb] 
unhinterfragt – sie galt als natürlich“ (Gildemeister 2008, 168). 
Laut Regine Gildemeister konnte sich die Unterscheidung von sex und gender in der 
deutschsprachigen Debatte zunächst nicht in diesem Ausmaß durchsetzen. Dennoch war eine 
prinzipielle Unterscheidung von sex und gender in gewissem Maße auch im Ziel der 
Gleichberechtigung enthalten, bei der der Abbau soziokultureller Normierungen und der 
Benachteiligung von Frauen gefordert wurde. Diese Argumentation stellte sich gegen eine 
Diskriminierung aufgrund natürlich gegebener Geschlechterunterschiede, im Vordergrund 
dieser Debatte stand nämlich Sozialisation als Ursache für beobachtbare 
Geschlechterunterschiede (Gildemeister 2008, 168). 
Das Ziel der Unterscheidung zwischen sex und gender brachte aber auch Probleme mit sich, 
die direkt mit der Problematik der „natürlichen“ Zweigeschlechtlichkeit einhergehen. Laut 
Gildemeister und Wetterer (1992) gibt es zwei besondere Probleme, die bei der 
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Unterscheidung zwischen sex und gender auftreten. Das erste Problem ergibt sich dabei 
daraus, dass die gemeinhin verwendete Unterscheidung von sex und gender „auf der 
Annahme [beruht], ein Teil der vorfindlichen Geschlechterunterschiede wäre nach wie vor der 
Natur zuzuordnen, eben dem biologischen Geschlecht, und mündet so – entgegen der 
kritischen Intention – letztlich in einen bloß verlagerten Biologismus“ (Gildemeister/Wetter 
1992, 206). Obwohl die Unterscheidung in sex und gender versucht, ein gewisses Maß der 
Geschlechterkonstruktion in der Sozialisation zu verorten, vermag dieses Konzept es dennoch 
nicht, den Unterschied zwischen Frauen und Männer aufgrund biologischer Unterschiede zu 
widerrufen. 
Das zweite Problem, das Gildemeister und Wetterer in der Trennung von sex und gender 
erkennen, ist die „Parallelisierung von biologischem und sozialem Geschlecht“ 
(Gildemeister/Wetterer 1992, 207). Darauf deutet die binäre Struktur der sex-gender-
Trennung hin, was darauf schließen lässt, dass zwischen Natur und Kultur ein enges 
Verhältnis besteht, was wiederum auf eine zweigeschlechtlich strukturierte Natur 
zurückführen lässt. „[D]ie kulturspezifischen Unterschiede erscheinen in Folge dessen stets 
als unterschiedliche Ausgestaltungen einer nicht weiter hinterfragbaren, wie von der Natur 
bereitgestellten Zweigeschlechtlichkeit“ (Gildemeister/Wetterer 1992, 208). Diese Annahme 
der von der Natur bereitgestellten Zweigeschlechtlichkeit kann beispielsweise dadurch 
widerlegt werden, dass nicht in allen Kulturen eine Geschlechtszugehörigkeit anhand der 
biologischen Geschlechtermerkmale festgemacht wird oder dass es auch Kulturen gibt, bei 
denen ein drittes Geschlecht anerkannt wird (Gildemeister/Wetterer 1992, 208). Es gilt also 
nicht für alle Kulturen, dass es eine „natürliche“ zweigeschlechtliche Struktur gibt 
(Gildemeister/Wetterer 1992, 208). 
Daher lassen sich bei der Trennung zwischen sex und gender als Analysemerkmale zur 
Konstruktion von Geschlecht folgende Kritikpunkte zusammenfassend auflisten: Die 
Hauptprobleme liegen in der Verortung der Geschlechter in der Natur einerseits und in der 
Parallelisierung von biologischem und sozialem Geschlecht andererseits. Gildemeister und 
Wetterer schlagen zur Überwindung dieser Problematiken vor, dass die vereinfachte 
Trennung zwischen sex und gender überwunden werden muss, und davon ausgegangen 
werden sollte, dass „die Beziehung zwischen biologischen und kulturellen Prozessen 
komplexer und vor allem reflexiver [...], als in der sex/gender-Trennung (und 
Parallelisierung)“ ist (Gildemeister/Wetterer 1992, 211). Sie verweisen in Bezug dazu auf die 
sogenannte „Null-Hypothese“ nach Carol Hagemann-White, die besagt, dass es keine 
natürliche Zweigeschlechtlichkeit gibt (vgl. dazu: Hagemann-White 1988, 230). An dieser 
- 22 - 
Stelle setzt auch die Fragestellung dieser Forschungsarbeit an. Denn eben diese Annahme, 
dass es keine natürliche Zweigeschlechtlichkeit gibt, bedeutet in einem nächsten Schritt die 
Frage, welches denn nun die Prozesse und Mechanismen sind, die für die Herstellung der 
Geschlechterdichotomie verantwortlich sind. 
In Zusammenhang mit der Feststellung, dass die einfache Trennung zwischen sex und gender 
für die Frauen- und Geschlechterforschung zu kurz gegriffen ist, und dass die Relation 
zwischen biologischen und sozialen Prozessen vielschichtiger ist, wurde das 
interaktionstheoretischen Konzept des doing gender entwickelt. 
Bein Konzept des doing gender geht es darum, das „Geschlechtszugehörigkeit und 
Geschlechtsidentität als fortlaufende[n] Herstellungsprozess“ begreift, „der zusammen mit 
faktisch jeder menschlichen Aktivität vollzogen wird und in den unterschiedliche 
institutionelle Ressourcen eingehen“ (Gildemeister 2008, 172). Dieses Konzept wurde als 
Weiterentwicklung zur sex-gender-Trennung entwickelt, wobei besonders versucht wurde, die 
Problematik der vereinfachten sex-gender-Trennung aufzulösen. 
Beim Konzept des doing gender geht es darum, dass Geschlecht bzw. 
Geschlechtszugehörigkeit nicht als natürliche Quelle zur Herstellung von 
Geschlechterunterschieden betrachtet wird, sondern Geschlecht als komplexer sozialer 
Prozess angesehen wird (Gildemeister 2008, 172). Auch hierbei geht es um die 
Konstruiertheit von Geschlecht, aber in diesem Zusammenhang richtet sich das Interesse auf 
die interaktionstheoretische Konzeption von Geschlecht. Das bedeutet, dass der Prozess, der 
zur Bildung der sozialen Wirklichkeit ausschlaggebend ist, die zu untersuchende Kategorie 
ist. Dieser Prozess wird durch soziale Interaktion hergestellt. 
Regine Gildemeister definiert in diesem Zusammenhang den Begriff der Interaktion als 
„formenden Prozess eigener Art [...], Zwänge impliziert, in die die Akteure involviert sind 
und denen sie nicht ausweichen können“ (Gildemeister 2008, 173). Dieser 
interaktionstheoretische Zugang zur Konstruktion von Geschlecht umfasst also die 
menschliche Interaktion als Konstruktionsmoment geschlechtlicher Differenzierungen. 
Der Ursprung des Konzepts des doing gender liegt dabei in der Transsexuellenforschung1, 
und wurde dann unter anderem von Candace West und Don H. Zimmerman (1987) 
aufgegriffen und weiter verarbeitet. In diesem Zusammenhang wird die Trennlinie zwischen 
Natur (sex) und Kultur (gender) aufgehoben (Gildemeister 2008, 178). So schreiben auch 
West und Zimmerman, dass ab Mitte der 1970er Jahre das Verhältnis zwischen Natur und 
                                                
1 siehe?weiter?dazu:?Garfinkel,?Harold?(1967),?Kessler,?Susan/McKenna,?Wendy?(1978)?
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Kultur als weitaus komplexer verstanden wurde, als wie es bisher angenommen wurde. 
Weiters wurden verschiedene strukturelle Maßnahmen entdeckt, die vorher nur mit der Natur 
(sex) in Verbindung gebracht wurden (West/Zimmerman 1987, 126). West und Zimmerman 
unterscheiden in ihrer Weiterentwicklung der Unterteilung von sex und gender drei 
Kategorien: 
Die erste Kategorie ist die Kategorie sex. Unter dieser verstehen West und Zimmerman laut 
Regine Gildemeister die „Geburtsklassifikation des körperlichen Geschlechts aufgrund sozial 
vereinbarter Kriterien“ (Gildemeister 2008, 178). Die zweite Kategorie ist die sex-category, 
die „die soziale Zuordnung zu einem Geschlecht im Alltag aufgrund der sozial geforderten 
Darstellung einer erkennbaren Zugehörigkeit zur einen oder anderen Kategorie“ (Gildemeiser 
2008, 178) umfasst. Hierbei zentral ist, dass die sex-category nicht der Geburtsklassifikation 
entsprechen muss (Gildemeiser 2008, 178). Die soziale Zuordnung geschieht über 
Darstellungen im Alltag, die auf eine bestimmte Geschlechtszugehörigkeit schließen lassen. 
Die dritte Kategorie ist die Kategorie gender, die das soziale Geschlecht darstellt. Gender-
Aktivitäten ergeben sich dabei aus der gender-category und stärken diese wiederum 
(West/Zimmerman 1987, 127). 
Die bedeutungsreichste Erneuerung des Konzepts des doing gender durch West und 
Zimmerman ist es also, dass sie eine dritte Kategorie, nämlich jene der sex-category als 
Analyseeinheit eingeführt haben. Daraus ergibt sich die Möglichkeit, auch im Fall einer 
biologischen Differenz, soziokulturelle Merkmale eines bestimmten Geschlechts im 
Alltagsleben auszuleben und darzustellen. In Bezug auf die Problematik, die bei der Trennung 
zwischen sex und gender bereits angesprochen wurde, ergeben sich für das Konzept des doing 
gender drei wichtige Aspekte. Erstens ist der unmittelbare Rückschluss zwischen 
biologischen Merkmalen eines Menschen und der sozialen Konstruktion der 
Zweigeschlechtlichkeit mit der Einführung einer dritten Kategorie aufgehoben. Dadurch 
ergibt sich kein direkter Schluss von biologischen Merkmalen auf eine bestimmte Zuordnung 
zu einem Geschlecht. Zweitens bedeutet die reflexive Beziehung zwischen biologischem 
Geschlecht und sozialer Geschlechtszuordnung die Möglichkeit herauszuarbeiten, wie Natur 
kulturell gedeutet, an der Konstruktion von Geschlecht beteiligt ist. Und drittens wird durch 
die interaktive und situationsspezifische Verortung der Geschlechterkonstruktion darauf 
geachtet, dass nicht der Fehler begangen wird, Geschlecht als Merkmal einer Person 
festzumachen (Gildemeister/Wetterer 1992, 213). 
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Die Frage, die sich nun stellt ist jene, inwiefern sich dieses interaktionstheoretische Konzept 
als relevant für die Frage nach der Geschlechterkonstruktion durch einen 
Gesetzgebungsprozess herausstellt. Beim Konzept des doing gender geht es um individuelle 
Interaktion und ist daher als theoretische Grundlage für diese Untersuchung relevant, da es 
sich in jedem gesellschaftlichen Prozess wiederfinden lässt. So fragten sich auch West und 
Zimmerman „can we ever do not gender?“ und ihre Antwort darauf lautete, dass aufgrund der 
essenziellen Teilung unserer Gesellschaft in männlich und weiblich, doing gender 
unvermeidbar ist (West/Zimmerman 1987, 137). In diesem Zusammenhang, da doing gender 
in jedem gesellschaftlichen Prozess vorhanden ist, bedeutet dies also auch, dass der 
Gesetzgebungsprozess als Ort, an dem Geschlecht konstruiert wird, betrachtet werden muss. 
Wenn es um die gesellschaftliche Teilung in männlich und weiblich geht, sind gerade 
Strukturen wie jene der geschlechtlichen Arbeitsteilung besonders hervorzuheben. So schreibt 
beispielsweise Helma Lutz über die Arbeit im Privathaushalt, dass es sich bei der Hausarbeit 
um eine „Kernaktivität des Doing Gender“ handelt (Lutz 2005, 70). Für Helma Lutz bedeutet 
dies, dass unter anderem die Haushaltsarbeit für die Beibehaltung der sozialen 
Geschlechterordnung verantwortlich ist (Lutz 2005, 70). In diesem Zusammenhang ist das 
interaktionstheoretische Konzept des doing gender für die Frage nach der 
Geschlechterkonstruktion im Gesetzgebungsprozess weiters auch dahingehend relevant, dass 
ein Gesetz, wie das Hausbetreeungsgesetz, den Arbeitsmarkt Privathaushalt regelt. Durch 
diesen Gesetzgebungsprozess wird ein Raum geschaffen, an dem wiederum 
Geschlechterordnung reproduziert wird. Dadurch wird also ein Raum geschaffen, an dem es 
zu doing gender kommt, wodurch eine soziale Geschlechterordnung ständig reproduziert 
wird. 
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3.3. Diskursiver Ansatz zur Geschlechterkonstruktion 
 
 
Wenn es um die Frage nach der Konstruktion von Geschlecht geht, darf ein Ansatz nicht 
außer Acht gelassen werden. Das ist jener, der sich auf den Zusammenhang zwischen Diskurs 
und Geschlecht bezieht, welcher unter anderem auch von Judith Butler aufgegriffen wird. Bei 
Judith Butlers Arbeiten steht der Diskurs als Ort der Geschlechterkonstruktion im 
Mittelpunkt. 
 
Im diskurstheoretischen Ansatz zur Geschlechterkonstruktion teilen die diskurstheoretischen 
Ansätze ? ebenfalls wie die bereits zuvor erwähnten ethnomethodologischen Ansätze des 
doing gender ? die theoretische Position, dass Geschlecht nicht auf biologische Merkmale 
zurückzuführen ist, sondern vielmehr sozial konstruiert ist. Während das Konzept des doing 
gender die Geschlechterkonstruktion als interaktiven, sich ständig neu vollziehenden 
Herstellungsprozess begreift, liegt Ort und Modus der Konstruktion von Geschlecht beim 
diskurstheoretischen Konzept Judith Butlers im Bereich der Sprache, des Diskurses bzw. der 
symbolisch diskursiven Ordnung (Villa 2004, 141f). 
An dieser Stelle bedarf es einer Definition des Begriffes Diskurs: „Diskurse sind abgrenzbare 
Zusammenhänge von Kommunikation oberhalb der Ebene situativ-singulärer Äußerungen. 
Als mehr oder weniger machtvolle, institutionalisierte und geregelte Formen mündlichen oder 
schriftlichen Sprachgebrauchs durch soziale Akteure konstituieren Diskurse die 
gesellschaftliche Wahrnehmung der Welt einschließlich verfügbarer Subjekt- und 
Sprecherpositionen. Sie produzieren gesellschaftliche Wirklichkeit“ (Nohlen 2005, 164). Die 
diskurstheoretischen Annahmen gehen davon aus, dass Sprache als Bedeutungssystem 
funktioniert. Sprache ist ein „Zeichensystem, mit dem wir Bedeutungen produzieren. […] Die 
Sprache ist kein abstraktes System, sondern immer mit gesellschaftlichen und historischen 
Diskursen untrennbar verknüpft“ (Seifert 1992, 270f). In Anlehnung an das 
Diskursverständnis von Foucault beschreibt Ruth Seifert die Funktion von Diskursen als 
Mechanismen, die das normale Individuum formen, „indem sie Aussagen darüber machen, 
was der Mensch ist. Sie entdecken aber keine zugrundeliegenden Wahrheiten, sondern setzen 
diskursiv eine bestimmte Subjektivität in die Welt“ (Seifert 2004, 271). 
Auf Ebene der Diskurstheorie stellte die Kategorie Geschlecht zu Beginn keine besonders 
relevante Kategorie dar, dennoch entwickelte sich aus den diskurstheoretischen Ansätzen eine 
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wichtige Grundlage zur Frauen- und Geschlechterforschung. Im Zentrum stehen dabei Fragen 
nach der diskursiven Konstruktion von Weiblichkeit und der Zusammenhang von Macht und 
Diskurs. So lassen sich nach Ruth Seifert „diskursiv hergestellte Geschlechteridentität – also 
Männlichkeit und Weiblichkeit – […] nicht nur standpunkttheoretisch, d.h. auf dem 
Hintergrund verschiedener Erfahrungs- und Lebenswelten erklären, sondern […] auf einer 
anderen Analyseebene als ein in der symbolischen Ordnung hergestelltes, kulturelles 
Konstrukt“ (Seifert 2004, 274). 
Eben diese Produktion gesellschaftlicher Wirklichkeit steht im Mittelpunkt der Annahme der 
diskursiven Konstruktion von Geschlecht. Aus der diskurstheoretischen Perspektive von 
Judith Butler liegt laut Paula-Irene Villa die Bedeutung bei der „Fokussierung auf Sprache 
bzw. Diskurs als Ort und Modus der Konstruktion von Wirklichkeit sowie auf die Ausübung 
von Macht durch Diskursregimes“ (Villa 2004, 144). Nach Andrea Bührmann steht dabei die 
Annahme im Vordergrund, dass „die Klassifizierung von und Differenzierung zwischen 
Körpergeschlecht und Geschlechtsidentität keine Beschreibung der Realität darstelle. 
Vielmehr werden Körpergeschlecht und Geschlechtsidentität über spezifische diskursive 
Praktiken konstituiert“ (Bührmann 2001, 133). 
Im Zusammenhang zwischen Sprache und Geschlechterkonstruktion wird davon 
ausgegangen, dass Diskurse Wahrheit konstruieren und somit gesellschaftliche Macht 
ausüben (Bublitz 1998, 10f). Wenn es um das Geschlechterverhältnis und die damit 
verbundenen Codierungen und Beziehungen zwischen den Geschlechtern geht, ist nach 
Hannelore Bublitz das, „[w]as uns als Natur und daher unabänderliche Tatsache oder 
Wahrheit erscheint, […] als Ergebnis von geschichtlichen Prozessen und Ereignissen, 
Auseinandersetzungen und Kämpfen zu betrachten" (Bublitz 1998, 15). 
Judith Butler hat in ihrer Arbeit Gender Trouble (in der Übersetzung Das Unbehagen der 
Geschlechter, 1991) darauf abgezielt, die vorhandenen so genannten Gender-Kategorien zu 
stören. Diese Gender-Kategorien sind es, die laut Heike Jensen (2005) im theoretischen 
Verständnis von Judith Butler die „Geschlechterhierarchie und Zwangsheterosexualität 
stützen“ (Jensen 2005, 255). Dabei sind die grundlegenden Identitätskategorien des 
biologischen Geschlechts sowie des Körpers „Resultate bestimmter Institutionen, Praxen und 
Diskurse von Macht“ (Jensen 2005, 255). In diesem Zusammenhang sollen also 
Geschlechterdifferenzen und Zwangsheterosexualität durch das Aufbrechen dieser Gender-
Kategorien, die eben als Identitätskategorien Geschlechteridentität und Sexualität 
determinieren, überwunden werden können. 
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Aus diskurstheoretischer Perspektive bedarf es also einer Untersuchung des Zusammenhangs 
von Diskurs und Geschlecht, um somit vorhandene Geschlechterkonstruktionen 
aufzubrechen, bestehende Machstrukturen aufzuzeigen und zu verändern. Eine solche 
Untersuchung bedeutet jene Formungsprozesse herauszuarbeiten, die auf der Erfahrungsebene 
dann als spezifisch weibliche oder männliche Kategorien empfunden werden. Dadurch kann 
Kritik an Unterdrückung und Ausschließung dahingehend geäußert werden, dass auf konkrete 
Praktiken verwiesen werden kann (Jäger 2004, 339-340). 
Wenn Geschlecht als diskursiv produzierter Entwurf der Wirklichkeit angesehen wird und die 
damit einhergehende Subjektivität ebenfalls diskursives Produkt und selbst diskursiver 
Prozess ist (vgl. dazu Seifert 2004, 272), kann die Geschlechterforschung, die 
diskursanalytisch operiert, „die Einsicht in die Produktivität von Machtbeziehungen nutzen, 
um Kritik (und Widerstand) zu formulieren“ (Jäger 2004, 340). 
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3.4. Fazit 
 
 
Die Kernaussage der hier vorgestellten theoretischen Annahmen in der Geschlechterforschung 
ist also jene, dass „das Geschlecht keine natürliche oder ontologische Tatsache darstellt, 
sondern als Produkt (sozialen) Tuns begriffen werden muss“ (Villa 2004, 143). 
Zusammenfassend lässt sich also feststellen, dass sowohl die theoretischen Überlegungen zur 
geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung oder jene zum Konzept des doing gender als auch die 
Annahmen zur diskursiven Konstruktion von Geschlecht dieselbe grundlegende Idee teilen. 
Geschlecht und somit die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung sind nicht aufgrund 
biologischer Merkmale determiniert, sondern Geschlecht wird durch und in gesellschaftlichen 
Prozessen konstruiert und reproduziert. 
Im Konzept des doing gender liegt der Ort der Konstruktion in gesellschaftlichen Prozessen, 
aber auch – wie zum Beispiel in den Arbeiten von Helma Lutz – in konkreten 
gesellschaftlichen Prozessen wie der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung. Da, wie bereits 
im vorhergegangenen Punkt besprochen, das Phänomen des doing gender in jeder 
gesellschaftlichen und sozialen Interaktion vorhanden ist, wird Geschlecht somit ständig 
reproduziert. In diesem Zusammenhang ist auch der Gesetzgebungsprozess ein solcher 
Prozess des doing gender. Der Gesetzgebungsprozess ist aber nicht nur als gesellschaftliche, 
soziale Interaktion eine Aktivität in der Geschlechterkonstruktion stattfindet, sondern es 
handelt sich dabei auch um ein Gesetz bei dem das von Helma Lutz aufgegriffene sensible 
Thema der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung angesprochen wird. Der 
Gesetzgebungsprozess zum Haubetreuungsgesetz stellt aus diesem Grund eine doppelte Form 
des doing gender dar: Zum einen als gesellschaftlicher Prozess, in dem 
Geschlechterstereotype ständig reproduziert werden, und zum anderen als Ordnungssystem, 
mit dem eine Kernaktivität des doing gender – nämlich die geschlechtsspezifische 
Arbeitsteilung – beibehalten wird. 
Neben der Rolle des Gesetzgebungsprozesses als Aktivität des doing gender ist auch ein 
weiterer Punkt der bereits erwähnten theoretischen Aspekte zur Konstruktion von Geschlecht 
relevant. Das ist jener der diskursiven Produktion von Geschlecht. Wie es schon aus den 
vorhergehenden Erläuterungen hervorgeht, ist die Trennlinie zwischen den einzelnen 
Konzepten zur Konstruktion von Geschlecht recht fließend. Auch die theoretischen 
Annahmen zur diskursiven Konstruktion von Geschlecht legen ihren erkenntnistheoretischen 
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Schwerpunkt auf die soziale Konstruiertheit von Geschlecht. In diesem Zusammenhang liegt 
das Zentrum der sozialen Konstruktion von Geschlecht in der Sprache. Wie schon erwähnt ist 
der Gesetzgebungsprozess ein eben solcher Prozess, bei dem mittels Sprache 
Geschlechterbilder aber auch die Realität der Arbeitsteilung in der Pflege und Betreuung 
wiedergegeben und in weiterer Folge auch konstruiert werden. 
 
Nachdem ich auf die theoretischen Konzeptionen zur Konstruktion von Geschlecht näher 
eingegangen bin, möchte ich im nächsten Schritt auf einen weiteren grundlegenden Teil 
meiner Forschungsarbeit eingehen, bevor ich dann im Anschluss zur Auswertung meiner 
Untersuchung kommen werde. 
Da es sich bei meiner Arbeit um die Analyse eines Policy-Prozesses handelt, werde ich im 
nächsten Kapitel die theoretischen Grundlagen zur Policy-Forschung erläutern. 
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4. Policy-Analyse 
 
 
Zur Beantwortung meiner Fragestellung, wie in diesem Policy-Prozess Geschlecht konstruiert 
bzw. reproduziert wird, ist notwendig, näher auf den Policy-Prozess als relevanten Ort der 
Geschlechterkonstruktion einzugehen. In diesem Kapitel möchte ich daher jene 
grundlegenden Aspekte behandeln, die für den weiteren Forschungsprozess und die 
Beantwortung meiner Fragestellung wesentlich sind. 
Die Policy-Analyse orientiert sich in ihrem Erkenntnisinteresse nach Maria Behrens (2003, 
215f) in zwei Richtungen: Einerseits die anwendungsorientierte Policy-Analyse, bei der es 
darum geht, konkrete Probleme und Problemlösungen für die Politikberatung zu erarbeiten, 
und andererseits die Perspektive normativ-politischer Theorie, die versucht „die Entstehung 
von Normen und Werten zu rekonstruieren, ihre prägende Wirkung zu identifizieren und ggf. 
einer kritischen Bewertung (critical theory-Ansatz) zu unterziehen. Das Gegebene wird somit 
nicht als Wahrheit hingenommen, sondern gilt als sozial konstruiert“ (Behrens 2003, 216). 
Diese zweite Richtung von Erkenntnisinteresse ist Gegenstand meiner Arbeit. Im Zentrum 
steht dabei die soziale Konstruktion von Wirklichkeit innerhalb des Gesetzgebungsprozesses. 
 
 
4.1. Grundlegendes zur Policy-Forschung: Begriffsklärung 
 
 
Wenn im Bereich der Policy-Forschung gearbeitet wird, gilt es in erster Linie zu Beginn den 
Begriff policy zu definieren. Der Begriff der Politik, wie wir ihn in unserem 
Alltagsverständnis verwenden, stammt etymologisch von dem griechischen Wort „Tà 
politikà“ ab und „bezeichnet die auf die Polis bezogenen öffentlichen Angelegenheiten, die 
alle Bürger (=polities) betreffen und verpflichten, [sowie weiters der Begriff der] politike 
téchne[, der] die Kunst der Führung und Verwaltung der öffentlichen Aufgaben im Interesse 
der Gemeinschaft des Bürgers/des Gemeinwohls der Polis“ (Nohlen 2005, 697) beschreibt. 
Der Politikbegriff der griechischen Antike legt somit den Grundstein für unser heutiges 
Politikverständnis. In diesem Zusammenhang, vor allem wenn es um unser Alltagsverständnis 
geht, sind verschiedenen Bedeutungen von Politik bzw. Bedeutungen des Politischen 
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vertreten, eine genaue Bedeutung bleibt jedoch oft umstritten. Im angelsächsischen Raum 
entwickelte sich in der Politikwissenschaft die sogenannte Trias des Politikbegriffs, die die 
Begriffe policy, polity und politics beinhaltet. Bei dieser Dreiteilung des Begriffs werden drei 
unterschiedliche Dimensionen von Politik unterschieden, die wie folgt charakterisierten 
werden: 
 
Unter dem Begriff policy wird ein Teil der in drei Teile gegliederten Dimensionen von Politik 
verstanden, auf den sich auch die Policy-Forschung konzentriert. Der Bereich der policy 
umfasst dabei den inhaltlichen, materiellen Bereich der Politik. Policies können 
beispielsweise „Gesetze, Verordnungen, Entscheidungen, Programme und Maßnahmen sein, 
deren konkrete materielle Resultate die Bürger direkt betreffen, gegebenenfalls an den 
Bürgern vorbeigehen oder auch nur symbolische Funktion haben“ (Schubert 2003, 4). 
Die beiden anderen Bereiche sind polity und politics. Polity umfasst den strukturellen 
(verfassungsmäßigen oder normativen) Rahmen von Politik. Dazu gehören „konkrete 
(tatsächliche oder gewünschte) politische Ordnungen“ (Schubert 2003, 4). Zum Bereich der 
politics gehören die prozessualen Aspekte von Politik. „Politics bezeichnet den mehr oder 
weniger konflikthaften Prozess des Politikgestaltens, bei dem auf die unterschiedlichen, 
teilweise grundsätzlichen, teilweise gleichlaufenden, teilweise neutralen, teilweise 
koalierenden Interessen und Parteien und deren politische Absichten, Forderungen etc. 
Rücksicht genommen werden muss“ (Schubert 2003, 4). 
 
Die Policy-Analyse (wird im deutschsprachigen Raum auch als Politikfeldanalyse bezeichnet) 
entwickelte sich in den USA und etablierte sich etwa Mitte der 1980er Jahren im 
deutschsprachigen Raum. Thomas S. Dye definierte die Policy-Analyse bereits mit dem Titel 
seines Lehrbuches aus dem Jahr 1976 folgendermaßen „Policy Analysis: What Governments 
Do, Why They Do it and What Difference it Makes“. Aufbauend auf dem Titel dieser Arbeit 
kann eine weitere Klärung dessen, womit sich die Policy-Forschung beschäftigt, dadurch 
gekennzeichnet werden, dass sich diese Disziplin innerhalb der Politikforschung „mit den 
konkreten Inhalten, Determinanten und Wirkungen politischen Handelns“ (Schubert 2003, 3) 
befasst. Die Policy-Analyse beschäftigt sich im Zentrum ihrer Forschung mit Policy-
Prozessen und „ist interaktionsorientiert, da sie konkrete politische 
Entscheidungsfindungsprozesse analysiert und das Zustandekommen der in der Praxis 
verwirklichten Lösung erklärt. Sie ist aber auch problemorientiert, indem sie zur 
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sachadäquaten Lösung politisch-inhaltlicher Fragen beitragen will bzw. nach „besten 
Lösungen“ sucht“ (Schubert 2003, 6f). 
Im Mittelpunkt der Policy-Analyse steht laut Dieter Nohlen die Forschung nach 
Gegenständen, Zielen und Wirkungen politischer Aktivitäten (Nohlen 2005, 706). Nach den 
bereits genannten Definitionen stellt also die Rekonstruktion des 
Entscheidungsfindungsprozesses rund um die Regelung der 24-Stunden-Pflege bzw. -
Betreuung durch das Hausbetreuungsgesetzes von 2007 einen eben solchen Policy-Prozess 
dar. Für die Policy-Analyse im Rahmen meiner Forschungsarbeit steht die Frage nach der 
Reproduktion von Geschlecht innerhalb dieses Entscheidungsfindungs- bzw. 
Gesetzgebungsprozesses im Mittelpunkt. Es soll dabei aber nicht nur der Prozess rekonstruiert 
werden, sondern eben besonders die konstruktivistische Kraft der Gesetzgebung im Bereich 
der Geschlechterkonstruktion untersucht werden. Dabei stellen die politischen AkteurInnen 
innerhalb des Gesetzgebungsprozess eine besonders wichtige Einheit dar. 
Bei der Entstehung des Hausbetreuungsgesetzes, die von mir untersucht wird, bedarf es eines 
Konzepts zur Unterteilung des Entstehungsprozesses, wie es in der Policy-Forschung oft 
verwendet wird. Ein eben solches Konzept stellt der Policy-Cycle dar, den ich im nächsten 
Schritt kurz erläutern werde. 
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4.2. Der Policy-Cycle – Konzept zur Untersuchung von Politikprozessen 
 
 
Der Policy-Cycle ist ein zentrales Konzept der Policy-Forschung, das die einzelnen Ebenen 
im Politikgestaltungsprozess genauer untersucht. Das grundlegende Politikverständnis, 
welches dem Konzept des Policy-Cycles zugrunde liegt, ist jenes der Politik als Policy-
Making-Prozess (Jann/Wegrich 2003, 72). Jann und Wegerich beziehen sich bei ihrer 
Erklärung auf die Definition von Fritz W. Scharpf, der diesen als Prozess beschreibt, „in dem 
lösungsbedürftige Probleme artikuliert, politische Ziele formuliert, alternative 
Handlungsmöglichkeiten entwickelt und schließlich als verbindliche Festlegung gewählt 
werden“ (Scharpf 1973, 15). Die Phasen des Policy-Cycles werden deshalb als kreisförmig 
dargestellt, da diesem Konzept die Annahme zugrunde liegt, Policy-Prozesse seien selten in 
sich abgeschlossene Prozesse mit klarem Anfang und Ende. Denn Politikinhalte werden nach 
Jann und Wegrich „ständig neu formuliert, durchgeführt, evaluiert und verändert" 
(Jann/Wegrich 2003, 81). Der Policy-Cycle ist ein Konzept, das in meiner Arbeit dazu dienen 
soll, den Policy-Making-Prozess zu veranschaulichen. 
 
Der Policy-Cyle besteht aus verschiedenen Phasen, die den Politikgestaltungsprozess 
rekonstruieren. Die Phasen reichen von der Problemwahrnehmung über das sogenannte 
Agenda-Setting, die Politikformulierung, die Implementation eines Gesetzes bis hin zu der 
Evaluierung bestimmter Politikinhalte. Da es nicht das Ziel meiner Arbeit ist, eine Evaluation 
des Hausbetreuungsgesetzes durchzuführen, sondern vielmehr den Gesetzgebungsprozess und 
besonders die darin enthaltenen Beiträge der einzelnen AkteurInnen zu analysieren, werde ich 
mich in meiner Forschungsarbeit nur auf die ersten beiden Phasen des Policy-Cycles 
konzentrieren, auf die ich im nächsten Schritt näher eingehen möchte. 
 
4.2.1. Problemwahrnehmung und Agenda Setting 
Am Beginn eines Policy-Making-Prozesses steht zunächst die Problemwahrnehmung. Damit 
ein soziales Problem überhaupt als relevant wahrgenommen wird, muss es erst als solches 
definiert und die „Notwendigkeit eines steuernden Eingriffs öffentlicher Politik artikuliert 
werden" (Jann/Wegrich 2003, 83). Nachdem ein solches Problem als relevant wahrgenommen 
wird, muss es in einem nächsten Schritt auf die politische Tagesordnung gesetzt werden. 
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Dieser Schritt wird als Agenda Setting bezeichnet. Agenden können, wie es auch von Jann 
und Wegrich beschrieben wird, mehrere unterschiedliche Bedeutungen haben: Es wird 
zwischen öffentlicher (Medien und Fachöffentlichkeiten) und politischer Agenda und auch 
zwischen informaler Agenda in der politischen Arena und der formalen Agenda (Regierung, 
Parlament) der politischen Entscheidungsinstanzen unterschieden (Jann/Wegrich 2003, 83). 
Im Mittelpunkt dieser Phase des Policy-Cycles steht die Frage, wie soziale Probleme zu 
Gegenständen des politischen Problemlösungshandeln werden. Im Forschungsprozess geht es 
dabei besonders darum, eben dieses Problem zu definieren und dann zu analysieren, warum, 
wie und wann eben dieses Problem auf die politische Agenda kommt (Jann/Wegrich 2003, 
83). Diese Phase des Policy-Cycles stellt also eine erste Vorentscheidung für den weiteren 
Verlauf des politischen Entscheidungsprozesses dar. 
Nach Jann und Wegrich ist die Festlegung eines Problems auf der politische Tagesordnung, 
das durch Betroffene oder Interessensvertreter vorangetrieben wird, ein mehrstufiger Vorgang 
bei dem es zu verschiedenen „Selektionen" kommt (Jann/Wegrich 2003, 84). Welche 
Probleme diese Selektionen überstehen und somit auf die Agenda kommen, sind laut Jann und 
Wegrich weniger von einem „objektiven Problemdruck", als vielmehr von einer spezifischen 
und eingängigen Problemdefinition, sowie durch eine Abgrenzung und Einschränkung des 
Problemkomplexes abhängig (Jann/Wegrich 2003, 84). Diese Phase ist somit ein „politischer 
Prozess, in dem die Präferenzen, Problemlösungsphilosophien und die Hauptkapazitäten 
zentraler Akteure eine wichtige Rolle spielen" (Jann/Wegrich 2003, 84). 
Im Zuge meiner Forschungsfrage ist es in dieser Phase des Policy-Cycles besonders 
interessant zu untersuchen, wie sich die Problemwahrnehmung zu einem tatsächlichen 
Agenda-Setting-Prozess entwickelt hat, wobei der besondere Stellenwert hier der Artikulation 
des Problems gilt. Den zentralen Punkt dieser ersten Phase des Policy-Prozesses stellen die 
einzelnen AkteurInnen und deren Problemartikulationen in Zusammenhang mit der 24-
Stunden-Pflege bzw. -Betreuung dar. 
 
4.2.2. Politikformulierung und Entscheidung 
Bei der auf die Problemwahrnehmung folgenden Phase im Policy-Cycle, handelt es sich um 
jene Phase, bei der aus artikulierten Problemen staatliche Programme werden (Jann/Wegrich 
2003, 85). Diese Phase des Policy-Cycles wird wesentlich durch die Verhandlungen innerhalb 
der einzelnen Policy-Netzwerke bestimmt. Unter Policy-Netzwerken werden 
Beziehungsmuster zwischen einzelnen AkteurInnen innerhalb eines Politikfeldes verstanden, 
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die durch den „wiederholten Austausch von Informationen, Ressourcen etc., durch die 
Beachtung gemeinsamer Konventionen und Regeln sowie ggf. durch die Entwicklung eines 
gemeinsamen Problemverständnisses zwischen den Akteuren relativ stabile Muster 
herausbilden“ (Nohlen 2005, 695) wie zum Beispiel politische AkteurInnen oder 
verschiedenste Interessensvertreter. Jann und Wegrich verweisen in diesem Zusammenhang 
darauf, welcher große Stellenwert solchen Policy-Netzwerken im Entscheidungsprozess 
zukommt, und dass die Akteurskonstellationen je nach Politikfeld variieren können 
(Jann/Wegrich 2003, 87). Entscheidungsprozesse hängen einerseits von den Verhandlungen 
innerhalb der sogenannten Policy-Netzwerke ab, andererseits aber auch von den materiellen 
Rahmenbedingungen. Auf der politischen Ebene spielen Machtkonstellationen und der 
Einfluss der einzelnen AkteurInnen eine wichtige Rolle (Jann/Wegrich 2003, 87). Welcher 
Politikinhalt wann und in welcher Form beispielsweise zu einem Gesetz wird, hängt von eben 
diesen Faktoren ab. 
Diese Phase des Policy-Cycles beschreibt also jenen Bereich des Entscheidungsprozesses, in 
dem die einzelnen AkteurInnen ihre Interessen und Ansichten artikulieren. Ich werde daher 
versuchen, die einzelnen Standpunkte der AkteurInnen im parlamentarischen Geschehen 
herauszuarbeiten, um so die vorherrschenden Geschlechterdiskurse sichtbar zu machen, die 
im Gesetzgebungsprozess einerseits bestehende Geschlechtervorstellungen widerspiegeln, als 
auch zu einer möglichen Reproduktion von Geschlechterstereotypen beitragen können. 
 
Die Konzepte von Paul A. Sabatier (1993) und Peter Hall (1993) bilden die Grundlage für die 
lerntheoretische Politikanalyse des Entstehungsprozesses des Hausbetreuungsgesetzes, deren 
zentrales Element für die Erklärung von Politikwandel das Lernen ist. Im folgenden Kapitel 
möchte ich zunächst näher auf diese beiden Konzepte eingehen. 
- 36 - 
4.3. Politisches Lernen – Politikwandel in der Policy-Analyse 
 
 
Als Grundlage zur Analyse von Politikwandel im Zusammenhang mit dem 
Hausbetreuungsgesetz dienen die Konzepte von Paul A. Sabatier und Peter Hall als 
Erklärungsrahmen für den Prozess des Politikwandels. Die Kernannahme ist hierbei, dass es 
sich beim Politikwandel um einen Lernprozess handelt. Dieses Konzept stellt aus dem Grund 
einen geeigneten Erklärungsrahmen dar, da lerntheoretische Konzepte, wie eben dieses, den 
Entscheidungsprozess im Policy-Prozess nicht nur aufgrund von rationalen 
Akteursentscheidungen zu erklären versuchen, sondern eben die individuellen Bezugssysteme 
der AkteurInnen als Analysekategorie miteinschließen (Bothfeld 2005, 81). Da es sich bei 
dieser Analyse um die Analyse eines politischen Wandels im Sinne eines neuen Gesetzes zur 
Regelung der Hausbetreuung handelt, wird die Policy-Analyse mit diesen lerntheoretischen 
Annahmen untersucht. 
 
Der Ansatz des Advocacy-Coalition-Framework (ACF) von Paul A. Sabatier und der Ansatz 
des social learning von Peter Hall sind Formen der interpretativen Politikanalyse, „bei der das 
Akteurshandeln in Hinblick auf die Sachorientierung und einen – wie auch immer gearteten – 
Fortschritt in einem bestimmten Politikbereich im Zentrum steht“ (Bothfeld 2005, 81). Als 
Sachorientierung definiert Silke Bothfeld „die Verwirklicheung von normativen und 
kognitiven Annahmen“ (Bothfeld 2005, 81). Der Lernbegriff von Peter Hall kann dabei 
folgendermaßen definiert werden: „[A]s a deliberate attempt to adjust the goals or techniques 
of policy in response to past experience and new information. Learning is indicated when 
policy changes as the result of such a process“ (Hall 1993, 278). Sabatiers Lernbegriff 
beschäftigt sich besonders mit „langfristigen Veränderungen in der Verteilung von 
Wertvorstellungen von Menschen innerhalb einer Koalition oder innerhalb eines breiteren 
Policy-Subsystems“ (Sabatier 1993, 137). 
Der Ansatz der Advocacy-Coalitions nach Paul A. Sabatier bezeichnet den Zusammenschluss 
verschiedener AkteurInnen innerhalb eines Policy-Subsystems, die das gemeinsame Ziele 
verfolgen, „ihre handlungsleitenden Orientierungen in öffentliche Maßnahmen umzusetzen“ 
(Sabatier 1993, 121). Dieter Nohlen fasst den Ansatz der Advocacy-Coalitions von Sabatier so 
zusammen, dass das Konzept davon ausgeht, „da[ss] kollektive wie individuelle polit[ische] 
Akteure, u[nter] a[nderem] staatl[iche] Bürokratien, Parteien, Interessengruppen, 
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Bürgerinitiativen, aber auch Journalisten und Wissenschaftler mit ähnlichen Überzeugungen, 
Einstellungen und Zielen (belief systems) bezüglich eines Politikfelds sich zu a.c. 
zusammenschließen, um ihre Ziele gemeinsam gegen andere mögliche Koalitionen 
durchzusetzen. […] Es geht also primär um die Frage, wie Wissen und Informationen in den 
Policy-Proze[ss] eingebracht werden und zu Policy-Wandel beitragen“ (Nohlen 2005, 4). 
Nach Sabatier basiert der Advocacy-Coalition-Ansatz auf drei grundlegenden Annahmen: 
„Erstens, da[ss] der Proze[ss] des Policy-Wandels und die Rolle des policy-orientierten 
Lernens, auf dem dieser beruht, nur in einer Zeitperspektive von einem Jahrzehnt oder mehr 
verstanden werden kann. Zweitens, da[ss] die sinnvollste Art und Weise, Policy-Wandel im 
Rahmen einer solchen Zeitspanne zu erfassen, darin besteht, da[ss] man „Policy-Subsysteme“ 
betrachtet, d.h. die Interaktionen von Akteuren verschiedener Institutionen, die an einem 
Policy-Bereich interessiert sind. Drittens, da[ss] staatliche Maßnahmen in der gleichen Art 
konzeptualisiert werden können wie handlungsleitende Orientierungen oder „belief systems“, 
d.h. als Sets von Wertprioritäten und kausalen Annahmen darüber, wie diese zu realisieren 
sind“ (Sabatier 1993, 120). 
Die Konzepte von Hall und Sabatier erweitern das Forschungskonzept in der Policy-
Forschung um eben jene Ansätze, die bei der Untersuchung von Politikwandel die 
sogenannten Sachorientierungen ? also normative und kognitive Annahmen ? sowie die 
sogenannten belief systems der einzelnen AkteurInnen im Policy-Prozess mit einbeziehen. 
Beim Advocacy-Coalition-Ansatz ist die zentrale Frage jene, wie Wissen und Information in 
den Politikprozess eingebracht wird und wie dieses Wissen zu einem Politikwandel beiträgt. 
Am Beispiel des Hausbetreuungsgesetzes möchte ich eben einen solchen Politikwandel 
rekonstruieren, bei dem die einzelnen AkteurInnen und deren belief systems eine wichtige 
Komponente darstellen. In den folgenden Kapiteln möchte ich eine kurze Übersicht über die 
einzelnen Formen von Wissen, den Zusammenhang zwischen Wissen und Lernen und die 
Rolle der AkteurInnen geben. 
 
 
4.3.1. Wissen und Lernen 
Die so genannten belief systems spielen im Advocacy-Coalition-Ansatz von Paul A. Sabatier 
eine zentrale Rolle. Die AkteurInnen orientieren ihr Handeln dabei an den eben schon 
genannten belief systems. In Bezug auf deren Struktur unterscheiden Paul A. Sabatier und 
Hank Jenkins-Smith (1993) drei hierarchische, kognitive Strukturen: Erstens ein tiefer Kern 
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grundlegender und normativer Grundsätze, die dem persönlichen Wertesystem eines jeden 
Menschen zugrunde liegen; zweitens die grundlegenden Strategien und Policy-Positionen, die 
zur Durchsetzung der Kernüberzeugungen (core beliefs) in der politischen Arena oder den 
Subsystemen notwendig sind; und drittens eine Reihe sekundärer Aspekte, die eine Vielzahl 
instrumenteller Entscheidungen und Informationen beinhalten, die zur Umsetzung einer 
Policy in einer bestimmten Policy-Arena notwendig sind (Sabatier/Jenkins-Smith 1993, 30, 
eigene freie Übersetzung). Bei Peter Hall entsprechen diese Bedeutungs- bzw. 
Überzeugungssysteme den an das Konzept des Paradigmenwechsel von Thomas Kuhn (1979) 
anschließenden Policy-Paradigmen. Dabei unterteilt Peter Hall den Prozess des politischen 
Wandels in drei Stufen: Die erste Stufe wird als first order learning bezeichnet und beinhaltet 
eine Veränderung einfachster policy-Variablen und wird von Peter Hall als „normal 
policymaking“ (Hall 1993, 279) bezeichnet; die zweite Stufe second order learning bedeutet 
die Entwicklung neuer Policy-Instrumente; das Lernen dritter Ordnung oder third order 
learning zeichnet sich durch besonders tiefgreifende Veränderungen der Ziele im politischen 
Diskurs aus und wird in weiterer Folge als paradigmatischen Wandel bezeichnet, wobei das 
Lernen erster und zweiter Ordnung nicht zwangsläufig zu einem paradigmatischen Wandel 
führen muss (Hall 1993, 279). 
Die beiden Wissensbegriffe, die von Sabatier und Hall in ihren Konzepten zum Policy-
Wandel verwendet werden, können unter dem Überbegriff des kollektiven Wissens 
zusammengefasst werden. Sowohl Sabatier als auch Hall legen ihren Konzepten gesammelte, 
collective belief systems zugrunde. Das Wissen, das von bestimmten AkteurInnen innerhalb 
eines belief systems geteilt wird, wird im Politikwandel verändert, dem ein Wandel des 
kognitiven Rahmens vorausgeht (Bothfeld 2005, 85). Nach Silke Bothfeld konzipieren Hall 
und Sabatier „Veränderungen im Überzeugungssystem als das Ergebnis von Lernprozessen“ 
(Bothfeld 2005, 85). 
Um den Lernprozess, wie er von Sabatier und Hall verwendet wird, genauer zu skizzieren, 
müssen erst die verschiedenen Wissensbegriffe genauer definiert werden, deren Veränderung 
für den Lernprozess ausschlaggebend sind. 
Neben dem kollektiven Wissen, das von Akteuren innerhalb der Advocacy-Coalition geteilt 
wird, möchte ich auch noch verschiedene andere Wissensbegriffe kurz erläutern, die im 
Policy-Prozess ebenfalls eine wichtige Rolle spielen. Im Policy-Prozess spielt 
wissenschaftliches Wissen dahingehend eine wichtige Rolle, dass diese Form von Wissen 
beispielsweise durch Politikberatung vermittelt wird und damit eine Art Aufklärungsfunktion 
beinhaltet (Bothfeld 2005, 85). Wissenschaftliches Wissen besitzt gegenüber anderen Formen 
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von Wissen – wie beispielsweise dem Alltagswissen ? eine höhere Legitimität. Normatives 
Wissen und wissenschaftliches Wissen sind laut Silke Bothfeld nur schwer voneinander zu 
unterscheiden. Oftmals verschwimmt die Grenze zwischen wissenschaftlichem und 
normativem Wissen (Bothfeld 2005, 86). In Bezug auf die Erklärung des normativen 
Wissensbegriffs beziehen sich Nullmeier und Rüb (1993) darauf, dass sich normatives Wissen 
mit allen Wissenselementen beschäftigt, „die eine nähere Bestimmung der Willensbildung des 
Handelns oder des Handlungszieles vornehmen“ (Nullmeier/Rüb 1993, 49). Die Abgrenzung 
zu ebendiesem normativen Wissensbegriff ist der deskriptive Wissensbegriff. Deskriptives 
Wissen bedeutet laut Nullmeier und Rüb die Möglichkeit Aussagen über das Sein der Welt zu 
tätigen. Ob diese Aussagen aufgrund von Alltagswissen oder wissenschaftlichen Wissens 
getätigt werden, ist dabei irrelevant (Bothfeld 2005, 86f). 
Neben Alltags- und wissenschaftlichem, deskriptivem und normativem Wissen möchte ich 
nun noch auf eine weitere Gattung von Wissen aufmerksam machen, die in der Policy-
Forschung ebenfalls relevant ist ? die Formen sozialwissenschaftlichen Wissens.  
Die Formen sozialwissenschaftlichen Wissens sind die Ergebnisse von Policy-Forschung und 
können in Daten, Ideen und Argumente unterteilt werden (Bothfeld 2005, 87). Daten sind 
statistische Informationen oder konkrete Forschungsergebnisse; bei Ideen handelt es sich um 
eine Reduktion von Forschungsergebnissen auf einfache Ideen, die im Policy-Prozess auch 
eine Aufklärungsfunktion haben können. Wissenschaftliche Argumente inkludieren eine 
eindeutige politische Position (Bothfeld 2005, 88). 
Dieser Ausführung zufolge gibt es im Policy-Prozess verschiedene Formen von Wissen, die 
für den jeweiligen Lernprozess unterschiedliche Auswirkungen haben. 
 
Nachdem ich einen kurzen Überblick darüber gegeben habe, welche verschiedenen Formen 
von Wissen im Policy-Prozess bzw. für den Policy-Wandel von Bedeutung sind, möchte ich 
im nächsten Schritt kurz darauf eingehen, wer die AkteurInnen im Policy-Prozess sind und 
welche Rolle sie darin einnehmen. 
 
 
4.3.2. AkteurInnen und politisches Lernen 
Im Policy-Prozess sind verschieden AkteurInnen von Prozessen des politischen Lernens 
betroffen. Einerseits handelt es sich hierbei um die einzelnen AkteurInnen, wie die 
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Abgeordneten im Parlament, aber auch AkteurInnen wie die Bundesregierung, Parteien, 
Interessensvertretungen, NGOs oder Medien sind dabei relevant. 
Beim Advocacy-Coalition-Ansatz sind individuelle AkteurInnen die Subjekte des 
Politiklernens. Unter individuellen politischen AkteurInnen fasst Silke Bothfeld die 
RepräsentantInnen politischer Organisationen und die Mitglieder von Advocacy-Coalitions, 
die dieselben belief systems teilen, zusammen (Bothfeld 2005, 90). Zu den weiteren 
AkteurInnen zählt Bothfeld InteressensvertreterInnen, ParlamentarierInnen und 
Regierungsmitglieder, sowie ExpertInnen zu bestimmten Themen (bspw. JournalistInnen oder 
WissenschaftlerInnen) (Bothfeld 2005, 90). Die Anzahl und Größe von Advocacy-Coalitions 
ist unterschiedlich und die Mitglieder dieser Koalitionen lernen voneinander und 
koalitionsübergreifend (Bothfeld 2005, 90). 
Paul A. Sabatier definiert policy-orientiertes Lernen „als relativ stabile Veränderung des 
Denkens oder von Verhaltensintentionen […], die aus Erfahrungen resultieren und die sich 
mit der Realisierung oder der Veränderung von Policy-Zielen befassen“ (Sabatier 1993, 
121f). Nach Sabatier liegt das Zentrum des politischen Lernens dabei auf der Verbindung des 
Wissens der AkteurInnen mit deren „grundlegenden Wertvorstellungen und Kausalannahmen, 
die die „core beliefs“ der Advocacy-Koalitionen ausmachen“ (Sabatier 1993, 122). 
Wenn im Policy-Prozess nach dem politischen Lernen individueller politischer AkteurInnen 
geforscht wird, darf ein Aspekt nicht vernachlässigt werden und dies ist jener der politischen 
Organisation. Individuelle politische AkteurInnen gehören auch immer einer politischen 
Organisation an, durch die die Handlungsspielräume der einzelnen individuellen AkteurInnen 
beschränkt sind (Bothfeld 2005, 91). Die Frage danach, wie und unter welchen Bedingungen 
Organisationen lernen, wird in der Organisationssoziologie durch drei verschiedene Stufen 
des Lernens unterschieden: Einfaches, komplexes und reflexives Lernen (Bothfeld 2005, 92). 
Einfaches Lernen beinhaltet „die korrekte Anwendung von legalen, kollektiven oder 
administrativen Regeln. Das Lernen der Organisation ist dabei unabhängig vom Lernen ihrer 
Mitglieder“ (Bothfeld 2005, 92). Von komplexem Lernen ist dann die Rede, „wenn von den 
Organisationsmitgliedern oder der Organisation ein größerer Wissensstand über die Folgen 
ihres Handelns und die kausalen Zusammenhänge zwischen ihrem Handeln und seinen 
Wirkungen auf die Außenwelt verlangt wird, […], das die Voraussetzung für die Entwicklung 
neuer Regeln ist“ (Bothfeld 2005, 92f). Die dritte Form von Organisationslernen ist jenes des 
reflexiven Lernens. Reflexives Lernen findet dann statt, wenn „Theorien über das Handeln 
von Organisationen entwickelt, verglichen und bewertet“ werden (Bothfeld 2005, 93). „Sie 
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reflektieren dabei geltende Normen und sind dazu fähig, diese entweder zu reproduzieren oder 
in Frage zu stellen“ (Bothfeld 2005, 93f). 
 
Nachdem das Lernen in Advocacy-Coalitions und Organisationen geklärt wurde, möchte ich 
zum Schluss noch kurz auf das Lernen bei individuellen AkteurInnen eingehen. Wie schon 
zuvor erwähnt, gestaltet sich der Lernprozess bei individuellen politischen AkteurInnen 
schwieriger, da sie meist in eine Organisationsstruktur eingebettet sind. Wenn es zwischen 
den einzelnen individuellen AkteurInnen innerhalb einer Organisationsstruktur zu Konflikten 
kommt, kann der Lernprozess erschwert oder unterbrochen werden. Zwar sind Rollen und 
Verhalten der einzelnen Organisationsmitglieder formal durch festgelegte Strukturen wie die 
Satzung festgeschrieben und die Aufgaben in einer Geschäftsordnung festgelegt, dennoch ist 
nicht die gesamte Macht durch die formale Struktur gefestigt (Bothfeld 2005, 97). Politisches 
Lernen stellt für individuelle politische AkteurInnen laut Silke Bothfeld eher eine Ausnahme 
dar. Im Gegensatz zu Advocacy-Coalitions wird das Handeln der einzelnen AkteurInnen 
durch verschiedene Faktoren innerhalb der Organisation erschwert (Bothfeld 2005, 98). 
 
 
4.3.3. Politisches Lernen und Policy-Wandel 
Grundsätzlich kann festgestellt werden, dass Lernen als Reaktion der AkteurInnen auf ihre 
Umwelt erfolgt. Nach Silke Bothfeld erfolgt der paradigmatische Politikwandel bei Hall als 
Reaktion auf eine Anomalie und bei Sabatier kommt es in einem Advocacy-Coalition-
Framework ebenfalls durch Druck von außen zu einem Anstoß für einen Lernprozess, durch 
den die politischen AkteurInnen ihre Legitimität stärken und Machtdefizite verringern 
(Bothfeld 2005, 99). Silke Bothfeld verweist trotz der engen Verbindung politischen 
Handelns mit bestimmten Machtkonstellationen dennoch darauf, eine zweite Variante als 
Grund für politisches Lernen zu beachten, nämlich das „Lernen zur Lösung von 
Sachproblemen ungeachtet der direkten Folgen für die Position des Akteurs im politischen 
Wettbewerb“ (Bothfeld 2005, 100). Dafür sprechen laut Silke Bothfeld zwei Kriterien: 
Erstens die Annahme, dass AkteurInnen aufgrund der Wahrnehmung von Problemen handeln, 
und zweitens handeln nicht alle AkteurInnen nach derselben Logik, auch wenn sie in der 
gleichen Organisation zu verorten sind, oder die gleiche Position in verschiedenen 
Organisationen besetzen (Bothfeld 2005, 100). Der Schluss, der auf diesen Annahmen beruht, 
ist jener, dass AkteurInnen nicht immer in derselben Weise nach den von Sabatier 
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unterstellten, den Nutzen maximierenden Kriterien handeln. In diesem Zusammenhang 
vertritt Silke Bothfeld die Annahme, dass wenn AkteurInnen an der Lösung von Problemen 
interessiert sind und dementsprechend handeln, dies durch eine Prüfung der 
Wirkungszusammenhängen im Politikprozess nachvollzogen werden kann. Sie stellt die 
These auf, dass AkteurInnen, die eine gründliche Analyse von Wirkungszusammenhängen 
durchführen, und diese auch in ihrer Argumentation verwenden, problemorientiert und nicht 
ausschließlich interessegeleitet handeln. Daraus zieht sie den Schluss ihrer Argumentation, 
dass „[d]ie möglichst konsequente Bewertung von Wirkungszusammenhängen […] somit das 
erste zentrale Kriterium [ist], an dem sich politisches Lernen erkennen lässt“ (Bothfeld 2005, 
101). Politisches Lernen kann somit durch die Prüfung von Wirkungszusammenhängen 
erfasst werden und lässt sich dadurch auch von einem Politikwandel unterscheiden, der sich 
ausschließlich auf interesse- bzw. machtgeleitete ausschlaggebende Kriterien zurückführen 
lässt. 
Der Prozess des politischen Lernens in Bezug auf den Umgang mit politikrelevantem Wissen 
steht bei der Frage des Lernens als reflexives politisches Handeln im Mittelpunkt. Dabei stellt 
sich besonders die Frage, wie AkteurInnen mit dem relevanten Wissen umgehen. Bei Sabatier 
übernehmen die so genannten „policy broker“ bzw. „Policy-Vermittler“ (Sabatier 1993, 121) 
die Rolle, zwischen konkurrierenden Überzeugungen zu vermitteln und somit einen Konflikt 
zu vermindern (Sabatier 1993, 121). Nach Silke Bothfeld ist diese Erklärung aber zu einfach. 
Dies liegt einerseits daran, dass politische AkteurInnen weniger die wissenschaftlichen 
Erkenntnisse der ExpertInnen übernehmen, als vielmehr jenes Wissen übernehmen, dass 
strategisch die eigene Position stärkt; weiters kann das Wissen, das von ExpertInnen generiert 
wurde, vorerst unzulänglich sein, was bedeutet, dass erst durch Reflexion ein Lernprozesse 
gefördert werden kann (Bothfeld 2005, 102). Dies bedeutet im engeren Sinn, dass 
„[p]olitisches Lernen […] nicht nur die Aufnahme, sondern auch die eigenständige und 
kritische Bewertung deskriptiven und normativen Wissens durch die Akteure voraus[setzt]“ 
(Bothfeld 2005, 103). Im Mittelpunkt des Lernprozesses steht das Verfahren, nämlich die 
Reflexion von Wissen. Die Interaktion zwischen den Mitgliedern und die damit 
einhergehende Reflexion einer Organisation sind dabei die zentralen Voraussetzungen für 
politisches Lernen (Bothfeld 2005, 103). 
Der dritte Punkt, der ausschlaggebend für erfolgreiches politisches Lernen ist, ist jener der 
Koordination. Da in politischen Organisationen nicht immer ein Konsens über bestimmte 
Ziele herrscht, bedarf es einer Koordination der einzelnen Teilziele. „Politisches Lernen setzt 
[…] voraus, dass die Politikziele in verschiedenen Sektoren koordiniert werden. Wenn als 
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Ergebnis der Koordination konfligierende Ziele nicht gleichzeitig realisiert werden können, so 
wäre dennoch von Lernen zu sprechen, wenn Prioritäten entwickelt und begründet werden 
und Perspektiven für die Realisierung der nachgeordneten Ziele benannt werden“ (Bothfeld 
2005, 106). 
 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass politisches Lernen auf drei Faktoren 
zurückzuführen ist. Erstens setzt politisches Lernen voraus, dass die einzelnen AkteurInnen 
die Wirkungszusammenhänge prüfen und auswerten, um so effektive politische Maßnahmen 
zu entwickeln und problemorientiert handeln zu können. Zweitens sollte neues Wissen von 
den AkteurInnen in Reflexionsprozessen generiert werden und drittens sollte die Konsistenz 
politischer Maßnahmen und Zielkonflikte durch Koordination verbessert und gelöst werden 
(Bothfeld 2005, 106f). 
„Unter Politischem Lernen sind bestimmte Verfahren zu verstehen (nämlich die Evaluation, 
die Reflexion und Koordination von Politikzielen), mit denen Akteure normatives und 
deskriptives Wissen verarbeiten und eine angemessene Lösung für ihr Sachproblem finden 
können“ (Bothfeld 2005, 106). 
Nachdem geklärt wurde, wer die AkteurInnen im Lernprozess sind, was politisches Lernen ist 
bzw. welche Grundvoraussetzungen für politisches Lernen erfüllt werden müssen, möchte ich 
im nächsten Abschnitt auf das Wissen und Lernen im politischen Diskurs eingehen. Die 
Hauptfragen, die behandelt werden, sind, unter welchen gesellschaftlichen Umständen 
politisches Lernen stattfindet und wie welches Wissen in den Policy-Prozess gelangt. 
 
 
4.3.4. Wissen und Lernen im politischen Diskurs 
Bei der Frage danach, welches Wissen von den AkteurInnen als relevant empfunden wird und 
in weiterer Folge als Problem im Policy-Prozess verarbeitet wird, stellt sich unter anderem die 
Frage, wie dieses Wissen gefiltert wird. Im Zentrum dieser Fragen steht der Ort der 
Wissensgeneration – die Diskurse. Nach Silke Bothfeld sind Diskurse „nicht nur Orte, an 
denen Wissen Geltung erlangt, sondern sie sind darüber hinaus auch Mechanismen, die 
geltendes Wissen selektieren“ (Bothfeld 2005, 109). 
Neben dem Verständnis des Diskursbegriffes von Silke Bothfeld möchte ich zum besseren 
Verständnis noch folgende Eigenschaften von Diskursen anführen, die von Joachim Blatter 
(2007, 96f) folgendermaßen definiert sind: 
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? „Diskurse sind Ensembles von Kategorien und Praktiken, die Akteure mit 
Argumenten und Deutungsmustern ausstatten; 
? durch das Handeln der sozialen Akteure werden diskursive Ereignisse produziert und 
die soziale Realität von Phänomenen hergestellt und reproduziert; 
? Verschiedenartige Diskurse treffen in Diskussionen aufeinander und ringen – soziale 
Gruppen und besondere Akteure mit Deutungsmacht werden dabei aktiv – um die 
Durchsetzung der Diskurshoheit; 
? Diskurse sind dauerhafte und regelhafte Systeme der (kollektiven) 
Bedeutungszuschreibung; 
? Diskurse fokussieren und formulieren Themen als gesellschaftsrelevante Deutungs- 
und Handlungsprobleme; 
? Diskursformationen sind voneinander abgrenzbare Gruppierungen, die den gleichen 
Regeln für die Strukturbildung und Abgrenzung folgen; 
? Diskursfelder sind Arenen, in denn Diskurse miteinander in Konkurrenz stehen; 
? Diskursverhältnisse und Diskursregime sind Beziehungsgefüge zwischen Diskursen 
oder zwischen Diskursen und Anwendungsfeldern; 
? Diskurse manifestieren sich in Gestalt von Dispositiven und Praktiken konkreter 
Akteure; 
? das in Diskursen gesammelte Wissen liefert Kategorien zur Wahrnehmung und 
Deutung von Phänomen und darauf bezogenen akzeptablen Handlungsformen; 
? Diskurse liefern Begründungen für die soziale Anerkennung eines solchen 
handlungsbezogenen Wissens und stellen entsprechend Bewertungsmaßstäbe zur 
Verfügung; 
? Diskurse stellen „Know how“ für ein auf bestimmte Anwendungen und 
Wissensprobleme bezogenes instrumentelles Handeln in spezifischen von den 
Diskursen erfassten Phänomenbereichen zur Verfügung.“ 
 
Im Zusammenhang mit der Begriffsklärung des Diskursbegriffes ist es an dieser Stelle auch 
notwendig, den Begriff des Dispositivs zu klären. Bereits in der Aufzählung der 
Eigenschaften von Diskursen wird deutlich, dass es sich bei Dispositiven um manifestierte 
bzw. institutionalisierte Diskurse handelt. Reiner Keller definiert Dispositive folgendermaßen: 
„Dispositive sind die tatsächlichen Mittel der Machtwirkungen eines Diskurses. Dispositive 
vermitteln als ,Instanzen´ der Diskurse zwischen Diskursen und Praxisfeldern (Praktiken). 
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Ein Dispositiv ist der institutionelle Unterbau, das Gesamt der materiellen, 
handlungspraktischen, personellen, kognitiven und normativen Infrastruktur der Produktion 
eines Diskurses und der Umsetzung seiner angebotenen ,Problemlösung’ in einem 
spezifischen Praxisfeld. Dazu zählen bspw. die rechtliche Fixierung von Zuständigkeiten, 
formalisierte Vorgehensweisen, spezifische (etwa sakrale) Objekte, Technologien, 
Sanktionsinstanzen, Ausbildungsgänge u.a. Diese Maßnahmenkomplexe sind einerseits 
Grundlagen und Bestandteile der (Re-)Produktion eines Diskurses, andererseits die Mittel und 
Wege, durch die ein Diskurs in der Welt interveniert“ (Keller 2008, 258). 
 
Bedeutung und Verbreitung von Wissen: 
Bei der Bedeutung und Verbreitung von Wissen steht die Frage im Mittelpunkt, welches 
Wissen von individuellen politischen AkteurInnen als relevant empfunden wird und dadurch 
als Problem zur Behandlung in den Policy-Prozess aufgenommen wird. Die individuellen 
politischen AkteurInnen müssen sich – wie schon im vorherigen Abschnitt besprochen – nicht 
notwendig dem Organisationswissen anschließen, sondern können auch individuell 
entscheiden. Dennoch wählen AkteurInnen immer „aus einer Bandbreite des in der 
Gesellschaft vorhandenen Wissens aus und verleihen diesem Wissen damit Geltung. Damit 
auch andere die Geltung dieses Wissens anerkennen, muss es sich auf einem argumentativ-
strategischen Feld bewähren“ (Bothfeld 2005, 110). Dabei wird deutlich, dass eben das 
gesamtgesellschaftliche Wissen auch bei individuell politischen AkteurInnen eine Rolle 
spielt, da auch eine Anerkennung dieses Wissens durch andere von Bedeutung ist. Silke 
Bothfeld beschreibt das Verständnis für die Beziehung zwischen politischem/r Akteur/in und 
der gesellschaftlichen Struktur als am besten nachvollziehbar, „wenn man die Gesamtheit des 
vorhandenen Wissens […] als einen Diskurs betrachtet, in dem alle Arten von Wissen 
angeboten werden“ (Bothfeld 2005, 110). 
Silke Bothfeld distanziert sich in ihrer Ausführung vom Diskursbegriff im Foucault´schen 
Verständnis und wählt einen weiter gefassten Diskursbegriff. Die Bedeutung des 
Diskursbegriffs für die interpretative Policy-Analyse sieht Silke Bothfeld dort, „wo eine 
Erklärung für die Anordnung, Strukturierung und Selektion desjenigen Wissens gefunden 
werden muss, das die Wirklichkeit der Akteure konstruiert. Damit wird die zweite Dimension 
des Diskursbegriffs betont: die Koordinations- bzw. Selektionsfunktion“ (Bothfeld 2005, 
111). 
Diskursen kommt in der Policy-Forschung also auch eine Selektionsfunktion zu. Sie 
selektieren Wissen, strukturieren Wissen und es wird erreichbar für die AkteurInnen, wodurch 
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ihnen ein Koordinierungsmechanismus zugesprochen werden kann (Bothfeld 2005, 111). „In 
Diskursen wird Politikwissen durch unterschiedliche Mechanismen in den politischen Prozess 
transportiert. Diskurse wirken somit als Prismen, durch die nur eine bestimmte Menge und 
Auswahl an Wissen für die politischen Akteure sichtbar vergrößert werden“ (Bothfeld 2005, 
111). 
 
Der Diskursbegriff, wie er von Silke Bothfeld verwendet wird, orientiert sich unter anderem 
an dem Diskursverständnis von Jane Jenson. Für sie stellen Diskurse „breite interpretative 
Rahmen [dar], in denen soziale Beziehungen konstituiert werden“ (Jenson 1985, 8 zit. nach 
Bothfeld 2005, 112). In diesem Zusammenhang sind Diskurse Orte, an denen Identitäten 
erzeugt werden. „Politische Akteure versuchen sich einen Platz im Diskurs zu erkämpfen und 
damit Repräsentativität zu erlangen. Da die Akteure Träger kollektiver Identitäten sind, ist 
Politik damit auch ein Prozess der Formierung von Identitäten. Der Ort des Kampfes um 
Repräsentation ist das Universum des politischen Diskurses, in dem Bedeutungssysteme um 
Aufmerksamkeit und Legitimation konkurrieren“ (Bothfeld 2005, 112). Die Annahmen jener 
AkteurInnen, die in diesem Diskursuniversum präsent sind, sind jedoch nur jene, die auch von 
Bedeutung sind und jene, die die notwendige Aufmerksamkeit haben. Die notwendige 
Aufmerksamkeit kommt den AkteurInnen dann zu, wenn es ihnen gelungen ist, ein 
Bedeutungssystem zu einem bestimmten Grad innerhalb dieses Universums zu 
institutionalisieren (Bothfeld 2005, 112). Damit eine solche Diskursposition im Universum 
des politischen Diskurses erfolgreich ist, muss diese „anschlussfähig an implizite Normen und 
Werte einer Gesellschaft sein“ (Bothfeld 2005, 112). Eine besondere Rolle kommt in diesem 
Zusammenhang den Massenmedien zu, die den „Träger[n] ökonomischer oder politischer 
Macht [die Möglichkeit bieten,] den Diskurs zu schließen und damit alternative Positionen 
verschwinden zu lassen“ (Jenson 1988, 156 zit. nach Bothfeld 2005, 112). 
Diskurse haben also die Fähigkeit, Identitäten zu schaffen. Für Silke Bothfeld werden 
Identitäten „nicht von Strukturen geschaffen (nicht Kapitalismus oder Patriarchismus), 
sondern sie werden im politischen Diskurs produziert und reproduziert“ (Bothfeld 2005, 113). 
Der Zusammenhang zwischen Politik und Identität wird beispielsweise bei Birgit Sauer 
(2001) so definiert, dass es sich bei Politik um mehr handelt, als um die Weber´sche 
Politikdefinition, bei der Politik das „Streben nach Machtanteil oder nach Beeinflussung der 
Machtverteilung, sei es zwischen Staaten, sei es innerhalb eines Staates zwischen den 
Menschengruppen, die er umschließt“ (Weber 1994, 36) bedeutet. Birgit Sauer erweitert 
diesen Politikbegriff um die Bedeutung von Politik zur „Herstellung, Konstruktion und 
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Repräsentation von politischen Identitäten bzw. von sozialer und kultureller Differenz“ 
(Sauer 2001, 40). Wenn also Politik und der damit verbundene Prozess des politischen 
Lernens eine identitätsstiftende Funktion hat, unterstreicht dies die Position des Policy-
Prozesses, als Ort an dem Geschlechteridentität konstruiert und reproduziert wird. Die 
Diskurse, die im Policy-Prozess von Bedeutung sind, „stellen die möglichen Bedeutungen 
und Deutungen von Sachverhalten zur Verfügung, ja nicht nur das, sie präsentieren gültige 
und legitime Deutungsweisen“ (Sauer 2001, 40). 
Diskurse konstruieren also politische Identitäten. Besonders konstante Diskurse, deren 
Bedeutungssysteme gesellschaftlich stark verankert sind, werden auch als geschlossene oder 
hegemoniale Diskurse bezeichnet. Diese „geschlossenen oder hegemonialen Diskurse 
verhindern, dass neues Wissen in den Diskurs gelang und kollektiv anerkannt werden kann. 
Damit erschwert ihre Existenz politische Lernprozesse“ (Bothfeld 2005, 113). AkteurInnen, 
die einen solchen hegemonialen Diskurs nicht teilen, können aber dennoch eine 
entgegengesetzte Haltung einnehmen und so um eine Öffnung des Diskurses kämpfen 
(Bothfeld 2005, 113). 
 
Nancy Fraser (1994) setzt sich in ihrer Arbeit ebenfalls mit der Frage nach der Rolle von 
Diskursen im Policy-Prozess auseinander, doch sie verortet den Sitz der Diskurse nicht im 
Staat, sondern in der Gesellschaft als Ort, wo „die Bedürfnisse der Menschen, besonders über 
[…] diejenigen Bedürfnisse, die aus der häuslichen und/oder der offiziellen ökonomischen 
Sphäre ausgebrochen sind, in denen sie zuvor als private Angelegenheiten eingeschlossen 
waren“ (Fraser 1994, 241). Die zentrale Funktion von Diskursen liegt dabei laut Nancy Fraser 
in der Formulierung und Interpretation von Bedürfnissen. Der politische Diskurs ist dabei der 
Ort, an dem über Bedürfnisse gestritten wird und and dem solche ihre Bedeutung erlangen 
und definiert werden (Bothfeld 2005, 114). Weitere Formen von Diskursen sind bei Nancy 
Fraser die oppositionellen Diskurse, Reprivatisierungsdiskurse und ExpertInnendiskurse. In 
oppositionellen Diskursen werden Bedürfnisse „von unten politisiert und führen [im Orig. 
führten] zur Kristallisierung neuer sozialer Identitäten und Prägung von Begrifflichkeiten. 
[…] Reprivatisierungsdiskurse entstehen in Reaktion auf die oppositionellen Diskurse und 
haben zum Ziel davongelaufene Bedürfnisse zu entpolitisieren und (wieder) unsichtbar zu 
machen. Damit verlieren Bedürfnisse den Status eines politischen Problems“ (Fraser 1994, 
267 zit. nach Bothfeld 2005, 114). ExpertInnendiskurse dienen als Vermittler, die eng an 
staatliche Interessen gebunden sind. ExpertInnendiskurse sind nach Nancy Fraser „Vehikel 
zur Umsetzung der ausreichend politisierten, davongelaufenen Bedürfnisse in Gegenstände 
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der potenziellen Staatsinterventionen. Sie sind eng verbunden mit den Institutionen der 
Wissensproduktion und Wissensverwendung“ (Fraser 1994, 268). 
 
Diskurskonzepte wie jene von Jane Jenson und Nancy Fraser dienen in der Policy-Analyse 
dazu, Koordinations- und Selektionsmechanismen im Policy-Prozess herauszuarbeiten. 
Diskurse sind Orte, an denen soziale Kämpfe stattfinden, bei „denen um die Anerkennung 
von unterschiedlichen Identitäten und um materielle Verteilung gestritten wird. Erst wenn 
politische Probleme definiert werden, wird die Notwendigkeit politischer Intervention 
ableitbar“ (Bothfeld 2005, 116). 
 
Politische Repräsentation: 
Das im Policy-Prozess als relevant empfundene Wissen wird unter anderem durch politische 
Repräsentation hergestellt. Die Frage, die sich dabei stellt, ist, wer politische Probleme 
definiert und deren Lösung vorschlagen kann. Silke Bothfeld unterscheidet bei den Formen 
politischer Repräsentation zwischen deskriptiver und substanzieller Repräsentation. Die 
deskriptive Repräsentation meint dabei, „dass alle sozialen Gruppen in den politischen 
Institutionen durch RepräsentantInnen vertreten sind“ (Bothfeld 2005, 117). Bei der 
deskriptiven Repräsentation ist feststellbar, dass Frauen besonders in höheren politischen 
Institutionen deutlich unterrepräsentiert sind. Wenn für eine gerechte Präsenz von Frauen in 
politischen Institutionen gesorgt wäre, würden sich nach Bothfeld dadurch zweierlei 
Wirkungen auf politische (in Falle ihrer Untersuchung die Vereinbarkeitsdiskurse) Diskurse 
ergeben. Politische Akteurinnen haben einen anderen Erfahrungshintergrund als ihre 
männlichen Kollegen und können daher anders mit politischen Problemen umgehen und 
haben auch einen anderen Zugang zu Lösungswegen und zweitens würde durch die 
Vermehrung der hohen gesellschaftlichen Positionen von Frauen auch die soziale Akzeptanz 
für neue soziale Geschlechterrollen steigen (Bothfeld 2005, 117f). 
Bei der substanziellen Repräsentation geht es darum, dass bestimmte „Bedürfnisse, 
Lebenslagen oder Interessen durch die Delegation an politische[n] Akteure[n] [sichtbar 
gemacht wird], die die Bedürfnisse der BürgerInnen bzw. das, was sie als solche ansehen, 
formulieren“ (Bothfeld 2005, 118). 
Politische Repräsentation spielt also eine wichtige Rolle im Policy-Prozess. Im Zentrum steht 
dabei die Frage danach, wie und wer politische Probleme definiert und wie Politiklösungen 
formuliert werden.  
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Sozialwissenschaftliches Wissen: 
Sozialwissenschaftliches Wissen gehört zur Kategorie des wissenschaftlichen Wissens und es 
stellt einen Bezugsort für politische AkteurInnen dar. Zwischen den Produzenten von Wissen 
und den AkteurInnen, die dieses Wissen im Policy-Prozess verarbeiten, besteht eine enge 
Verflechtung. Silke Bothfeld macht in ihrer Arbeit darauf aufmerksam, dass das politisch-
administrative System zunehmend verwissenschaftlicht sei und das Wissenschaftssystem 
politisiert sei (Bothfeld 2005, 121). Wissenschaftliches Wissen wird dabei aus verschiedenen 
Quellen bezogen. Es gibt Forschungseinrichtungen, die von den verschiedenen Ressorts 
geführt oder gefördert werden; es gibt externe Forschungseinrichtungen oder auch 
Regierungsberichte. Es gibt aber auch AkteurInnen innerhalb des Policy-Prozesses, die an der 
Beschaffung von wissenschaftlichem Wissen beteiligt sind. Dazu gehören beispielsweise die 
FachpolitikerInnen der einzelnen Parteien oder VertreterInnen der Verbände (Bothfeld 2005, 
121). 
Grundsätzlich hat das sozialwissenschaftliche Wissen innerhalb des Policy-Prozesses eine 
wichtige Bedeutung in der wissenschaftlichen Politikberatung. Eine besondere Aufgabe der 
wissenschaftlichen Politikberatung liegt darin, die Legitimität von Politikvorschlägen durch 
das Ausmerzen von Unsicherheiten von Entscheidungen zu erhöhen (Bothfeld 2005, 124). 
Innerhalb der Politikberatung müssen folgende Aspekte beachtet werden: Im Policy-Prozess 
wird wissenschaftliches Wissen oftmals erst in der Entscheidungssituation ? d.h. im 
Entstehungsprozess ? des Gesetzes genutzt. Außerdem fehlt im Gesetzgebungsprozess 
oftmals die notwendige Reflexion des wissenschaftlichen Wissens und die politischen 
AkteurInnen geben das wissenschaftliche Wissen wiederum nicht systematisch wieder. Bei 
der Wiedergabe von wissenschaftlichem Wissen – also Daten, Ideen oder Argumente –, das 
von den politischen AkteurInnen verwendet wird, wird oftmals jenes bevorzugt, das ihren 
eigenen Werten und Interessen entspricht (Bothfeld 2005, 125). Eben diese Beschränkung der 
Wirkung des wissenschaftlichen Wissens im Policy-Prozess bedeutet, dass weniger das 
wissenschaftliche Wissen die Grundlage politischer Entscheidungen ist, als vielmehr 
persönliche Werte und Interessen, nach denen das wissenschaftliche Wissen zum Teil auch 
ausgelegt wird. Nach Silke Bothfeld entscheiden jene Aspekte darüber, ob der Prozess der 
Wissensvermittlung erfolgreich ist oder nicht: Einerseits kommt es auf die Form der 
Wissensvermittlung an; weiters spielt die Beziehung zwischen WissenschaftlerInnen und 
politischen AkteurInnen eine wichtige Rolle; ebenfalls kommt es darauf an, ob die 
normativen Positionen der politischen AkteurInnen beachtet und offengelegt wird; 
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andererseits ist es auch wichtig, dass das wissenschaftliche Wissen an Diskurse anschließen 
kann und ob es Teil weitläufiger Diffusionsprozesse ist (Bothfeld 2005, 128). 
 
Soziales Umfeld, Medien, Kultur und Bildung als Wissensquellen: 
Beim politischen Lernen gibt es neben wissenschaftlichem Wissen und Politikwissen auch 
noch andere Wissensquellen, nämlich jene, die im gesamtgesellschaftlichen Diskurs verortet 
sind (Bothfeld 2005, 128). Im gesamtgesellschaftlichen Diskurs sind nach Silke Bothfeld „die 
Gesamtheit aller denkbaren Optionen vorhanden, die sich den Akteuren als Politikoptionen 
anbieten“ (Bothfeld 2005, 128). Somit stellt der gesamtgesellschaftliche Diskurs eine eigene, 
wenn auch historisch begrenzte Wissensquelle dar. Silke Bothfeld skizziert im Bereich des 
sozialen Diskurses, der eben eine weitere Wissensgrundlage im politischen Lernprozess 
darstellt, folgende drei Ebenen, die bei der Bildung eines sozialen Diskurses relevant sind. 
Diese drei Ebenen sind das soziale Umfeld, die Medien und Kultur und Bildung (Bothfeld 
2005, 128). 
Das soziale Umfeld stellt laut Silke Bothfeld die Quelle für unser Alltagswissen dar. Die 
Grundlage für die Verbreitung des Alltagswissens durch das soziale Umfeld liegt dabei in den 
Vertrauensbeziehungen zwischen den einzelnen Individuen (Bothfeld 2005, 129). Nur wenn 
das nötige Vertrauen zwischen den Individuen besteht, kann sich das Alltagswissen 
durchsetzen; nicht vertrauenswürdigen Quellen fehlt die Legitimität dafür. 
Die nächste Ebene, die bei der Produktion sozialer Diskurse relevant ist, ist die mediale 
Ebene. In den Massenmedien werden geltende Meinungen aufgezeigt und dadurch auch 
intensiviert und produziert (Bothfeld 2005, 129). Damit neues Wissen überhaupt einen 
relevanten Stellenwert in den Massenmedien erhält, müssen bestimmte Voraussetzungen 
erfüllt werden. Diese müssen „zum einen anschlussfähig an geltende Paradigmen und zum 
anderen plausibel und überzeugungskräftig sein. Wie auch bei der Vermittlung 
wissenschaftlichen Wissens müssen Diskurspositionen, die neue soziale Phänomene 
benennen […], gemeinsame Werte aktivieren können“ (Bothfeld 2005, 129). 
Die dritte Ebene, auf der gesamtgesellschaftliche Diskurse abgebildet werden, ist jene der 
Kultur und Bildung. Kultur, d.h. Kunst, Theater, Literatur, Film oder andere kulturelle 
Bereiche, setzt sich ebenfalls mit bestehenden gesellschaftlichen Diskursen auseinander, 
verschließt sich aber im Gegensatz zu den Massenmedien nicht der Komplexität der einzelnen 
Diskurse (Bothfeld 2005, 132). Innerhalb kultureller Auseinandersetzungen ergibt sich die 
Möglichkeit, gesellschaftliche Diskurse zu behandeln. Politische oder gesellschaftliche 
Diskurse werden daher aufgegriffen und zum Teil auch kritisch behandelt. Neben den 
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kulturellen Aspekten spielt auch jener der Bildung eine wichtige Rolle. In der „Bildung […] 
ist das Ziel die Vermittlung von Wissen unter Einbeziehung der Komplexität von 
Zusammenhängen“ (Bothfeld 2005, 132). Im Gegensatz zur Kultur wird bei der Bildung das 
Wissen jedoch selektiert. Dies geschieht beispielsweise durch Lehrpläne, die Lehrenden selbst 
oder andere prägende Aspekte (Bothfeld 2005, 132). 
Diese drei Ebenen der Abbildung gesellschaftlicher Diskurse beinhalten alle Quellen sozialen 
Wissens, die zu einem bestimmten Zeitpunkt vorhanden sind. Die gesellschaftlichen Diskurse 
sind aber auch immer an bestehende Machtverhältnisse gebunden, die diese strukturieren 
(Bothfeld 2005, 133). Bestehende Diskurse zu öffnen bedeutet in diesem Zusammenhang 
immer, dass es sich um einen konflikthaften Prozess handelt, da bestehende 
Wertvorstellungen aufgebrochen werden. Als Grundlage für die Öffnung herrschender 
Diskurse nennt Silke Bothfeld ein Prinzip der „Eigengesetzlichkeit“ (Bothfeld 2005, 133), das 
sich je nach Teilbereich durch verschiedene Mechanismen auszeichnet. Diese Mechanismen 
beziehen sich auf die drei beschriebenen Ebenen und beinhalten, einerseits den 
Vertrauensmechanismus, der im sozialen Umfeld zur Verbreitung von Wissen besteht; die 
Gesetze der Massenmedien, die mediale Diskurse verstärken und produzieren; und 
andererseits die Bedeutung von Kultur und Bildung für die Öffnung von Diskursen. Silke 
Bothfeld weist aber darauf hin, dass ein Wandel auf Ebene der gesamtgesellschaftlichen 
Diskurse nicht gleichbedeutend mit einem politischen Lernprozess ist, aber „diskursiver 
Wandel [erhöht] die Wahrscheinlichkeit für politische Lernprozesse, etwa wenn 
konkurrierende Normen produziert und damit neue Leitbilder und Instrumente legitimiert 
werden uns sich ein neues Paradigma in Konkurrenz zum dominierenden Paradigma 
herausbildet“ (Bothfeld 2005, 133). 
 
In Anschluss an die Erklärung für Policy-Wandel im Zusammenhang mit politischem Lernen 
bringt Otto Singer (1993) einen weiteren Forschungsaspekt in die Policy-Forschung mit ein: 
Jenen der Diskurs-Koalitionen. Singer geht dabei davon aus, dass AkteurInnen im Policy-
Prozess „nicht im Rahmen einer für alle gleichermaßen gültigen objektiven Realität“ handeln, 
„sondern auf der Grundlage ihrer eigenen Konstruktion der Wirklichkeit“ (Singer 1993, 160). 
Für Singer spielen also im Policy-Prozess auch immer der Wissensstand und die damit 
verbundenen Glaubensüberzeugungen eine entscheidende Rolle. Nach Brigitte Kerchner 
„verbinden sich die relativ stabilen normativen Orientierungen von Akteurskoalitionen 
innerhalb von Policy-Debatten mit einem veränderbaren, durch wissenschaftliche Expertise 
gespeisten Set von Policy-Paradigmen. Erst im Zusammenspiel von normativ geprägten belief 
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systems und den Wissensangeboten der Experten kommt es im „Diskurs“ zu einem Wandel 
der Politikinhalte und damit zu einem Politikwechsel“ (Kerchner 2006, 40). 
 
In den vorhergegangenen Absätzen meiner Arbeit bin ich auf die Grundlagen des Konzeptes 
des politischen Lernens eingegangen und habe die einzelnen Aspekte der Bedeutung von 
Wissen und Lernen im Policy-Prozess herausgearbeitet. Im nächsten Schritt werde ich mein 
Analysevorgehen anhand des Konzepts der Analyse politischen Lernens skizzieren. Die 
Grundlage dafür bilden die vier Stufen des Politiklernens. 
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4.4. Policy-Analyse als Analyse politischen Lernens – vier Stufen des 
Politiklernens 
 
 
Zur Analyse eines Policy-Prozesses, wie beispielsweise bei der Analyse des 
Entstehungsprozess des Hausbetreuungsgesetzes anhand des Modells eines politischen 
Lernprozesses, bedarf es eines Analysemodells, das die einzelnen Schritte des politischen 
Lernprozesses rekonstruieren kann. 
Im vorangegangenen Kapitel bin ich bereits näher auf die Bedeutung von Wissen und Lernen 
im Policy-Prozess eingegangen. Eben diese Aspekte bilden nun die Grundlage für das von mir 
gewählte Analysemodell. Dabei beziehe ich mich auf das von Silke Bothfeld entwickelte 
Modell der vier Stufen des Politiklernens (Bothfeld 2005, 140). Bei diesem Modell wird 
davon ausgegangen, dass die politischen AkteurInnen das Wissen, das im Policy-Prozess 
relevant ist, aus drei Diskursebenen erlangen: Die erste Quelle ist jene der politischen 
Repräsentation, zweitens wird Wissen aus der wissenschaftlichen Politikberatung gewonnen 
und die dritte Quelle ist jene des sozialen Kontexts (Bothfeld 2005,140). Ein weiterer Aspekt, 
der bei der Untersuchung relevant ist, ist jener der Organisation der AkteurInnen. Dabei steht 
im Mittelpunkt, ob es sich um individuelle oder kollektive AkteurInnen handelt. Der Policy-
Prozess dieser Untersuchung gilt als abgeschlossen, wenn es zu einem Politikergebnis, also 
einem Gesetzesentwurf kommt. Die Implementation wird nicht mehr als Teil des 
Lernprozesses behandelt, da es sich dabei um Aushandlungsprozesse handelt (Bothfeld 2005, 
140). Nach Silke Bothfeld (2005, 141) sind die vier Stufen des Politiklernens: 
 
? Problemdefinition bzw. Thematisierung von sozialen Verhältnissen 
? Definition von Politikzielen bzw. Positionierung der AkteurInnen 
? Entwicklung eines politischen Instruments bzw. Konkretisierung von Zielen 
? Beteiligung der AkteurInnen an der Formulierung von Gesetzesvorhaben bzw. der 
Formalisierung von Positionen 
 
Im nächsten Schritt werde ich näher auf die einzelnen Stufen des Politiklernens eingehen. 
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4.4.1. Thematisierung von politischen Problemen 
In der ersten Stufe des Modells zur Erklärung des Policy-Prozess als Prozess politischen 
Lernens steht die Thematisierung von politischen Problemen. Im Zentrum steht dabei das in 
der Gesellschaft vorhandene Wissen. Nach Silke Bothfeld „bildet sich die Gesamtheit des in 
einer Gesellschaft vorhandenen Wissens in den politischen, wissenschaftlichen und 
gesellschaftlichen Diskursen ab, die die gesellschaftlichen Verhältnisse und Identitäten 
reflektieren“ (Bothfeld 2005, 141). Diese Diskurse werden durch die Medien beeinflusst und 
bestehen vorerst unabhängig von den politischen AkteurInnen. Durch deren Beiträge zur 
Thematisierung politischer Probleme können diese dann aber hervorgehoben oder 
vernachlässigt werden (Bothfeld 2005, 241). 
In dieser ersten Phase des Politiklernens werden die Diskursinhalte von den politischen 
AkteurInnen interpretiert und thematisiert. In weiterer Folge können dann Reaktionsformen 
am Beispiel von Arbeitsgruppen oder Organisationseinheiten zur Behandlung des Problems 
innerhalb der Parteien installiert werden (Bothfeld 2005, 142). 
 
 
4.4.2. Positionierung der AkteurInnen durch Formulierung politischer Ziele 
In der zweiten Phase des Modells geht es darum, politische Ziele zu formulieren. Bei einer 
etwaigen Neuformulierung eines politischen Zieles bedeutet dies auch immer, dass innerhalb 
der Organisation der politischen AkteurInnen bereits ein Prozess voraus gegangen ist, bei dem 
die neue Festlegung dieser politischen Ziele verhandelt wurde und somit kommt es zu einer 
Positionierung der AkteurInnen im Politikfeld (Bothfeld 2005, 143). Eine eben solche 
Neuformulierung kann auch innerhalb einer Organisation konflikthaft verlaufen, wenn das 
neue Wissen von den bereits bestehenden Grundsätzen abweicht. 
Worauf Silke Bothfeld bei diesem Prozess innerhalb des Politiklernens besonders hinweist, ist 
„dass sich die AkteurInnen mit der Formulierung von Leitbildern und Programmen im 
politischen Subsystem positionieren. Werden entsprechende (neue) Ziele definiert, werden 
diese auch nach außen hin vertreten und müssen daher (theoretisch) von allen Mitgliedern der 
Organisation mitgetragen werden. Erst wenn ein Konsens über die Ziele der Organisation 
gefunden wurde, zeigt sich, inwiefern der Akteur eine Diskurs- oder Tendenzkoalition mit 
anderen politischen Akteuren bilden kann“ (Bothfeld 2005, 144). 
Am Ende dieser zweiten Phase werden also die Politikziele formuliert und die politischen 
AkteurInnen positionieren sich innerhalb des Policy-Prozesses.  
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4.4.3. Konkretisierung von Zielen durch Beschlüsse und Entwürfe 
Nach Silke Bothfeld handelt es sich auch bei der dritten Phase des Modells um eine Phase des 
politischen Lernens. In dieser Phase werden die Politikziele durch Beschlüsse und Entwürfe 
konkretisiert. Das heißt, es werden konkrete Texte formuliert, in denen die Instrumente zur 
Lösung des politischen Problems festgelegt werden. In dieser Phase entscheiden die 
Kooperation zwischen den einzelnen Einheiten der Organisationen und die 
Kommunikationsprozesse der AkteurInnen in den politischen Netzwerken über die konkreten 
Beschlüsse, ebenso kann die wissenschaftliche Politikberatung für die Beschlussfassung 
relevant sein (Bothfeld 2005, 144). 
 
 
4.4.4. Ordnung politischer Prioritäten 
Die letzte Phase des Modells und des politischen Lernens ist dann „erreicht, wenn 
Gesetzesentwürfe formuliert werden, die auf der Problemdefinition, der Zielformulierung und 
der Konkretisierung von Programmen aufbauen“ (Bothfeld 2005, 145). 
In dieser abschließenden Phase des Politiklernens sind neben jenen AkteurInnen, die auch 
formal die Kompetenz zur Formulierung von Gesetzesentwürfen besitzen, auch jene 
AkteurInnen relevant, die informell am Gesetzgebungsprozess beteiligt sind. Solche informell 
am Gesetzgebungsprozess beteiligten AkteurInnen sind beispielsweise die Verbände und 
andere interessensvertretende AkteurInnen. Ihre Aufgabe liegt darin, mit den politischen 
AkteurInnen zu kooperieren, Stellung zu den Gesetzesentwürfen zu nehmen und so 
erfolgreich wie möglich auf den Gesetzgebungsprozess einzuwirken (Bothfeld 2005, 145). 
Nach Silke Bothfeld „orientieren sich die Akteure [hier] ebenso an verfügbarem 
wissenschaftlichem Wissen, den Gegebenheiten im Politikfeld (Politikprinzipien) und ihren 
normativen Vorstellungen über den zu erreichenden Zustand. Diese Entscheidungsfindung ist 
auch der zentrale Moment, in dem die Präferenzen der Organisationen geprägt werden und 
das entsprechende Akteurshandeln beschlossen wird“ (Bothfeld 2005, 145f). 
Für Silke Bothfeld liegt in dieser Phase der entscheidende Moment, die eigentliche 
Akteursentscheidung, also welche Idee mit welchen Mitteln unterstützt wird oder nicht; die 
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Abstimmung im Parlament stellt dabei nur die Formalisierung dieser Entscheidung dar 
(Bothfeld 2005, 146). 
Diese letzte Phase des politischen Lernens schließt mit der Entscheidung für einen 
bestimmten Gesetzesentwurf den Lernprozess ab. Wenngleich mit dieser Phase der 
Lernprozess nach diesem Modell abgeschlossen ist, möchte ich für meine Untersuchung 
dennoch den formalen Aspekt – also die Beschlussfassung im Parlament – trotzdem nicht 
außer Acht lassen. In dieser Phase findet zwar explizit kein Lernprozess mehr statt, da sich 
die Positionierung bereits im Vorfeld entschieden hat, dennoch werden in dieser Phase die 
einzelnen Standpunkte nochmals erörtert, wodurch sich eine wichtige Grundlage für meine 
Untersuchung ergibt, die keinesfalls vernachlässigt werden darf. 
 
Nachdem das Modell, anhand dessen ich meine Untersuchung durchführen werde, erklärt 
wurde, möchte ich im nächsten Schritt näher auf die methodische Vorgehensweise eingehen 
und erklären, wie dieses Modell auf den Policy-Prozess d.h. auf den Entstehungsprozess des 
Haubetreuungsgesetzes umgelegt werden kann. Weiters werde ich aufzeigen, welche Rolle 
dem Policy-Prozess im Zusammenhang mit der Konstruktion von Geschlecht zukommt. 
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4.5. Methodisches Vorgehen 
 
 
Wie ich schon zu Beginn dieser Arbeit erwähnt habe, möchte ich in meiner Forschungsarbeit 
untersuchen, wie in einem Policy-Prozess – im Falle dieser Untersuchung das 
Hausbetreuungsgesetz ? Geschlecht konstruiert und reproduziert wird. 
Analysegrundlage meiner Forschungsarbeit bildet das Modell der vier Stufen des 
Politiklernens, das ich aus folgenden Gründen zur Rekonstruktion des 
Gesetzgebungsprozesses gewählt habe: Das Modell des Politiklernens geht davon aus, dass 
Politikwandel ein Lernprozess ist. Für meine Untersuchung ist es deshalb sinnvoll, 
Politikwandel als Lernprozess zu betrachten, da lerntheoretische Annahmen ein besonderes 
Augenmerk auf die Bezugssysteme bzw. die so genannten belief systems der AkteurInnen als 
Analysekategorie werfen. Aus einer lerntheoretischen Perspektive geraten die Bezugssysteme 
der AkteurInnen noch vor rationalen Entscheidungen in den Mittelpunkt der Forschung. 
Da es das Erkenntnisinteresse dieser Forschungsarbeit ist, wie ein Policy-Prozess zur 
Konstruktion und Reproduktion von Geschlecht beträgt, sind eben solche Bezugssysteme von 
Relevanz. Wenn nun also davon ausgegangen wird, dass politische AkteurInnen im Policy-
Prozess zu einer Konstruktion von Geschlecht beitragen, ist es notwendig, die Wissens- bzw. 
Bezugssysteme der relevanten politischen AkteurInnen zu analysieren. Nach Sabatier führt 
eine Veränderung in den so genannten belief systems zu einem Policy-Wandel, was wiederum 
Ergebnis eines Lernprozesses ist. In diesem Zusammenhang ist eben die Untersuchung der 
belief systems und der daraus resultierenden Advocacy-Coalitions besonders relevant, da es 
meiner Grundannahme nach diese Bedeutungssysteme und das damit zusammenhängende 
Wissen, das im Gesetzgebungsprozess vorhanden ist, sind, die den Gesetzgebungsprozess 
entscheidend beeinflussen und somit in weiterer Folge zur Konstruktion von Wirklichkeit und 
der damit einhergehenden Geschlechterkonstruktion beitragen . 
 
Zur Rekonstruktion des Entstehungsprozesses des Hausbetreuungsgesetzes als Prozess 
politischen Lernens werde ich im nächsten Schritt genauer auf jene Dokumente eingehen, die 
die Grundlage dieser Policy-Analyse bilden. 
Im Falle meiner Untersuchung möchte ich die Diskussionsprotokolle einzelner 
Parlamentsdebatten untersuchen, bei denen Debatten zum Thema Pflege bzw. Betreuung zu 
Hause geführt wurden. Dabei wurde eine Auswahl jener Parlamentsdebatten der 23. 
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Gesetzgebungsperiode gemacht, die über den Zeitraum vom 30.10.2006 bis zum 27.10.2008 
das Thema Pflege und Betreuung zu Hause behandelten. Die dabei zu untersuchenden 
Dokumente sind die Nationalratsdebatten vom 27.11.2006 und vom 6.6.2007, wobei es bei 
der Sitzung vom 6.6.2007 zum Beschluss des Hausbetreuungsgesetzes kam. Neben dem 
Protokoll der Nationalratsdebatten habe ich auch das Protokoll der Bundesratsdebatte vom 
21.6.2007 gewählt, bei der das Hausbetreuungsgesetz vom Bundesrat ebenfalls beschlossen 
wurde. 
Neben den Protokollen der Debatten bilden auch die Wahlprogramme der einzelnen 
politischen Parteien des Wahlkampfes aus dem Jahr 2006 eine Analyseeinheit. Dabei wurden 
die Wahlprogramme jener Parteien ausgewählt, die im Anschluss an die Wahl in den 
Nationalrat eingezogen sind. 
Eine weitere wichtige Grundlage dieser Policy-Analyse bildet ebenso der Ministerialentwurf 
40/ME vom 15.3.2007 und die dazugehörenden 35 Stellungnahmen, der Gesetzestext selbst, 
sowie das Protokoll des Sozialausschusses zur Regierungsvorlage (78 d.B.) und die 
Stellungnahmen zur Regierungsvorlage. 
Zugänglich sind, bis auf das Regierungsprogramm, das über da Bundeskanzleramt eingesehen 
werden kann, und die Wahlprogramme, die über die Homepages der einzelnen Parteien 
aufrufbar sind, alle weiteren Dokumente durch die Homepage des österreichischen 
Parlaments. Die beiden Wahlprogramme, die nicht über die Homepages der Parteien 
zugänglich sind, sind jene der SPÖ und das des BZÖ. Diese befinden sich im Anhang dieser 
Arbeit unter Punkt 8.1 und 8.2. 
 
Bei der Zuordnung der Textsorten zu dem Modell politischen Lernens ich folgendermaßen 
vorgehen. Wie schon im Abschnitt über das Modell des politischen Lernens beschrieben, ist 
dieser Prozess in vier Ebenen unterteilt. Die erste Ebene beschäftigt sich damit, wie politische 
AkteurInnen Diskursinhalte interpretieren und innerhalb der Organisation thematisieren. Bei 
der Zuteilung der Texte und der einzelnen Aussagensysteme ist es nicht immer ganz 
eindeutig, welche Texte welcher Phase zugeordnet werden können. Dennoch habe ich 
versucht, die für jede Phase entsprechenden Aussagen zuzuteilen. 
Die erste Phase beschäftigt sich eben mit der Thematisierung von Diskursinhalten. Da es 
methodisch nicht besonders einfach ist, Aussagensysteme zusammenzustellen, die eine 
Aussage, die bereits mehrere Jahre zurückliegt, adäquat darzustellen, habe ich mich für die 
einzelnen Wahlprogramme der Parteien als Grundlage für die Thematisierung der 
Diskursinhalte entschieden. Diese Aussagen sollen aufzeigen, inwiefern und ob die 
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entsprechenden Diskursinhalte im Sommer 2006 für die politischen AkteurInnen relevant 
waren. 
 
In der zweiten Phase politischen Lernens geht es darum, politische Ziele neu zu formulieren 
und auch darum, wie sich die AkteurInnen im politischen Feld positionieren. Dieser Phase des 
politischen Lernens habe ich einerseits das Regierungsprogramm der 23. 
Gesetzgebungsperiode zugeordnet, bei dem dargestellt werden soll, wie die neue politische 
Zielsetzung der Regierungsparteien aussieht. Da aber nicht nur die Aussagen der 
Regierungsparteien relevant sind, bildet auch die Plenardebatte im Nationalrat vom 
27.11.2006, die das Thema der Pflegesituation behandelt, eine Grundlage für die 
Untersuchung. Dabei positionieren sich nochmals alle politischen AkteurInnen, die im 
Nationalrat vertreten sind, innerhalb der grundlegenden Diskursinhalte. Die Positionierung im 
Politikfeld sowie die Formulierung politischer Ziele können auch konflikthaft sein. Ebenso 
können an dieser Stelle des Policy-Prozesses erste Diskurskoalitionen aufgezeigt werden. 
 
Die dritte Phase des politischen Lernens behandelt dann die Konkretisierung von Zielen durch 
Beschlüsse und Entwürfe. Dabei geht es um die Erarbeitung von Programmpunkten und 
Beschlusslagen um so das politische Problem zu lösen. Für meine Forschungsarbeit stellt 
daher der Ministerialentwurf (40/ME) zum Hausbetreuungsgesetz die Grundlage für die 
Untersuchung und die Zuteilung zur dritten Phase des Modells dar. Zusätzlich dazu werde ich 
auch noch die Pressemeldungen des Parlaments in Form der Parlamentskorrespondenz Nr. 
397 vom 23.5.2007 über die Verhandlungen des Ausschusses für Arbeit und Soziales über 
den Gesetzesentwurf des Hausbetreuungsgesetzes als Untersuchungsgegenstand heranziehen. 
 
Die vierte und letzte Phase des Modells bezeichnet die Ordnung politischer Prioritäten. Dabei 
geht es um die Formulierung von Gesetzesentwürfen, die eben auf den vorhergehenden 
Phasen, also der Problemdefinition, der Zielformulierung und der Konkretisierung von 
Programmen aufbauen. Dabei sind nicht nur die politischen AkteurInnen beteiligt, sondern 
auch informelle AkteurInnen wie beispielsweise Verbände oder andere Interessensvertreter. 
Den Abschluss des Modells bildet dabei die politische Entscheidung. 
In diesem Sinne habe ich für die letzte Phase jene Dokumente zur Untersuchung 
herangezogen, die eben die letzte Stufe des Modells des politischen Lernens kennzeichnen. 
Dazu gehören die 35 Stellungnahmen zum Ministerialentwurf, bei dem sich eben auch jene 
AkteurInnen am Policy-Prozess beteiligen, die einen informellen Einfluss auf den 
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Gesetzgebungsprozess haben. Weiters die Regierungsvorlage zum Hausbetreuungsgesetz und 
das Protokoll der Plenardebatte des Nationalrats, bei der das Hausbetreuungsgesetz 
beschlossen wurde, sowie die Debatte des Bundesrats. Bei diesen Debatten handelt es sich 
aber nicht nur um den Abschluss des idealtypischen Prozesses politischen Lernens; es werden 
nochmals die einzelnen Standpunkte der politischen AkteurInnen kundgetan, bevor es zum 
Abschluss des Prozesses kommt. 
 
Im nächsten Kapitel werde ich die Ergebnisse meiner Untersuchung anführen und die 
Fragestellung aus der Einleitung beantworten. In einem ersten Schritt werde ich skizzenhaft 
den Entscheidungsfindungsprozess anhand des Vierstufenmodells rekonstruieren, um so die 
einzelnen Aussagen zu analysieren. 
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5. Der Gesetzgebungsprozess als Ort der Geschlechterkonstruktion  
 
 
Im Hauptteil dieser Forschungsarbeit werde ich den Policy-Prozess zur Entstehung des 
Hausbetreuungsgesetzes anhand des Modells der vier Stufen des Politiklernens 
rekonstruieren, näher auf die einzelnen Phasen eingehen und die Dokumente analysieren. Bei 
der Analyse des Entstehungsprozesses des Hausbetreuungsgesetzes als Prozess politischen 
Lernens habe ich mir zum Ziel gesetzt die Fragestellung, wie in einem Policy-Prozess 
Geschlecht konstruiert und reproduziert wird, zu beantworten. 
Die beiden Unterfragen, die dabei in weiterer Folge zu dieser Beantwortung führen sollten, 
sind die Fragen, ob die Kategorie Geschlecht in diesem Gesetzgebungsprozess eine explizit 
relevante Kategorie darstellte und welche diskursiven Geschlechterbilder bei den einzelnen 
AkteurInnen im Gesetzgebungsprozess zu erkennen waren, und ob es im 
Gesetzgebungsprozess bestimmte Diskurskoalitionen gegeben hat bzw. welche diese waren. 
 
 
5.1. Thematisierung des politischen Problems 
 
Analysegrundlage spielten die Wahlprogramme der fünf Parteien, die dann im Anschluss an 
die Nationalratswahl 2006 auch im Nationalrat der 23. Gesetzgebungsperiode vertreten 
waren. Dazu gehören also die Wahlprogramme der SPÖ, der ÖVP, der Grünen, der FPÖ und 
das des BZÖ. Die Wahlprogramme jener Parteien, die zwar zur Nationalratswahl angetreten 
sind, im Anschluss den Einzug in den Nationalrat aber nicht erreicht haben, werde ich 
vernachlässigen, da dies den Umfang dieser Forschungsarbeit überschreiten würde. Die 
Reihenfolge der Auswahl habe ich aufgrund des Endergebnisses der Nationalratswahl 
gewählt2. 
Bevor ich auf die einzelnen Wahlprogramme eingehen werde, möchte ich noch kurz die 
bereits in der Einleitung angesprochene Ausgangslage zur Nationalratswahl 2006 behandeln. 
Im Sommer 2006 kam es während des Nationalratswahlkampfes vermehrt zu Anzeigen gegen 
                                                
2 vgl. dazu Gesamtergebnis der Nationalratswahl 2006 bereitgestellt vom Bundesministerium für 
Inneres: http://www.bmi.gv.at/cms/BMI_wahlen/nationalrat/2006/End_Gesamt.aspx (letzter Zugriff: 
26.5.2011) 
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illegal beschäftigte Pflege- bzw. Betreuungskräfte aus den neuen EU-Mitgliedsstaaten. 
Daraufhin wurde eine breite öffentliche Diskussion zu diesem Thema entfacht. Obwohl 
bereits lange vor dem Sommer 2006 die Problematik um die Betreuungs- und Pflegesituation 
bekannt war (vgl. dazu Volkshilfe Österreich (2004), ÖKSA (2006)), wurde das Interesse im 
Sommer 2006 auf dieses Thema gelenkt, was eben besonders durch die zahlreichen Anzeigen 
verstärkt wurde (Schmid 2009, 67). Das Thema der 24-Stunden-Pflege bzw. -Betreuung 
wurde in diesem Zusammenhang öffentlich diskutiert und wurde auch von politischer Seite 
aufgegriffen. Inwiefern und ob das Thema der Legalisierung der 24-Stunden-Betreuung von 
den politischen AkteurInnen thematisiert wurde und wie diese Diskursinhalte interpretiert 
wurden, werde ich in dieser ersten Phase des Politiklernens untersuchen. 
 
Das erste Wahlprogramm, dessen Ergebnisse ich präsentiere, ist jenes der SPÖ. Allgemein ist 
zu erwähnen, dass das Wahlprogramm in insgesamt drei große Punkte aufgeteilt wurde. In 
einem ersten Punkt wurden die neuen Herausforderungen und neuen Lösungen präsentiert, im 
zweiten Punkt wurden die allgemeinen Grundlagen der Partei beschrieben, Punkt drei 
beinhaltete die politischen Perspektiven und der letzte Punkt das sogenannte Selbstverständnis 
der SPÖ. 
Interessant ist beim Wahlprogramm der SPÖ, dass es keinen eigenen Punkt gibt, der sich 
direkt mit der Betreuungsfrage und der bestehenden Diskussion um die Legalisierung der 24-
Stunden-Betreuung beschäftigt. Die Fragen zur Regelung der Betreuung bzw. der Pflege 
fallen beim Wahlprogramm der SPÖ einerseits in die Bereiche III.5 „Gleichstellung der 
Frauen als demokratisches Ziel – Partnerschaft der Geschlechter in einer Gesellschaft der 
Chancen“, und in dem Abschnitt III.6. „Solidarisches Miteinander der Generationen“ 
(Wahlprogramm der SPÖ 2006). 
Die Verortung der Frage nach der Pflege bzw. der Betreuung von älteren Menschen im 
Abschnitt III.5 veranschaulicht die gesellschaftliche Verankerung der Pflege- bzw. 
Betreuungsarbeit in der weiblichen Sphäre gesellschaftlicher Arbeitsteilung. An diesem Punkt 
bringt das Wahlprogramm der SPÖ ein, dass Arbeit als „Schlüssel zur Gleichstellung“ (ebd., 
15) dargestellt wird. Dabei wird thematisiert, dass Frauen im Bereich der bezahlten Arbeit 
benachteiligt sind und den überwiegenden Teil der unbezahlten Arbeit zu leisten haben. Zum 
Bereich der unbezahlten Arbeit zählt in diesem Zusammenhang die Arbeit im Haushalt, die 
Betreuung der Kinder und eben die Pflege der Angehörigen (ebd., 15). Für die SPÖ stellt laut 
Wahlprogramm die Gleichstellung der Frauen eine wichtige Perspektive in ihren politischen 
Handlungen dar. Dazu gehört es laut Wahlprogramm die bestehenden Ungleichheiten zu 
63 
beheben, die aufgrund der Ungleichheit und Ungerechtigkeit im Verhältnis zwischen 
bezahlter und unbezahlter Arbeit bestehen. Im Zentrum steht dabei, Frauen die Möglichkeit 
zu geben, „ihre Chancen im Beruf aktiv zu ergreifen, sowie diese falsch verteilten Gewichte 
ins richtige Lot zu bringen“ (ebd., 15). Es wird darauf verwiesen, dass gerechte Verteilung 
zwischen bezahlter und unbezahlter Arbeit zur Gleichstellung der Geschlechter führe. 
Ungleiche Rollenzuschreibungen seien Ursache für Lohn- und Gehaltsunterschiede, die es zu 
überwinden gelte (ebd., 15). Dieser Abschnitt beschäftigt sich zwar nicht explizit mit dem 
Thema der Pflege und Betreuung zu Hause, er thematisiert aber dennoch die Tatsache, dass 
die Betreuung und Pflege von Angehörigen älteren Menschen oftmals in den 
Aufgabenbereich von Frauen fällt, wodurch es zu grundlegenden Ungleichheiten kommt, die 
es laut SPÖ zu überwinden gilt. 
Erst eine solche Überwindung und die damit einhergehende gerechte Verteilung zwischen 
Erwerbs- und Reproduktionsarbeit könne zu einer Überwindung der Rollenzuschreibungen 
führen, die wiederum zu einer Gleichstellung der Bezahlung von Frauen und Männer führen 
sollte. In diesem Zusammenhang kann also eine direkte Verbindung zwischen Pflege bzw. 
Betreuung zu Hause, unbezahlter Erwerbsarbeit und den grundlegenden gesellschaftlichen 
Ungleichheiten gezogen werden, die laut Perspektive der SPÖ aufgelöst werden sollten. 
Der nächste Abschnitt, der sich mit dem Thema Pflege und Betreuung zu Hause 
auseinandersetzt ist der Punkt III.6 „Solidarisches Miteinander der Generationen“. Dabei 
äußert sich die SPÖ zur Pflege und Betreuung so, dass ältere und kranke Menschen das 
„Recht auf menschenwürdige Betreuung“ (ebd., 18) haben sollten, was sich unter anderem 
darin äußert, dass „an ihren körperlichen und seelischen Bedürfnissen orientierte und 
erschwingliche Formen der Pflege“ (ebd, 18) gewährleistet werden sollte. Dabei wird eine 
Ergänzung der Pflege zu Hause mit ambulanten und stationären Einrichtungen vorgeschlagen. 
Beim Wahlprogramm der SPÖ wurden bei meiner Analyse folgende Kategorien zum Thema 
Pflege bzw. Betreuung zu Hause als relevant herausgearbeitet. Wichtige Elemente bilden die 
Aussagen des Rechts auf menschenwürdige Betreuung, die Gewährleistung erschwinglicher 
Formen von Pflege und die Ergänzung der Pflege zu Hause mit ambulanten Formen der 
Betreuung und stationären Einrichtungen. 
Diese drei Kategorien dürfen aber nicht isoliert von dem Anliegen der gerechteren Verteilung 
von bezahlter und unbezahlter Arbeit gesehen werden. Besonders hervorzuheben ist, dass es 
im Wahlprogramm der SPÖ keine expliziten Äußerungen zum Thema der 24-Stunden-
Betreuung bzw. -Pflege und der damit in Zusammenhang stehenden Legalisierungsdebatte 
gibt. 
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Das Wahlprogramm der ÖVP aus dem Jahr 2006 hat im Gegensatz zu jenem der SPÖ einen 
eigenen Punkt, der sich mit dem Thema Pflege beschäftigt. Die Pflegefrage wird in dem 
eigenen Punkt, der sich „Pflege. Älter werden. Mensch bleiben“ (Wahlprogramm der ÖVP 
2006, 11) nennt, behandelt. Als erster Punkt wird dabei die Erarbeitung eines Aktionsplan 
genannt, bei dem zwischen Bund, Länder, Gemeinden und Hilfsorganisationen eine 
Möglichkeit geschaffen werden soll, bis 2010 die Anzahl der pflegenden und betreuenden 
Personen zu verdoppeln. Der nächste Punkt umfasst die Erstellung eines Bildungs- und 
Forschungskonzeptes für Pflege und Betreuung. Ein weiterer Punkt ist der Ausbau der 
bedarfsgerechten und langfristig leistungsfähigen Versorgungsstruktur für ältere Menschen, 
wobei das zentrale Augenmerk dabei auf der mobilen Betreuung zu Hause liegt (ebd., 11). 
Auch im nächsten Punkt bezieht sich die ÖVP verstärkt auf die vermehrte „Ausbildung von 
Pflegenden und Betreuenden für Menschen im eigenen Heim“ (ebd., 11). Ebenso wünscht 
sich die ÖVP eine „verstärkte Unterstützung und Anerkennung der Leistungen pflegender 
Angehöriger“, sowie den „Ausbau der Zusammenarbeit mit Freiwilligenorganisationen“ 
(ebd., 11). Weiters setzen sie auf eine „Unterstützung der Modelle der Bürgergesellschaft zur 
Gewährleistung der Pflege“ (ebd., 11). Der letzte Punkt des Wahlprogramms, der sich mit der 
Pflege und Betreuung älterer Menschen beschäftigt, bezieht sich dann in bestimmter Weise 
auf die Debatte um die 24-Stunden-Betreuung, da gesetzliche Neuerungen vorgeschlagen 
werden, die sich auf die zum damaligen Zeitpunkt diskutierte Pflegeproblematik beziehen. 
Darin setzt sich die ÖVP das Ziel, eine „[g]esetzliche Neuregelung von Heimhilfen innerhalb 
der Familie durch ein Bündel an Maßnahmen in allen Bereichen“ zu gewährleisten (ebd., 11). 
Welches Bündel an Maßnahmen dabei vorgesehen ist, wird nicht weiter erklärt. Es soll aber 
zu einer gesetzlichen Neuregelung kommen, die eine Betreuung innerhalb der eigenen 
Familie, vermutlich durch weibliche Familienangehörige, ermöglichen soll. 
Beim Wahlprogramm der ÖVP wird deutlich, dass das Thema der Pflege älterer Menschen 
durchaus einen sehr relevanten Punkt darstellt. Dies ist grundsätzlich schon daraus ersichtlich, 
dass es einen eigenen Punkt gibt, der sich speziell mit dem Thema der Pflege beschäftigt. Bei 
der Analyse des Wahlprogramms erschien einerseits schon die in der Überschrift betonte 
Aussage des „Älter werden. Mensch bleiben“ (ebd., 11) als relevant. Diese Aussage betont, 
dass eben jene im Wahlprogramm vorgeschlagenen Maßnahmen, die Menschlichkeit des 
Alterns bewahren bzw. schaffen sollen. Ein erstes Augenmerk fällt dabei auf die Verbindung 
von Menschlichkeit und die starke Betonung der Aussagen dahingehend, dass es möglich sein 
sollte, ältere Menschen zu Hause zu pflegen bzw. zu betreuen. Auch wenn es um den Ausbau 
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einer bedarfsgerechten und langfristig leistungsfähigen Versorgungsstruktur geht, wird 
besonders die mobile Pflege im eigenen zu Hause sowie die Stärkung von 
Freiwilligeninstitutionen betont. Dabei stellt sich die Frage, wer solche Betreuungstätigkeiten 
in Freiwilligenvereinen ausüben würde. In diesem Zusammenhang wird deutlich, dass bei der 
Zielgruppe der Betreuungskräfte vor allem Frauen angesprochen werden. Auf einen Ausbau 
stationärer oder teilstationärer Pflegeeinrichtungen durch den Staat wird nicht hingewiesen. 
Das Wahlprogramm der ÖVP betont also die Menschlichkeit des Alterns und legt dabei 
besonderen Wert auf den Ausbau der Pflege und Betreuung zu Hause und die Anerkennung 
und Unterstützung pflegender Angehöriger. Diese Aussagen legen die Vermutung nahe, dass 
für die ÖVP die Menschlichkeit des Alterns mit Pflege und Betreuung im eigenen 
Privathaushalt gleichgesetzt oder zumindest in eine nähere Verbindung gebracht wird. Diese 
Grundvorstellung, die aus dem Wahlprogramm der ÖVP resultiert, weiset darauf hin, dass 
Pflege- und Betreuungstätigkeiten nach der Auffassung der ÖVP idealer Weise im privaten 
Bereich zu verorten sind. Diese Zuschreibung bedeutet in weiterer Folge, dass dieser private 
Arbeitsbereich der weiblichen Sphäre der Reproduktionsarbeit zugeordnet wird. Eine solche 
Grundvorstellung, wie sie aus diesem Wahlprogramm hervorgeht, lässt darauf schließen, dass 
die gesellschaftliche Organisation in Produktions- und Reproduktionsarbeit anhand typisch 
weiblicher Arbeitsbereiche nicht nur toleriert, sondern vielmehr sogar erwünscht zu sein 
scheint. 
 
Das Wahlprogramm der Grünen hat ebenfalls keinen eigenen Punkt, der die Pflege älterer 
Menschen betrifft. Von den insgesamt vier großen Punkten (Lebensqualität, Gerechtigkeit, 
Freiheit und Österreich in internationale Beziehungen) bildet aber der Punkt 2.2, Vorrang für 
Frauen, einen der zwei Punkte, die unter dem Punkt Gerechtigkeit zusammengefasst werden. 
Aus dem Wahlprogramm der Grünen wird deutlich, dass sie einen starken Schwerpunkt auf 
Gerechtigkeit (dabei liegt die Betonung auf den beiden Punkten 2.1 Armut und 2.2 Frauen) 
und auf Freiheit legen. Der Punkt Freiheit beschäftigt sich dann besonders auch mit den 
Themen Bildung und Migration. 
Das Wahlprogramm der Grünen hält sich also zur Gänze aus der Debatte rund um die 24-
Stunden-Pflege bzw. -Betreuung heraus. Dennoch sind gewisse Grundsätze wie das Recht auf 
Freiheit, Lebensqualität und Gerechtigkeit nicht zu vernachlässigen. 
 
Das nächste Wahlprogramm, das ich für die Analyse der ersten Phase politischen Lernens 
herangezogen habe, ist jenes der FPÖ. Die FPÖ hat in ihrem Wahlprogramm zur 
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Nationalratswahl 2006 ebenfalls einen eigenen Punkt unter dem Titel „Gesundheit, Pflege“ 
(Wahlprogramm der FPÖ 2006, 9-10), der sich mit der Pflege älterer Menschen befasst. In 
diesem Zusammenhang äußert sich die FPÖ auch klar zur Frage nach der Betreuung und 
Pflege durch ausländische Arbeitskräfte. Die FPÖ positioniert sich so, dass sie sich klar gegen 
die langfristige Beschäftigungsbewilligung für ausländische Pflegekräfte ausspricht. 
Beschäftigungsbewilligungen an ausländisches Pflegepersonal sollen nur so lange erteilt 
werden, wie ein Pflegebedarf herrscht, der nicht durch inländisches Pflegepersonal gedeckt 
werden kann. Für die FPÖ gilt der Slogan „Ausbildung statt Zuwanderung“ (ebd., 10); der 
Bedarf an ausländischen Pflegekräften ist für die FPÖ darauf zurückzuführen, dass es an 
heimischem Pflegepersonal mangle, woraufhin eine Ausbildungs- und Umschulungsoffensive 
gestartet werden müsse (ebd., 10). 
Bei der FPÖ sind also die Kernaussagen in der ersten Phase der Thematisierung, dass ein 
Pflegenotstand bestehe, der darauf zurückzuführen ist, dass es in Österreich zu wenig 
Pflegepersonal gebe. Ihre Lösung dafür ist eine Bildungsoffensive. Ausländische Pflegekräfte 
sollten dabei nur so lang in Österreich tätig sein dürfen, bis der Pflegemangel wieder behoben 
werden würde. In welcher Form die Pflege dann verrichtet werden sollte, also ob stationär 
oder privat, wird nicht angesprochen. 
Beim Wahlprogramm der FPÖ wird deutlich, dass weniger die Frage der Geschlechtlichkeit 
der Pflege- und Betreuungskräfte thematisiert wird als mehr deren Herkunft. Die zum 
damaligen Zeitpunkt herrschende Situation sei so lange zu tolerieren bis genügend 
österreichisches Pflege- und Betreuungspersonal zur Verfügung stehen sollte. Frauen aus dem 
benachbarten Ausland sind aus dieser Perspektive also eine Notlösung, deren Beschäftigung 
auf Dauer aus Sicht der FPÖ nicht erwünscht ist. 
 
Die letzte Partei, die ich in Bezug auf die Thematisierung des politischen Problems analysiert 
habe, ist das BZÖ. Da das BZÖ auf der Parteihomepage keinen aktuellen Link zum damaligen 
Wahlprogramm hat, habe ich mich mit dem BZÖ in Verbindung gesetzt und von ihren das 
„Zukunftsprogramm 2010. Unser Beitrag für eine bürgerliche Regierung“ erhalten. Es handelt 
sich dabei zwar nicht um das für die Wählerschaft bestimmte Wahlprogramm, es beinhaltet 
aber genauso die Ziele und Strategien des BZÖ für die 23. Gesetzgebungsperiode und gibt die 
Möglichkeit festzustellen, ob das Thema der 24-Stunden-Pflege bzw. -Betreuung im Vorfeld 
thematisiert wurde. 
Das BZÖ hat ebenfalls keinen eigenen Punkt, der sich mit dem Thema Pflege beschäftigt. 
Jedoch wird der Bereich Pflege im Punkt „Arbeit und Soziales“ (Zukunftsprogramm 2010. 
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Unser Beitrag für eine bürgerliche Regierung, 16-20) angesprochen. Der erste Punkt, der sich 
zwar nur entfernt, aber dennoch im weiteren Zusammenhang auf die damalige Pflegedebatte 
bezieht, ist jener der das Thema „[h]eimischer Arbeitsmarkt den Österreichern statt 
grenzenloser Zuzug“ (ebd., 16) behandelt. In einem der Unterpunkte fordert das BZÖ die 
„Verschärfung der Kontrolle der Einzelpersonen, die aus den neuen Mitgliedstaaten als 
Scheinselbständige nach Österreich kommen“ (ebd., 17). Dieser Punkt bezieht sich unter 
anderem auch auf die Pflegekräfte aus den EU-Mitgliedsstaaten, die 2004 der EU beigetreten 
sind. Der nächste Punkt, der sich auf die Pflege älterer Menschen bezieht, ist der Punkt „Alt 
werden zu Hause – mit dem Pflegescheck“ (ebd., 19). Bereits der Titel zu diesem Punkt legt 
die Vermutung nahe, dass hier die Konzentration auf dem Ausbau eines Pflegemodells liegt, 
bei dem die Pflege zu Hause im Vordergrund steht. So schreibt das BZÖ, dass die 
„Generationensolidarität […] auf Grund der demografischen Entwicklung eine ernorme 
Bedeutung für den sozialen Zusammenhalt unserer Gesellschaft“ (ebd., 19) gewinnt. Die 
Schlüsselrolle dieser sogenannten Generationensolidarität liegt laut BZÖ in der Familie, da 
die älteren Menschen zu Hause alt werden wollen und „zum Großteil daheim gepflegt und 
umsorgt werden“ (ebd., 19). Aus diesem Grund sieht das BZÖ eine Notwendigkeit darin, die 
Unterstützung und Entlastung der pflegenden Angehörigen auszubauen (ebd., 19). Zusätzlich 
sieht das BZÖ den Pflegebereich als Zukunftsarbeitsmarkt, den es auszubauen gilt (ebd., 19). 
Zur Umsetzung dieser Ziele schlägt das BZÖ folgende Maßnahmen vor: Es sollten regionale 
Depots (Akutbetten, Badelifte, Gehhilfen) in den Gemeinden geschaffen werden. Es sollte ein 
Pflegescheck über 1.000 € eingeführt werden, der die pflegenden Angehörigen entlasten 
sollte. Ebenso schlägt das BZÖ eine neue Form von Pflegeheimen vor, bei der es zu einer 
Integration von Pflegestationen in Hausgemeinschaften kommt und ebenso den Ausbau von 
pflegegerechten Wohneinheiten, die betreutes Wohnen ermöglichen (ebd., 19). 
Ein weiteres Modell, das vom BZÖ vorgeschlagen wurde um den steigenden 
Betreuungsbedarf zu decken, ist jenes, den Bereich der Pflege als Arbeitsmarkt für Frauen 
über dem 50. Lebensjahr zu etablieren. So schreibt das BZÖ in ihrem Zukunftsprogramm: 
„Der steigende Betreuungsbedarf im Bereich der Pflege soll für die Teilhabe an der 
Erwerbstätigkeit für Frauen über 50 Jahre genützt werden. Umstiegsmodelle in den 
Pflegebereich sollen besonders für ältere Arbeitnehmer/innen entwickelt werden, um 
Beschäftigungschancen nützen zu können. Dies könnte gerade für ältere Personen, die bereits 
zu Hause gepflegt und Pensionsjahre verloren haben, von besonderem Interesse sein“ (ebd., 
19). Besonders dieser Vorschlag verdeutlicht die Überzeugungssysteme, die dem BZÖ in 
Bezug auf geschlechtsspezifische Arbeitsteilung zuzuschreiben sind. Frauen sind dabei klar in 
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der privaten bzw. der Reproduktionsarbeit vorbehaltenen Sphäre zu verorten. Eine solche 
Aussage impliziert, dass Frauen, die zuvor vielleicht einer Erwerbsarbeit nachgegangen sind, 
ab einem gewissen Alter, wenn sie ihren Nutzen für die Produktionsarbeit erfüllt haben, der 
unbezahlten Reproduktionsarbeit im Bereich Betreuung und Pflege nachgehen sollen. Dies 
würde dann im Gegenzug ? beispielsweise durch einen Pflegescheck ? minimal entlohnt 
werden. Diese Vorstellung verdeutlicht ein Grundprinzip der gesellschaftlichen Trennung in 
männliche und weibliche Sphäre, stützt geschlechtsspezifische Differenzierungen und in 
weiter Folge auch die Diskriminierung aufgrund geschlechtlicher Unterschiede. 
Für den im Sommer 2006 debattierten sogenannten Pflegenotstand schlug das BZÖ weiters 
vor, den „notwendigen Betreuungsbedarf kurzfristig über ein Au-Pair oder Saisonnier-Modell 
[zu] entschärfen, aber mittelfristig eine österreichische Lösung am Arbeitsmark“ (ebd., 19) 
umzusetzen. Auch diese kurzfristige Lösung ist wiederum an den Grundprinzipien 
geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung ausgerichtet, denn auch das Modell des Au-Pairs ist 
vor allem dadurch gekennzeichnet, dass vor allem junge Frauen verschiedene Arbeiten im 
Privathaushalt übernehmen. 
Die Schwerpunkte des Zukunftprogramms des BZÖ liegen also klar bei einem Pflegemodell, 
das sich auf die Pflege zu Hause konzentriert, sowie bei einem Ausbau von 
Ausbildungsmöglichkeit und Umschulungen, damit der Pflegebedarf durch österreichische 
Pflegekräfte gedeckt werden kann. Bis dieser Pflegebedarf gedeckt werden kann, ist die 
Beschäftigung ausländischer Pflegekräfte für das BZÖ tolerierbar, aber nur als kurzfristige 
Übergangslösung.  
 
Zusammenfassend lassend sich bei den Wahlprogrammen der einzelnen Parteien folgende 
Aspekte hervorheben: Die Pflege älterer Menschen wurde bei der SPÖ und beim BZÖ nicht 
als eigener Punkt angeführt, aber behandelt. ÖVP und FPÖ haben jeweils einen eigenen Punkt 
der Pflege gewidmet, die Grünen haben den Bereich Pflege in ihrem Wahlprogramm gar nicht 
thematisiert. Bei der inhaltlichen Analyse haben sich verschiedenen Überschneidungen, sowie 
auch klare Gegensätze ergeben. 
Die SPÖ hat den Bereich Pflege so thematisiert, dass dabei drei wesentliche Kategorien 
hervorgehoben werden können: Jeder Mensch habe ein Recht auf menschenwürdige 
Betreuung; zweitens sollte diese in einer erschwinglichen Form möglich sein und drittens 
sollte das zukünftige Pflegemodell eine Ergänzung zwischen der Pflege zu Hause, der 
ambulanten Betreuung und stationären Einrichtungen sein. 
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Bei der ÖVP sind besonders folgende Kriterien hervorgetreten: Die ÖVP setzt auf die 
sogenannte Menschlichkeit beim Altern, die in ihrem Wahlprogramm in direktem 
Zusammenhang zur Pflege zu Hause steht. Weiters ist die ÖVP neben der FPÖ die einzige 
Partei, bei der das Thema Pflege einen eigenen Punkt im Programm darstellt. Im Vergleich 
mit den Wahlprogrammen der anderen Parteien, geht die ÖVP am intensivsten auf das Thema 
Pflege ein. 
Sowohl bei der SPÖ als auch bei der ÖVP wird bei Wahl der Begrifflichkeiten besonders 
deutlich, dass gerade die Ausdrücke des würdevollen bzw. des menschlichen Alterns immer 
wieder betont werden. Diese Würde und Menschlichkeit wird dabei immer wieder in den 
Zusammenhang mit der Betreuung und Pflege im eigenen Privathaushalt gebracht, was 
wiederum den argumentativen Schluss zulässt, dass für SPÖ und ÖVP würdevolles und 
menschliches Altern nur im Privathaushalt möglich zu sein scheint. 
Die FPÖ hat zwar ebenfalls einen eigenen Punkt zum Thema Gesundheit und Pflege, das 
eigentliche Thema Pflege wird aber kaum thematisiert. Einzig hervorzuheben ist die 
eindeutige Contrastellung der FPÖ gegen die ausländischen Pflegekräfte unter dem Slogan 
„Ausbildung statt Zuwanderung“. Die FPÖ thematisiert also gewissermaßen den 
Pflegebedarf, sieht aber die Tätigkeit ausländischer Pflegekräfte als Übergangslösung, bis ein 
neues Ausbildungsmodell im Pflegebereich entwickelt ist und genügend Pflegekräfte 
vorhanden sind. Diese Einstellung teilt sich die FPÖ mit dem BZÖ. Denn auch das BZÖ 
macht es sich zum Ziel, eine Ausbildungsoffensive zu starten. Dabei setzt das BZÖ - genauso 
wie die ÖVP - auf eine Verstärkung im Bereich der Pflege zu Hause. 
Die Thematisierung der Thematik der Pflege und Betreuung zu Hause im Wahlprogramm der 
einzelnen Parteien hängt auch mit der Zielgruppe zusammen, die durch das Wahlprogramm 
erreicht werden soll. Eine mögliche Erklärung für die unterschiedliche Behandlung des 
Themas könnte daher auch die Tatsache sein, dass nicht jede Wählerzielgruppe auf das 
Thema Altenpflege und Betreuung anspricht. 
 
Im Zentrum dieser ersten Stufe des politischen Lernens steht das in der Gesellschaft 
vorhandene Wissen. Eben dieses Wissen und die in der Gesellschaft vorhandenen Diskurse 
wurden von den einzelnen politischen AkteurInnen thematisiert oder nicht thematisiert. 
Dieser Prozess ist der Ausgangspunkt für den weiteren Lernprozess, der schließlich zum 
Policy-Wandel führt. Bei der Thematisierung wird zusammenfassend deutlich, dass bei der 
ÖVP eine besonders starke Thematisierung stattgefunden hat, deren Schwerpunkt auf der 
Pflege im Privathaushalt liegt. SPÖ, FPÖ und BZÖ legen einen weniger starken Schwerpunkt 
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auf das Thema Pflege, wobei FPÖ und BZÖ sich gegen ein Pflegemodell wenden, das auf der 
Pflege bzw. Betreuung durch ausländische Pflegekräfte beruht, sie setzen auf neue 
Ausbildungsformen. Die Grünen haben in ihrem Wahlprogramm die Frage der Pflege 
überhaupt nicht thematisiert. 
 
Besonders interessant ist dabei auch der Zusammenhang von Wissen und Geschlecht in dieser 
ersten Phase. Dadurch lässt sich ein Rückschluss darauf ziehen, welche Bedeutungs- bzw. 
Überzeugungssysteme in Bezug auf Geschlecht den einzelnen politischen AkteurInnen 
zugrunde liegen. Ein wichtiges Anliegen der SPÖ ist beispielsweise laut Wahlprogramm, 
bestehende Geschlechterunterschiede zu beheben. Die gerechte Verteilung von bezahlter und 
unbezahlter Arbeit stellt dabei eine zentrale Forderung dar. Diese Aussage deutet darauf hin, 
dass das Wissen um geschlechtliche Diskriminierung bei der Verteilung von Produktions- und 
Reproduktionsarbeit besteht, und dass eine Überwindung dieser zentrales Ziel der SPÖ ist. 
Bei der ÖVP deutet das Ziel der Verortung der Pflege und Betreuung im Privathaushalt darauf 
hin, dass eben diese Strukturen der geschlechtlichen Arbeitsteilung beibehalten werden 
sollten. Dies gilt vor allem auch für die Thematisierung des BZÖ. Das BZÖ verweist sogar 
explizit darauf, dass Pflege- und Betreuungstätigkeiten von Frauen ausgeübt werden sollten. 
Bei der FPÖ wird Geschlecht in der Pflege bzw. Betreuung in dieser Phase nicht thematisiert, 
im Vordergrund steht die Antimigrationspolitik. Die Grünen haben zwar den Bereich Pflege 
nicht thematisiert, dafür hat aber der Punkt 2.2 Vorrang für Frauen einen besonderen 
Stellenwert im Wahlprogramm der Grünen, bei dem es in erster Linie auch um die 
Gleichstellung von Frauen und Männern im Arbeitsbereich und partnerschaftliche 
Familienmodelle geht. Das verdeutlicht das Wissen um die gesellschaftliche Notwendigkeit 
und das Ziel der Gleichstellung von Frauen und Männern im Bereich Familie und Beruf. 
Dieser Ansatz ? genauso wie die Forderung der SPÖ nach der Gleichstellung von Frauen und 
Männern ? sind zentrale Elemente zur Überwindung geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung 
und in weiterer Folge auch ein Schritt zur Überwindung geschlechtsspezifischer 
Diskriminierung. 
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5.2. Positionierung der AkteurInnen durch Formulierung politischer Ziele 
 
 
Die Positionierung der AkteurInnen und die damit zusammenhängende Formulierung 
politischer Ziele habe ich am Beispiel des Regierungsprogramms der 23. 
Gesetzgebungsperiode analysiert. Ein weiterer Untersuchungsgegenstand der zweiten Phase 
des Policy-Prozesses war die Nationalratssitzung vom 29.11.2006, bei der über die 
Neuregelung der Pflege debattiert wurde. In dieser Phase ist es nun möglich, bestimmte 
Diskurskoalitionen herauszuarbeiten. 
 
Nachdem nach der Nationalratswahl 2006 SPÖ und ÖVP gemeinsam eine 
Regierungskoalition eingingen, haben sie für die 23. Gesetzgebungsperiode ein 
Regierungsprogramm erstellt, das insgesamt 12 Punkte enthält. Der Bereich Pflege fällt dabei 
unter Punkt 7 „Soziale Herausforderungen und Gesundheit“ (Regierungsprogramm 2007-
2010, 103). Unter dem Unterpunkt „Soziales“ wurden dann die einzelnen Aspekte 
angesprochen, die sich die Regierung vorgenommen hat, in der vorgesehenen 
Regierungsperiode zu erarbeiten. Zu den einzelnen Punkten zählen: Pflege und 
Altenbetreuung, Ausbau der Pflegevorsorge, Optimale Infrastruktur nach den Wünschen der 
Betroffenen, leistbare Pflege und Betreuung, Unterstützung von Ehrenamtlichen und 
pflegenden Angehörigen und Forcierung eines modernen Berufssektors mit Zukunftschancen. 
Bereits im ersten Abschnitt zur Pflege und Altenbetreuung werden die schon in den 
Wahlprogrammen gewählten Ausdrucksweisen wiederholt. So wird der „Aufbau einer 
leistungsfähigen und intelligent differenzierten Versorgungslandschaft“ angedacht, wodurch 
„ein würdiges Altern […] und die größtmögliche Wahlfreiheit für Betroffene und 
Angehörige“ (ebd., 103) gesichert werden soll. Neben einer bedarfsgerechten Infrastruktur 
soll auch der Arbeitsmarkt forciert werden und es soll eine Stärkung und Unterstützung von 
pflegenden Angehörigen und Ehrenamtlichen gesichert sein. Bereits im ersten Abschnitt 
werden also drei relevante Aspekte aus den Wahlprogrammen wieder aufgegriffen und zu 
konkreten Zielen verarbeitet. Diese drei Aspekte sind die Sicherung des würdigen Alterns, die 
Forcierung des Arbeitsmarktes und die Unterstützung und Stärkung der pflegenden 
Angehörigen. 
Beim Punkt der optimalen Infrastruktur nach Wünschen der Betroffenen wird, wie schon im 
Wahlprogramm der SPÖ, darauf hingewiesen, dass jeder Betreuungs- und Pflegebedürftige 
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die Betreuung bzw. Pflege entsprechend den eigenen Wünschen und Bedürfnissen erhalten 
können soll. Dazu gehören explizit die „Pflege in den eigenen vier Wänden […], genauso […] 
wie die Pflege im Heim“ (ebd., 103) und des weiteren auch andere Pflege- und 
Betreuungsformen wie die Selbst- und Angehörigenpflege, die mobile Versorgung zu Hause, 
Rund-um-die-Uhr-Betreuung zu Hause, betreute Wohnformen und teilstationäre und 
stationäre Formen. Die einzelnen Punkte, die dabei angesprochen werden, sind die 
„Weiterentwicklung von bedarfsgerechten Betreuungs- und Pflegemodellen nach den 
Bedürfnissen von Betroffenen und Angehörigen“ (ebd., 104). Dazu gehört eben auch die 24-
Stunden-Betreuung. Einen weiteren Ausbau der Pflegeinfrastruktur sollen der Ausbau mobiler 
Dienste, lebensraumnaher Betreuungsstätten und Wohnformen (ebd., 104), die „Forderung 
barrierefreier und/oder generationsübergreifenden Wohnens“ (ebd., 104) beinhalten, die 
Entwicklung von sogenannten Begegnungsstätten, Nachbarschaftszentren und vor allem auch 
der weitere „Ausbau der lebensraumnahen Hospiz- und Palliativversorgung in stationären, 
teilstationären und mobilen Angeboten“ (ebd., 104). Bei der Erklärung der geplanten 
Pflegeinfrastruktur wird zwar auch von stationären und teilstationären Einrichtungen 
gesprochen, es wird aber dennoch deutlich, dass der Fokus auf der Pflege zu Hause liegt. Im 
letzten Punkt wird dann noch erstmals das Thema der 24-Stunden-Betreuung angesprochen, 
bei dem es darum geht, dass eine Rechtsgrundlage für diese besondere Form der Betreuung 
geschaffen werden soll, die eben eine Betreuung für PflegegeldbezieherInnen im 
Privathaushalt rechtlich absichern soll. 
In diesem Bereich wird besonders deutlich, dass das Hauptziel des Regierungsprogramms im 
Bereich der Betreuung und Pflege darauf gerichtet ist, diese im eigenen Privathaushalt zu 
ermöglichen. Das bedeutet in weiterer Folge, dass der Bereich der Pflege und Betreuung vor 
allem in den Aufgabenbereich von Frauen fallen soll. 
 
Der nächste große Punkt im Regierungsprogramm behandelt das Thema der leistbaren Pflege 
und Betreuung. Wie schon im Wahlprogramm der SPÖ wird auch hier deutlich, dass der 
Aspekt der Leistbarkeit ein wichtiges Kriterium für die Erneuerungen im Pflege- und 
Betreuungssektor darstellt. Dabei steht im Regierungsprogramm die „bestmögliche 
Zufriedenheit der Betroffenen“ (ebd., 104) im Vordergrund. Es soll die Vernetzung zwischen 
allen Beteiligten im Gesundheitsbereich verbessert werden und auch die Finanzierung soll 
dahingehend erleichtert werden, dass eine „bedarfsgerechte und leistbare[ ] integrierte[ ] 
Versorgung geschaffen werden“ (ebd., 105) sollte. Das Ziel besteht darin ein Modell 
auszuarbeiten, das folgende Grundsätze enthalten sollte: Die Ausarbeitung eines eigenen 
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Beschäftigungstyps möglichst auf Selbstständigenbasis; die solidarische Aufteilung der 
Mehrkosten auf die potentiellen Nutznießer; eine jährliche Valorisierung des Pflegegeldes 
nach Pflegestufen, sowie die Überprüfung der Einteilung der Pflegestufen; die zeitlich 
befristete, teilweise oder vollständige Übernahme der Dienstnehmer-Beiträge pflegender 
Angehöriger bei freiwilliger Pflegeversicherung ab Pflegestufe 4; übergreifendes Case/Care-
Management zum verbesserten Schnittstellenmanagement; sowie zuletzt noch eine 
Überarbeitung der gesetzlichen Grundlage über die Regelung der Zuzahlungen und über den 
Eingriff auf privates Vermögen (Überarbeitung Artikel 15a-Vereinbarung) (ebd., 105). 
Bei den Grundsätzen, die dem neuen Modell als Grundlage dienen, wird bei einer genaueren 
Betrachtung deutlich, dass ein Schwerpunkt des neuen Pflegemodells darauf gerichtet ist, die 
Pflege älterer Menschen in den Privathaushalt zu verlagern. Im Zentrum steht dabei das 
Kriterium der Leistbarkeit und Qualität; die Form der Pflege bzw. Betreuung wird dabei nicht 
festgelegt. Das Thema der Finanzierung wird zwar angesprochen, eine Präferenz Richtung 
solidarischer Beitragsaufbringung durch potentielle Nutznießer ist dennoch deutlich. Die 
Belastung wird in Richtung Privathaushalt ? und somit auch in den Verantwortungsbereich 
der Frauen ? gelenkt, die staatliche Verantwortung scheint sich auf eine teilweise staatliche 
finanzielle Unterstützung zu reduzieren. 
Im vorletzten Punkt des Regierungsprogramms, der sich mit der Pflege älterer Menschen 
auseinandersetzt, wird noch eine Präferenz deutlich. Dabei geht es um die Unterstützung von 
Ehrenamtlichen und pflegenden Angehörigen. Zu Beginn dieses Punktes wird gleich deutlich, 
dass eben diese Personen besonders hohe Anerkennung verdienen, und dass sie daher weiter 
gefördert werden sollten (ebd., 105). Diese Form der Förderung sieht die damalige 
Bundesregierung darin, dass Beratungs- und Schulungsmöglichkeiten und konkrete 
Hilfestellungen in der Betreuungsarbeit ausgebaut werden sollten. Konkretisiert bedeutet das 
den Vorschlag eines Ausbaus von Beratung und Hilfestellung vor Ort, mobile Dienste als 
Unterstützung für die Pflege zu Hause, Ersatzpflegekräfte und Bereitschaftsdienste (ebd., 
106). Zur weiteren Unterstützung pflegender Angehöriger hat sich die damalige 
Bundesregierung überlegt, Anreizprogramme insbesondere für SeniorInnen zu schaffen, sich 
in der Betreuung zu engagieren. Weiters wollten sie prüfen, ob es möglich wäre, 
Familienhospizkarenzen im Bereich der Pflege zu ermöglichen (ebd., 106). Neben diesen 
Hilfeleistungen sollte auch eine Einbindung von NPOs bei der Abwicklung von 
Beschäftigungsverhältnissen möglich sein (ebd., 106). Auch hier wird besonders deutlich, 
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dass eine starke Verlagerung der Pflege und Betreuung in die Verantwortung der pflegenden 
Angehörigen ? zumeist Frauen ? erfolgen soll. 
Im letzten Punkt des Regierungsprogramms ging es darum, den Pflegebereich als modernen 
Berufssektor mit Zukunftschancen fördern zu wollen, um so den steigenden Bedarf an 
Arbeitskräften in der Betreuung und Pflege abdecken zu können. Dabei sollte vor allem das 
Bildungswesen im Bereich des Gesundheits-, Pflege-, und Sozialwesens modernisiert werden 
und besonders WiedereinsteigerInnen berücksichtigt werden (ebd., 106). Die genaueren 
Vorstellungen umfassten dabei: Die Errichtung einer einheitlichen Kompetenzgrundlage für 
Gesundheits- und Sozialberufe sowie die Entwicklung eines Berufes der Heimhilfe; die 
Entwicklung von Modulsystemen in der Ausbildung, um so die Durchlässigkeit und die 
Eröffnung weiterer Arbeitsfelder im Gesundheits- und Pflegebereich für die Pflegehilfe zu 
fördern; die Prüfung einer „Liberalisierung der Berufsausübungsregelungen für den 
gehobenen Dienst der Gesundheits- und Krankenpflege bei gleichzeitiger Normierung 
strukturbezogener Qualitätskriterien“ (ebd., 106); sowie den Ausbau von 
Teilzeitbeschäftigungen und die Förderung von Programmen für WiedereinsteigerInnen; 
Maßnahmen zur Absicherung von Beschäftigten während der Weiterbildung, besonders auch 
bei bisher nicht AMS-Förderungsberechtigten und zuletzt der Punkt der die Schaffung eines 
neuen Lehrstuhls für Pflegewissenschaften betrifft (ebd., 106). 
Zusammenfassend wird gerade bei dem Punkt, der die Forcierung des Berufssektors zum Ziel 
hat, deutlich, dass hier weniger versucht wird von staatlicher Seite (bspw. durch 
entsprechende Entlohnung) einen attraktiven, qualitativ hochwertigen Berufssektor zu 
schaffen, sondern dass im Regierungsprogramm vielmehr versucht wird, den Berufssektor 
beinahe zu entwerten. Dies betrifft anscheinend besonders die Pflege im eigenen zu Hause, 
wie beispielsweise durch die Schaffung der neuen Form der sogenannten „Heimhilfe“ oder 
„Pflegehilfe“, die, bei geringem finanziellen Aufwand, eine breite und vor allem leistbare 
Form der Betreuung im eigenen zu Hause, jenseits der staatlichen Zuständigkeit garantieren 
soll. Die Berufe, die laut Regierungsprogramm forciert werden sollten, werden hauptsächlich 
von Frauen ausgeführt und unterliegen meist einer schlechten Entlohnung bei harter 
körperlicher und psychischer Arbeit. Gerade die Berufe im sozialen Bereich und 
Gesundheitswesen sind besonders dadurch geprägt, dass sie vor allem von Frauen ausgeübt 
werden. Eine Stärkung dieser Berufsgruppen ? außer es würde sich um eine deutliche 
Verbesserung des Lohnniveaus und der Arbeitsbedingungen handeln ? würde vermutlich 
kaum zu einer Verbesserung der Stellung der Frauen führen. Gerade dieser Bereich verweist 
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auf die Grundprinzipien geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung und die dadurch bedingte 
Schlechterstellung der Frauen in der Berufswelt. 
Im Regierungsprogramm der 23. Gesetzgebungsperiode wurde der so genannte 
Pflegenotstand also thematisiert. Die Formulierung der politischen Ziele wurde dann durch 
die beiden Regierungsparteien SPÖ und ÖVP in eben diesem Regierungsprogramm deutlich. 
Bei der genaueren Untersuchung der einzelnen Punkte der Formulierung dieser politischen 
Ziele durch die beiden AkteurInnen ist ersichtlich, wie sich SPÖ und ÖVP als 
Regierungsparteien im politischen Feld positionieren. Die Schwerpunkte bilden dabei der 
Ausbau einer leistbaren Pflege nach den Wünschen der Betroffenen, eine Unterstützung der 
pflegenden Angehörigen und die Forcierung des Berufssektors. Zusammenfassend wird 
jedoch deutlich, dass ? obwohl beispielsweise die Finanzierung durch das Pflegegeld 
thematisiert wird ? das Zentrum der Pflege- und Betreuungstätigkeiten im privaten Bereich 
verortet wird. 
 
Nachdem nun die Positionierung und die Formulierung der politischen Ziele durch die beiden 
Regierungsparteien als Akteure im politischen Prozess dargestellt wurden, möchte ich im 
nächsten Schritt auch auf die Positionierung der Oppositionsparteien eingehen. Zur weiteren 
Darstellung der Positionen der Regierungsparteien aber auch der Oppositionsparteien habe ich 
die 4. Nationalratsdebatte vom 29.11.2006 als Analysegegenstand herangezogen, bei der 
erstmals das Thema Pflege in relevanter Weise diskutiert wurde. Der Zugriff auf das 
stenographische Protokoll erfolgte dabei über die Homepage des österreichischen 
Parlaments3. 
Bei der Sitzung vom 26.11.2006 wurde der Antrag 25/A der Abgeordneten Wilhelm Molterer 
und KollegInnen betreffend dem Bundesgesetz, mit dem Übergangsbestimmungen bis zur 
Neuregelung der Pflege erlassen werden (Pflege-Übergangsgesetz), debattiert4. Bei diesem 
Antrag ging es in erster Linie darum, die damalige rechtlich nicht geregelte Situation 
dahingehenden zu ändern, dass ausländische Pflege- und Betreuungskräfte von bestimmten 
Straftatbeständen ausgenommen werden sollten, bis eine neue gesetzliche Regelung gefunden 
werden sollte. Bei meiner Analyse habe ich dann die unter Punkt 6 der Debatte getätigten 
                                                
3 siehe dazu: Stenographisches Protokoll der 4. Nationalratssitzung vom 29.11.2006 
http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXIII/NRSITZ/NRSITZ_00004/fname_071631.pdf (letzter 
Zugriff: 30.5.2011) 
4 vgl. dazu: Antrag 24/A http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXIII/A/A_00025/fname_070670.pdf  
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Äußerungen der ParlamentarierInnen als Gegenstand für die Untersuchung herangezogen. Die 
Ergebnisse der Positionierung der AkteurInnen im Policy-Prozess möchte ich nun anhand der 
Skizzierung ihrer Äußerungen geordnet nach den einzelnen im Parlament vertretenen Parteien 
aufzeichnen. 
Insgesamt haben sich 11 RednerInnen zu Wort gemeldet: Eine Rednerin der SPÖ, 4 
RednerInnen der ÖVP, 2 Rednerinnen der Grünen, 2 der FPÖ und 2 Wortmeldungen kamen 
von Seiten des BZÖ. Die Auflistung meiner Ergebnisse möchte ich nun in der Reihenfolge 
der Mandatsverteilung im Parlament darstellen. 
 
Wie schon bereits erwähnt hat sich von Seiten der SPÖ nur eine Rednerin zum Thema Pflege-
Übergangsgesetz geäußert. Die Abgeordnete Melitta Trunk äußerte sich sehr positiv zum 
Thema Pflege-Übergangsgesetz. Ihre Argumentation bezog sich dabei darauf, dass dieses 
Gesetz der Entkriminalisierung der Betroffenen und ihrer Angehörigen diene und in diesem 
Geltungszeitraum von einem halben Jahr dann genügend Zeit sei, den bestehenden 
Pflegenotstand zu beheben (Stenographisches Protokoll der 4. Nationalratssitzung vom 
29.11.2006, 102f). Weiters betonte sie, dass es sich bei diesem Gesetz um eine 
Übergangslösung als Notlösung handle, deren Ziel die Entkriminalisierung sei (ebd., 102). In 
ihrer weiteren Ausführung betonte sie nochmals das Ziel der SPÖ eine leistbare, qualitätsvolle 
und budgetär abgesicherte Pflegelösung zu finden (ebd., 103). Die Prioritäten würden dabei 
erstens in der Schaffung einer dringend (Anm. TK: von der Rednerin betont) notwendigen 
„Rechtsgrundlage für die verschiedenen Erwerbsformen der Pflege und Betreuung zu Hause, 
zweitens eine klare Differenzierung verschiedener Beschäftigungstypen und die 
entsprechenden Berufsbilder, drittens klare Standards für die Qualitätssicherung, […] [und] 
klare budgetäre Mittel“ (ebd., 103) liegen. 
Bei der SPÖ zeigen sich also folgende Schwerpunkte bei der Positionierung: Die Pflege und 
Betreuung soll leistbar, qualitätvoll und finanziell abgesichert sein. An erster Stelle steht 
jedoch die Errichtung einer Rechtsgrundlage und die damit einhergehende Pflege und 
Betreuung im eigenen Privathaushalt. Im Gegensatz zur vorhergehenden Phase der 
Neuformulierung politischer Ziele wird an dieser Stelle von Seiten der SPÖ erstmals das 
Kriterium der Qualitätssicherung angeführt. Im Mittelpunkt der Argumentation steht also die 
Durchsetzung einer legalen, kostengünstigen, qualitativen Pflege und Betreuung im eigenen 
zu Hause.  
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Als nächstes möchte ich näher auf die Ergebnisse der Äußerungen der Abgeordneten der ÖVP 
eingehen. Insgesamt meldeten sich 4 RednerInnen zum Thema Pflege-Übergangsgesetz. 
Meine Untersuchung hat dabei folgende Positionierungen ergeben: 
Als erste Rednerin der ÖVP hat sich die Abgeordnete Ridi Steibl, Obfrau des 
Familienausschusses, zu Wort gemeldet. Auch ihre Wortmeldung befürwortete das Pflege-
Übergangsgesetz. Sie sah dabei in der Debatte um das Thema Pflege ein besonders heikles 
Thema, da sie es als ein sehr „familien- und sozialpolitisches Anliegen“ (ebd., 106) deutet. 
Auch Ridi Steibl betonte in ihrer Ausführung das „Älterwerden in Würde“ (ebd., 106) und die 
damit zusammenhängende Frage der Pflege- und Betreuungsregelung als Herausforderung für 
alle. So führte sie besonders an, dass „[d]ie Familie […] der größte Pflegedienst dieser 
Nation“ (ebd., 106) sei. Dabei berief sie sich darauf, dass 80% der Pflegeleistungen eben von 
Angehörigen erbracht werde, so zum Beispiel „von Ehefrauen, Töchtern, Schwiegertöchtern, 
manchmal auch von Ehemännern, ganz selten allerdings von Söhnen und gar nicht von 
Schwiegersöhnen“ (ebd., 106). Ridi Steibl – als Vertreterin der ÖVP ? verortet daher die 
Pflege- und Betreuungsarbeit in der Familie und hier besonders zulasten der weiblichen 
Familienmitglieder. Aus dieser Aussage geht hervor, dass Frauen in der Betreuung und Pflege 
im Privathaushalt eine besondere Stellung zukommt, und dass diese vor allem auch eine große 
Belastung für die pflegenden bzw. betreuenden Frauen bedeutet, dennoch befürwortet sie das 
Pflege-Übergangsgesetz. 
Der nächste Redner der ÖVP war der damalige Bundesminister Martin Bartenstein, der sich 
ebenfalls positiv über das Pflege-Übergangsgesetz äußerte. Auch für ihn stand bei diesem 
Thema die Leistbarkeit und Legalisierung der Pflege zu Hause im Mittelpunkt. Ziel sei es 
dabei, ausländische Pflegekräfte zu legalisieren (ebd., 111). Das Pflege-Übergangsgesetz – 
auch Pflege-Amnestie genannt – sollte dabei den pflegenden Angehörigen und den Familien 
der zu pflegenden Personen mehr Sicherheit geben (ebd., 111). Bei der Aussage von Martin 
Bartenstein ist interessant, dass er der Positionierung von Melitta Trunk als Repräsentantin 
der SPÖ deutlich widerspricht, denn er betonte, dass es keinen Pflegenotstand in Österreich 
gebe (ebd., 112). 
Die nächste Rednerin der ÖVP, Gertrude Aubauer, begann ihre Rede mit der Wortmeldung 
„Daheim statt im Heim – das ist der Wunsch der Mehrheit der Österreicher“ (ebd., 112). Ihren 
Quellen nach wünschten sich 82% der ÖsterreicherInnen, so lange wie möglich im eigenen zu 
Hause zu leben (ebd., 112). Diese Personen wären es dann, die illegale Pflegekräfte 
beschäftigen, da sie sich andere Hilfe nicht leisten können (ebd., 112). Bei den Aussagen von 
Gertrude Aubauer war besonders auffällig, dass sie dreimal den Ausspruch „Daheim statt im 
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Heim“ in ihrer Wortmeldung tätigte. Sie formulierte die Zielsetzung der ÖVP mit den 
Worten, „in Österreich menschenwürdiges Altern zu ermöglichen“ (ebd., 113). 
Menschenwürdiges Altern charakterisierte sie dabei so, dass es sich um eine Situation handle, 
bei der Pflege rasch verfügbar sein sollte, wenn sie benötigt wird, die Qualität stimme, und 
dass die Pflege für alle leistbar sein sollte (ebd., 113). Gertrude Aubauer präsentierte die 
Zielsetzung der ÖVP darin, dass es eine „umfassende Neuregelung des Pflegesystems 
[brauche], die fit ist für das 21. Jahrhundert“ (Anm. TK: an dieser Stelle Beifall der ÖVP) 
(ebd., 113). Anhand der Aussagen von Gertrude Aubauer liegt der Schluss nahe, dass es sich 
eben bei dieser Neuregelung um eine Regelung handelt, die sich unter dem dreimal erwähnten 
Slogan „Daheim statt im Heim“ zusammenfassen lässt. 
Die letzte Rednerin der ÖVP in dieser Debatte war die Abgeordnete Maria Grander. Sie 
verortete die Problematik um das Thema Pflege ebenfalls als „sozialpolitische, 
familienpolitische, frauenpolitische und […] auch gesellschaftspolitische Herausforderung“ 
(ebd., 115). Die Betonung ihrer Ausführung lag dabei besonders darauf, dass es sich um ein 
frauenpolitisches Thema handle, denn „88 Prozent der Beschäftigten in diesem Bereich sind 
Frauen“ (ebd., 115). Ein wichtiger Punkt, der auch von ihr angesprochen wurde, war wieder 
die Betonung der „Würde des Menschen“ (ebd., 115). Maria Grander sprach von 
verschiedenen Tätigkeitsfeldern innerhalb der geführten Debatte. Sie unterteilte diese in 
Hauhaltshilfen, Heimhilfen, Betreuung und Pflege. Das Ziel lag dabei ihrer Ansicht nach 
darin, diese Bereiche zu unterscheiden und multifunktionelle Teams aufzubauen (ebd., 115). 
Ein nächster Punkt, den sie in ihrem Beitrag ansprach, war jener der Betreuung der 
pflegenden Angehörigen. Diese sollten ihrer Ansicht nach entlastet werden, beispielsweise 
durch teilstationäre Einrichtungen oder durch Besucherdienste, die es auszubauen gilt (ebd., 
115). Auch Maria Grander betonte in diesem Bereich die Position, die den Frauen im Bereich 
der Pflege zukommt. Neben diesem Aspekt wurde auch wiederum die Garantie der Würde des 
Alterns betont. 
Zusammenfassend lässt sich also die Positionierung der ÖVP in dieser Debatte 
folgendermaßen darstellen: Die Pflege-Übergangsregelung sei notwendig, da sie zu einer 
Entkriminalisierung der Betroffenen und deren Angehörigen führt; die Familie und besonders 
die Frauen seien davon betroffen, da ihnen die Hauptaufgabe in der Pflege und Betreuung von 
Angehörigen zukommt; die zentrale Forderung liege dabei darin, Betroffene zu Hause pflegen 
zu können, was sich in gewisser Weise durch den Ausspruch des in Würde Alterns ausdrückt. 
Die Kategorie Geschlecht wird in diesen Redebeiträgen auf verschiedene Weisen thematisiert. 
Einerseits wird die Rolle der Frauen in der Pflege und Betreuung, deren wichtige Stellung 
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aber auch die Belastung direkt angesprochen. Dennoch wird das Pflege-Übergangsgesetz in 
diesem Zusammenhang befürwortet. Daraus lässt sich schließen, dass sich aus diesem Gesetz 
eine Entlastung für die Betreuenden und Pflegenden weiblichen Familienmitglieder erhofft 
wird. Wie von Gertrude Aubauer erwähnt, sollten Pflege- und Betreuungskräfte rasch 
verfügbar sein, sobald sie benötigt werden. Die Qualität sollte gegeben sein und sie sollte 
auch für alle leistbar sein. Diese Kriterien ? vor allem jenes der Leistbarkeit ? sind beinahe 
typisch für Frauenbeschäftigungsmodelle und die Positionierung der ÖVP lässt an dieser 
Stelle den Schluss zu, dass eine solche Form der Beschäftigung von Frauen durchaus 
erwünscht sei. 
 
Die nächste Partei, deren Aussagen ich analysiert habe, sind die Grünen. Bei den Grünen 
haben sich zwei Rednerinnen zu Wort gemeldet. Der erste Beitrag von Theresia Haidlmayer 
kritisierte das Pflege-Übergangsgesetz dahingehend, dass dieses Gesetz weder eine Hilfe für 
die Betroffenen, noch für die Assistentinnen, Betreuerinnen oder Heferinnen sei (ebd., 99). 
Haidlmayer betonte, dass das Problem der illegalen Pflege schon seit Jahren bestehe und nun 
durch ein Übergangsgesetz legalisiert werden solle, das sie keineswegs befürworten könne. 
Ihre Argumentation bezog sich dabei darauf, dass sich in dem vorgeschlagenen 
Selbstständigenmodell Assistentinnen, Betreuerinnen und Pflegerinnen die 
Sozialversicherungsbeiträge nicht leisten können, genauso wie sich die Betroffenen die 
Lohnnebenkosten und Sonderzahlungen nicht leisten können (ebd., 111). Theresia 
Haidlmayer betonte, dass von Seiten der Grünen einer Legalisierungsmaßnahme zwar 
zugestimmt werden könnte, aber nur unter der Bedingung, dass anfallende Lohnnebenkosten 
und Sonderzahlungen durch den Staat gedeckt werden würden (ebd., 100). Dafür schlug sie 
zwei Lösungsmöglichkeiten vor: Einerseits eine offene Pflegestufe, bei der Personen, die 
nachweisen können, dass ihr Pflegegeld nicht ausreicht, die Mehrkosten automatisch bezahlt 
bekommen, oder dass die Sozialversicherungsleistungen durch den Bund übernommen 
werden (ebd., 100). Theresia Haidlmayer hob dabei besonders hervor, dass die Kosten für die 
Pflegeleistungen durch die öffentliche Hand bezahlt werden sollten (ebd., 101). Der 
Standpunkt der Grünen deutet in diesem Zusammenhang darauf hin, dass eine Stärkung der 
Rolle des Staates gefordert wird und einer Verlagerung der Betreuungskosten auf die 
Privatpersonen entgegengewirkt werden sollte.  
Aufgrund der schwierigen finanziellen Situation vieler älterer Menschen wurde an dieser 
Stelle ein Entschließungsantrag der Abgeordneten Haidlmayer und Mandak betreffen der 
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Änderung der Pflegegeld-Einstufungsverordnung eingebracht, bei dem gefordert wurde, 
Demenzkranke mindestens in Pflegestufe 3 oder 4 einzustufen (ebd., 101). 
Die nächste Rednerin der Grünen war Sabine Mandak. Sie äußerte sich klar gegen den 
vorliegenden Gesetzesantrag. Ihre Argumentation bezog sich dabei darauf, dass sie diesem 
Gesetz nicht zustimmen könne, da den Pflegekräften dadurch „sämtliche 
Schutzbestimmungen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer“ (ebd., 114) genommen 
werden. Weiters argumentierte sie so, dass sich eben die Frage der Übernahme der 
Mehrkosten von rund 30% stelle, die schon von Theresia Haidlmayer angesprochen wurden. 
Auch Sabine Mandak sprach an dieser Stelle davon, dass es meist Frauen sind, die um ein 
Gehalt zwischen 900€ und 1200€ im Monat arbeiten (ebd., 114). Die Zielsetzung der Grünen 
liegt laut Sabine Mandak darin, „eine Neuorganisation des Pflegegeldes“ (ebd., 114) zu 
schaffen, die so aussieht, dass es sich nicht nur um eine Erhöhung sondern um „eine 
Gesamtänderung inklusive Einführung einer offenen Stufe“ (ebd., 114) handele. Die Grünen 
sprachen in dieser Diskussion als einzige Partei an, dass es auch eines Ausbaus des 
stationären, teilstationären und des ambulanten Bereiches bedürfe, „damit die Rund-um-die-
Uhr-Pflege nicht so oft notwenig ist wie heute“ (ebd., 114). Die Argumentation der Grünen 
bringt dabei einen neuen, bisher nicht angesprochenen Aspekt in die Diskussion ein, nämlich 
jenen, dass die sogenannte 24-Stunden-Betreuung deshalb heute so oft nötig sei, „weil die 
ambulanten Dienste nicht im ausreichenden Ausmaß zur Verfügung stehen beziehungsweise 
nicht leistbar sind“ (ebd., 114). 
Die Grünen verfolgen also in der zweiten Phase des Policy-Prozesses jene Zielsetzung, dass 
es zwar einer Neuordnung bedarf, ein wichtiger Schlüsselpunkt dabei aber die Finanzierung 
ist. Ihre Argumentation richtet sich entgegen jener der ÖVP, die die Betreuung und Pflege 
älterer Personen im eigenen Privathaushalt auf die Würde des Alterns und den damit 
einhergehenden Wunsch der Pflege im eigenen zu Hause zurückführt. Die Betreuung und 
Pflege im Privathaushalt stellt für die Grünen eine Folge der unzureichenden finanziellen und 
infrastrukturellen Betreuungs- und Pflegeunterstützung und nicht eine Folge des Wunsches 
nach einem würdevollen Altern dar. Für die Grünen ist die Situation der großen Nachfrage 
nach privaten Betreuungskräften auf die mangelnde staatliche Pflegeversorgung und die 
fehlende finanzielle Unterstützung durch die öffentliche Hand zurückzuführen. Besonders 
kritisiert wird bei den Grünen auch die schlechte Entlohnung der Frauen in diesem 
Beschäftigungsbereich. Das Pflege-Übergangsgesetz ist weiters auch aus arbeits- und 
sozialrechtlicher Sicht von den Grünen keinesfalls vertretbar. Ihre politische Zielsetzung liegt 
in der Einführung einer offenen Pflegestufe oder der Übernahme der Mehrkosten durch den 
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Bund und dem Ausbau der Pflegeangebote im stationären, teilstationären und ambulanten 
Bereich auf einer leistbaren Ebene, damit die Rund-um-die-Uhr-Pflege im Privathaushalt 
nicht mehr so oft nötig ist. 
 
Von Seiten der FPÖ haben sich zwei Redner zum Thema geäußert. Der erste Redner war 
Norbert Hofer. Zu Beginn möchte ich anmerken, dass die Äußerungen von Norbert Hofer 
stark polemisch waren und hauptsächlich aus Anklagen gegen die Regierungsparteien 
bestanden. Seine Aussagen beschränkten sich in erster Linie darauf, dass es sich bei diesem 
Gesetz um keine Notlösung sondern um politische Hilflosigkeit handle (ebd., 103). Ebenso 
wurde von Norbert Hofer nach der Lösung für das Pflegeproblem gefragt (ebd., 104). 
Kritisiert wurde dann, dass das Pflegegeld 1993 erst einmal erhöht wurde und dass es deshalb 
besonders wichtig sei, eine Inflationsanpassung vorzunehmen. In diesem Zusammenhang 
wurde von Norbert Hofer und Lutz Weinzinger ein Entschließungsantrag eingebracht, der 
eine jährliche Valorisierung des Pflegegeldes vorsieht (ebd., 104). 
Als nächstes wurden die Aussagen von Lutz Weinzinger untersucht. Der Beitrag von Lutz 
Weinzinger war jedoch inhaltlich nicht besonders relevant. Sein Beitrag war sehr kurz und 
ebenfalls polemisch mit wenig inhaltlichen Ansätzen. Die Kernaussage seiner Rede war, dass 
es sich bei diesem Gesetz um ein „Husch-Pfusch-Gesetz“ (ebd., 116) handle, das keine 
Lösung bringt. Seiner Meinung nach wäre eine Gesamtlösung notwendig, „die 
gesamtgesellschaftlich getragen werden kann, […] und hätte schon seit 20 Jahren 
ausgearbeitet werden müssen“ (ebd., 116). 
Bei den Beiträgen der FPÖ ist es schwer, inhaltliche Aspekte herauszuarbeiten. 
Zusammenfassend kann durch diese Vertreter der FPÖ nur festgestellt werden, dass das 
Pflege-Übergangsgesetz nicht befürwortet wurde und diesem im Plenum auch nicht 
zugestimmt wurde. Einzig eine Valorisierung und Anpassung des Pflegegelds wurde 
gefordert, in der Debatte wurden ansonsten keine politischen Zielsetzungen geäußert. 
 
Die letzte Partei, deren Positionierung ich in der zweiten Phase des Policy-Prozesses 
untersucht habe, ist das BZÖ. In dieser Debatte gab es dazu zwei RednerInnen. Der erste war 
Sigisbert Dolinschek, der sich ebenfalls gegen das Pflege-Übergangsgesetz ausgesprochen 
hat. Auch er betonte in seinem Beitrag die Rolle der Angehörigen beim Thema der Pflege und 
Betreuung und verwies dabei besonders auf die weiblichen Pflegekräfte (ebd., 108). Was an 
diesem Beitrag interessant war, ist, dass Sigisbert Dolinschek rückblickend auf die 
Verbesserungen im Pflegebereich aufmerksam machte, die in den letzten zwei 
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Legislaturperioden vorgenommen wurden. Dies liegt zum größten Teil daran, dass das BZÖ 
zuvor Regierungsmitglied war. In Bezug auf die geforderten Neuerungen bezog sich Sigisbert 
Dolinschek auf die Notwendigkeit der Erhöhung des Pflegegeldes, da seiner Aussage nach die 
legale Pflege im eigenen zu Hause kaum finanzierbar sei (ebd., 108). An sich befürwortete 
Sigisbert Dolinschek die Entkriminalisierung von Familien, er war aber der Meinung „Illegale 
zu legalisieren“ (ebd., 108) sei der „falsche Lösungsansatz“ (ebd., 108). Auch das BZÖ 
reichte einen Entschließungsantrag ein, bei dem es darum ging, bestimmte Verbesserungen im 
Pflegebereich umzusetzen (vgl. ebd., 110f). 
Der nächste und letzte Beitrag stammte dann von der ehemaligen Bundesministerin für 
soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz, Ursula Haubner. Auch sie betonte 
eingangs die Leistungen der letzten Jahre und sprach sich dann gegen das Pflege-
Übergangsgesetz aus. Ihrer Meinung nach wäre es nur eine Übergangslösung und bei der 
Diskussion um die Pflege das Thema der „Pflege zu Hause [als] […] Drehscheibe“ (ebd., 
117), als den Punkt, an dem sich alles orientieren müsse. Ursula Haubner argumentierte so, 
dass eine Pflege-Übergangsregelung bedeuten würde, dass jene, die ihre Pflegekräfte bisher 
„ordentlich versichert haben, […] die Dummen gegenüber jenen [seien], die eine weitere 
Amnestie bis zum Juni 2007 haben“ (ebd., 117). Das Hauptargument in ihrem Beitrag war es 
ein Ziel zu finden, die Pflege zu Hause leistbar zu machen, ohne die „inländischen, gut 
ausgebildeten Betreuungs- und Pflegekräfte zu diskriminieren“ (ebd., 117). Die Lösung, die 
Pflege zu Hause leistbar zu machen, liege laut Ursula Haubner in der Unterstützung der 
Familien durch eine weitere Form der öffentlichen Finanzierung neben dem Pflegegeld wie 
zum Beispiel durch den sogenannten Pflegescheck (ebd., 117). In ihrer abschließenden 
Argumentation lenkte sie das Augenmerk auf die Rolle der pflegenden Angehörigen und der 
Wichtigkeit diese zu unterstützen. Dies gelte zum Beispiel für den Bereich der „Unterstützung 
in der Versicherung für pflegende Angehörige, die vorwiegend Frauen sind“ (ebd., 118), für 
den sich Ursula Haubner als Sozialministerin eingesetzt habe, wobei in diesem Bereich nach 
ihren Angaben noch ein wesentlicher Schritt getan werden müsse (ebd., 118). Besonders 
interessant war die Schlussbemerkung der Sozialministerin der vorangegangenen Regierung. 
Sie forderte eine „umfassende Reform der Weiterentwicklung der Pflege […], einer Pflege, 
die in Zukunft auf für alle leistbar ist, durchzuführen und die Pflegeeinrichtung und größte 
Pflegeinstitution Familie nicht in Frage zu stellen, sondern weiter zu stärken und zu 
unterstützen“ (ebd., 118). Mit diesem Schlusssatz ihres Beitrags äußerte Ursula Haubner 
stellvertretend für das BZÖ die grundlegende Positionierung der Partei als Akteur. Das BZÖ 
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fordere eine Unterstützung der Familien und ist gegen eine Legalisierung von Illegalen, die 
zur Diskriminierung inländischer Pflegekräfte führe. 
 
Zusammenfassend lässt sich diese zweite Phase, bei der sich die AkteurInnen durch die 
Formulierung politischer Ziele positionieren, folgendermaßen erfassen: SPÖ und ÖVP setzen 
sich in ihrem Regierungsprogramm das Ziel der Errichtung eines Selbstständigenmodells für 
Pflegekräfte, das für die Betroffenen und deren Angehörige leistbar ist. Erst in der 
Plenardebatte zum Pflege-Übergangsgesetz, das eine Übergangslösung bis zur Ausarbeitung 
des neuen Gesetzes darstellt, wird von der SPÖ auch die qualitative Komponente 
angesprochen, die zuvor im Regierungsprogramm nicht aufgegriffen wurde. Die 
Regierungsparteien verfolgen mit dem Pflege-Übergangsgesetz das Ziel, die Betroffenen und 
deren Angehörige zu entkriminalisieren und in weitere Folge soll auch eine Rechtsgrundlage 
für die verschiedenen Formen der Pflege zu Hause geschaffen werden. Die Argumentation der 
ÖVP stimmt im Groben mit jener der SPÖ überein, besonders wenn es darum geht, die 
Betroffenen zu entkriminalisieren. Seitens der Zielsetzung verfolgen die beiden Akteure also 
dasselbe. Ein Widerspruch liegt aber in der grundlegenden Ansicht darüber, ob es sich um 
einen Pflegenotstand handle. Von der ÖVP wird dieser Anspruch klar zurückgewiesen. 
Die ÖVP zeigt aber in der Plenardebatte deutlich, dass der entscheidende Aspekt auf der 
Pflege im eigenen Privathaushalt liegt. Zusammenfassend haben sich dabei besonders die 
Aussage des „Alterns in Würde“, das bereits im Regierungsprogramm thematisiert wurde, 
und der Slogan „Daheim statt im Heim“ thematisch durchgesetzt. Allgemein liegt die 
Zielsetzung sowohl bei der SPÖ als auch bei der ÖVP klar auf einem Ausbau der Pflege im 
Privathaushalt. Zwar ist eine finanzielle Förderung durch die öffentliche Hand und auch ein 
gewisser Ausbau von stationären, teilstationären und ambulanten Einrichtungen angedacht, 
das primäre Augenmerk liegt aber im privaten Bereich. 
Die Opposition hat ihre Zielsetzungen in andere Richtungen gesetzt. Einzig die Tatsache, dass 
gegen das Pflege-Übergangsgesetz gestimmt wurde, verbindet die drei Oppositionsparteien. 
Die Grünen setzen ihr politisches Ziel zur Lösung der Pflegeproblematik in einer besseren 
Finanzierung durch die öffentliche Hand beispielsweise durch eine offene Pflegestufe oder 
durch die Übernahme der Sozialversicherungsleistungen durch den Bund. Gegen das Pflege-
Übergangsgesetz und die weitere Folge eines Selbstständigenmodells sprechen vor allem die 
arbeits- und sozialrechtlichen Defizite sowie die schwierige Finanzierbarkeit. Besonders 
interessant ist der Grundgedanke, der seitens der Grünen zur bestehenden 
Legalisierungsdebatte besteht. Sie sehen als bisher einziger politischer Akteur das 
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grundlegende Problem, das zur Notwendigkeit der 24-Stunden-Betreuung durch illegale 
Pflegekräfte führte, im Fehlen entsprechender stationärer Pflegeangebote bzw. in den zu 
hohen Kosten dafür. 
Den genauen Gegensatz dazu bildet das BZÖ. Auch das BZÖ lehnt zwar das Pflege-
Übergangsgesetz ab, sie verfolgen aber eine Stärkung der Position der Familie als 
Pflegeinstitution. Die Zielsetzung des BZÖ liegt darin, eben die Familie als größte 
Pflegeinstitution zu stärken und zu unterstützen. Dies sollte beispielsweise durch eine 
finanzielle Unterstützung zusätzlich zum Pflegegeld bzw. durch eine Erhöhung des 
Pflegegelds ermöglicht werden. Vehement wenden sie sich gegen eine Legalisierung der 
illegalen Pflegekräfte, die zudem laut BZÖ die inländischen ausgebildeten Pflegekräfte 
diskriminieren. 
Die Zielsetzung der FPÖ liegt darin, die finanzielle Unterstützung für die Betroffenen und 
deren Angehörige auszubauen. Sie setzt dabei besonders auf den Ausbau des Pflegegeldes 
und vor allem auf die Einführung einer jährlichen Valorisierung und Inflationsanpassung. 
ÖVP und BZÖ haben auf besondere Weise die Rolle der Frauen in der Betreuung und Pflege 
angesprochen, jedoch mit jeweils sehr starkem Fokus auf der Beibehaltung der Pflege und 
Betreuungstätigkeiten im eigenen Privathaushalt. Die ÖVP beruft sich dabei aber auf die 
Notwendigkeit externe Arbeitskräfte zur Unterstützung der Arbeit im Privathaushalt. Dass 
diese Pflege- und Betreuungskräfte hauptsächlich Frauen sind, die zu besonders schlechten 
finanziellen Bedingungen ? was wiederum auf die ungleiche Entlohnung von Männern und 
Frauen zurückzuführen ist ? arbeiten, wird dabei begrüßt, da diese Form der Pflege und 
Betreuung dann auch leistbar ist. Das BZÖ spricht sich gegen externe Pflege- und 
Betreuungskräfte aus, die Familie ? und somit in erster Linie die Frauen ? sollten gestärkt und 
unterstützt werden. 
 
Diese zweite Phase des politischen Lernens kennzeichnet sich dadurch aus, dass die 
Politikziele formuliert werden. Dabei wird das bestehende Wissen der politischen 
AkteurInnen innerhalb der Parteien formuliert und artikuliert. Dadurch resultieren dann die 
unterschiedlichen Diskurskoalitionen. Die SPÖ und die ÖVP haben sich innerhalb dieses 
Diskurses auf ein gemeinsames Regierungsprogramm geeinigt, wobei der Fokus dabei auf der 
Pflege im Privathaushalt liegt. Das BZÖ verfolgt ebenso die Förderung der Pflege im 
Privathaushalt, jedoch über die Stärkung und Förderung der Familie also sprich der Frauen im 
Privathaushalt. Die Grünen widersetzen sich in ihrem Überzeugungssystem den anderen 
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AkteurInnen. Sie fordern eine Verlagerung der Verantwortung vom Privathaushalt weg in 
Richtung Staat. 
 
In der Nationalratssitzung vom 29.11.2006 wurde das Pflege-Übergangsgesetz, das auch als 
Amnestielösung bezeichnet wurde, mit einer Mehrheit der Stimmen von SPÖ und ÖVP 
beschlossen, die Oppositionsparteien stimmten gegen diese Bestimmung. 
Der nächste Schritt, der den Entstehungsprozess des Hausbetreuungsgesetzes kennzeichnet, 
und auch einen weiteren Schritt im Policy-Prozess bedeutet, ist die Ausarbeitung des 
Ministerialentwurfes. 
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5.3. Konkretisierung der Ziele 
 
 
Der nächste Schritt im Policy-Making-Prozess als Prozess politischen Lernens ist die 
Konkretisierung von Zielen durch Beschlüsse und Entwürfe. Zur Skizzierung des 
Entstehungsprozesses des Hausbetreuungsgesetzes habe ich an dieser Stelle den nächsten 
Schritt im Entstehungsprozess zur Analyse gewählt. Der nächste Schritt beinhaltet den 
Ministerialentwurf 40/ME zum Hausbetreuungsgesetz und die Änderung der 
Gewerbeordnung von 1994, die am 15.3.2007 eingebracht wurde, sowie die 
Parlamentskorrespondenz Nr. 397 vom 23.5.2007 über die Verhandlungen des Ausschusses 
für Arbeit und Soziales über den Gesetzesentwurf des Hausbetreuungsgesetz. 
Zu Beginn möchte ich einen kurzen Überblick über den Ministerialentwurf geben, bevor ich 
dann genauer auf die Verhandlungen im Ausschuss für Arbeit und Soziales eingehen werde. 
 
Der Ministerialentwurf vom 15.3.2007 beinhaltet grundsätzlich den Entwurf für das 
Hausbetreuungsgesetz (HBeG) und den Entwurf für eine Änderung der Gewerbeordnung 
1994. Artikel 1 beschäftigt sich dabei mit dem sogenannten Hausbetreuungsgesetz. In 
Abschnitt 1 geht es um die allgemeinen Bestimmungen, die den Geltungsbereich und die 
Verweisungen auf andere Bundesgesetze beinhalten. Abschnitt 2 beinhaltet die 
arbeitsrechtlichen Sonderbestimmungen mit den Unterpunkten „Arbeitsverhältnisse zu 
Privathaushalten“ und „Arbeitsverhältnisse zu Trägerorganisationen“ (40/ME 2007, 2). Der 
dritte Abschnitt thematisiert die Qualitätssicherung der Betreuung, wobei dabei genauer 
zwischen Handlungsleitlinien, Zusammenarbeit und Verschwiegenheit unterschieden wird 
und der 4. Abschnitt beinhaltet die In-Kraft-Tretung und Vollziehung des Gesetzes. 
Artikel 2 setzt sich dann mit der Änderung der Gewerbeordnung 1994 auseinander. Dabei 
werden zwei neue Paragraphen hinzugefügt, die einerseits den § 159 „Personenbetreuung“ 
und andererseits den § 160 „Qualitätssicherung für die Personenbetreuung“ beinhalten (ebd., 
3). 
Grundsätzlich kann dieser Gesetzesentwurf folgendermaßen zusammengefasst werden: Mit 
dem Entwurf für das Hausbetreuungsgesetz wurde versucht, eine rechtliche 
Rahmenbedingung zu schaffen, die es ermöglichen sollte, dass pflegebedürftige Personen 
oder deren Angehörige ab einer Pflegestufe 3 oder nachweislicher Demenzerkrankung, eine 
Betreuungskraft für die Dauer von 14 Tagen in die eigene Hausgemeinschaft aufnehmen 
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können. Diese Betreuungskräfte müssen die Voraussetzung der Vollendung des 18. 
Lebensjahres erfüllen, weitere Anforderungen an die Betreuungskraft gibt es nicht. Der 
Terminus Betreuung wird dabei so definiert, dass es sich dabei um eine „Hilfestellung 
insbesondere bei der Haushaltsführung und der Lebensführung“ (ebd., 1) handle. Die im 2. 
Abschnitt geklärten arbeitsrechtlichen Sonderbestimmungen beinhalten die Ausnahmen der 
Betreuungsarbeit von den geltenden arbeitsrechtlichen Grundbestimmungen wie 
beispielsweise dem Arbeitszeitgesetz. Weiters ist es für Betreuungskräfte möglich, entweder 
als Selbstständige oder Unselbstständige tätig zu sein und das Arbeitsverhältnis kann 
entweder als Arbeitsverhältnis mit einem Privathaushalt oder mit einer Trägerorganisation 
eingegangen werden. Auf die Irreführung bezüglich des Arbeitsverhältnisses zu einem 
Privathaushalt wurde dabei in mehreren Stellungnahmen verwiesen. Der dritte Abschnitt, 
dessen Grundlage die Qualitätssicherung der Betreuung zu sein scheint, beinhaltet die 
Handlungsleitlinien, die eine Verpflichtung der Betreuungskraft vorsieht, im Alltag und 
Notfall entsprechende Handlungsleitlinien zu verfolgen; die Zusammenarbeit, bei der die 
Betreuungskräfte verpflichtet werden, mit anderen in die Pflege und Betreuung involvierten 
Personen und Einrichtungen zum Wohle der zu betreuenden Person zusammenzuarbeiten und 
eben der Punkt der zur Verschwiegenheit verpflichtet. Eine genaue Angabe, die zur 
Qualitätssicherung der Betreuung in Bezug auf die Ausbildung einer Betreuungskraft Stellung 
nimmt, ist nicht gegeben. 
Artikel 2 beschäftigt sich mit der Änderung der Gewerbeordnung 1994 und der Schaffung 
eines Gewerbes der Personenbetreuung. In den einzelnen Unterpunkten wird aufgelistet, 
welche Tätigkeiten in dieses Gewerbeprofil fallen. Im Groben sind dies haushaltsnahe 
Dienstleistungen, die Unterstützung bei der Lebensführung, die Gesellschafterfunktion, die 
Führung eines Haushaltsbuches mit Aufzeichnungen über die für die betreute Person 
getätigten Ausgaben, die praktische Vorbereitung der betreuungsbedürftigen Person auf einen 
Ortswechsel und die Vermittlung und Organisation von Personenbetreuung. Im zweiten 
Paragraph zur Qualitätssicherung steht wiederum die Verschwiegenheit im Mittelpunkt. 
 
Der zweite Teil, den ich bei der Analyse der dritten Phase des Politiklernens untersucht habe, 
ist die Parlamentskorrespondenz Nr. 397 vom 23.5.2007, die die Verhandlungen des 
Ausschusses für Arbeit und Soziales über den Gesetzesentwurf des Hausbetreuungsgesetzes 
protokolliert. 
Der Grüne Abgeordnete Karl Öllinger kritisierte im Ausschuss, dass es sich beim 
Hausbetreuungsgesetz um keine Lösung des bestehenden Notstands handle, es fehle an 
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qualitativ hochwertigen Dienstleistungen im Bereich der Pflege und die illegalen Verhältnisse 
würden einfach fortgeschrieben werden (Parlamentskorrespondenz Nr. 397, 2). Auch der 
Abgeordnete Franz-Joseph Huainigg der ÖVP äußerte sich eher kritisch zum 
Gesetzesentwurf. Seiner Meinung nach würde die Pflegeproblematik nicht ganz gelöst (ebd., 
2). Auch der Sozialminister der SPÖ, Erwin Buchinger, betonte, dass die Pflegeproblematik 
mit diesem Gesetz nicht ganz gelöst werde, aber es ein erster dringender Schritt sei, wenn 
auch noch viele andere Schritte fehlen würden (ebd., 2). Sehr kritisch äußerte sich hingegen 
der Abgeordnete Werner Neubauer der FPÖ. Er kritisierte besonders die Finanzierungslücken, 
deren tatsächliche Finanzierung er bezweifle. Ein weiterer Kritikpunkt bestand für ihn darin, 
dass diese Modell vom Lohngefälle der neuen EU-Mitgliedsstaaten im Vergleich zu 
Österreich abhänge. Er betonte dabei, dass wenn das Lohnniveau in den neuen EU-
Mitgliedsstaaten steigen würde, die BetreuerInnen ebenfalls nicht mehr um so wenig Geld in 
Österreich arbeiten würden (ebd., 2). Ebenfalls sehr kritische Einwände kamen von den 
Grünen Abgeordneten Birgit Schatz und Theresia Haidlmayer. Für Birgit Schatz stellen 
besonders die Art der Arbeitsverhältnisse und deren nicht vorhandene arbeitsrechtliche 
Grundlage einen großen Kritikpunkt dar (ebd., 2). Theresia Haidlmayer betonte unter 
anderem auch, dass die anfallenden Kosten für die Betreuung im Privathaushalt zu gering 
berechnet seien (ebd., 2). 
Laut Ursula Haubner vom BZÖ habe der Gesetzesentwurf das Ziel einer legalen, leistbaren 
und qualitativ hochwertigen Pflege nicht erreicht. Der Gesetzesentwurf sei auch als Teil einer 
Gesamtlösung nicht geeignet und auch sie kritisierte die unklaren Kosten (ebd., 3). 
Die Abgeordnete Ridi Steibl von der ÖVP bewertete den Gesetzesentwurf positiver. Ihrer 
Meinung nach stelle das Hausbetreuungsgesetz einen ersten Schritt zur Lösung des 
Pflegeproblems dar. Sie betonte dabei, dass es vor allem jene Frauen entlasten werden 
würden, die die Betreuungsarbeit leisten würden (ebd., 3). Aber auch sie äußerte, dass noch 
nicht alle Probleme gelöst seien und insbesondere auch die Frage der Finanzierung noch nicht 
ganz geklärt sei (ebd., 3). Interessant ist hierbei besonders das Ziel dieses Gesetzesentwurfes, 
nämlich die Entlastung betreuender weiblicher Familienmitglieder. Die ÖVP vertritt einerseits 
das Ziel der Pflege und Betreuung im eigenen Privathaushalt, erkennt aber auch die hohe 
Belastung für die weiblichen Familienmitglieder. Diese betreuenden Frauen sollen mit diesem 
Gesetz entlastet werden und zwar dadurch, dass wiederum andere Frauen diese Tätigkeiten zu 
möglichst geringen Preisen verrichten sollten. Es würde daher nicht zu einer geforderten 
allgemeinen Entlastung der Frauen kommen – besonders was die gesellschaftliche Trennung 
in Produktions- und Reproduktionsarbeit und die damit einhergehende Doppelbelastung für 
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Frauen bedeutet – es wird ganz im Gegenteil eine solche gesellschaftliche Trennung 
gefördert. 
Für Christine Lapp von der SPÖ bedeutete das Hausbetreuungsgesetz in ihrer Ausführung 
einen Mosaikstein und sie betonte die Wichtigkeit, dass Qualitätsstandards festgeschrieben 
werden sollten und es Finanzierungsmöglichkeiten und eine Absicherung geben sollte (ebd., 
3). Für Christine Marek von der ÖVP stellte das Hausbetreuungsgesetz einen Kompromiss 
dar, mit dem ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung gesetzt wurde. Wenn die 
Umsetzung und deren Auswirkungen evaluiert werden würden, könne ein Änderungsbedarf 
festgestellt werden. Weiters betonte sie, dass beim Hausbetreuungsgesetz Pflege und 
Gesundheitsleistungen nicht Verhandlungsgegenstand seien, da es sich dabei nur um 
Betreuung handle. Der Bereich der Entlohnung sowie der Arbeitszeit werde mit den 
Sozialpartnern verhandelt. Die angeführten Arbeits- und Ruhezeiten würden auch nur den 
maximalen Hintergrund darstellen (ebd., 3). 
Die Mitglieder des Ausschusses für Arbeit und Soziales der SPÖ und der ÖVP haben am 
23.5.2007 für das Hausbetreuungsgesetz gestimmt. 
 
Bei dieser dritten Phase politischen Lernens geht es darum, dass ein konkreter Text, in diesem 
Fall der Ministerialentwurf, zur Lösung des politischen Problems formuliert wurde. In diesem 
Zusammenhang zeigt sich, dass sich das von SPÖ und ÖVP vertretene Wissen in dieser Phase 
des Gesetzgebungsprozesses deutlich durchgesetzt hat. Die Wertvorstellungen und das 
Wissen der Oppositionsparteien wurden zwar artikuliert, für den Ministerialentwurf prägend 
waren jedoch die Bedeutungssysteme der Regierungsparteien. 
In Bezug auf den Zusammenhang von Wissen und Geschlecht wird in dieser Phase deutlich, 
dass die Kategorie Geschlecht nicht ausdrücklich eine Rolle spielt. Was den Gesetzesentwurf 
betrifft, wird aber gerade bei dessen Ausführung deutlich, dass es sich um ein speziell auf 
Frauen ausgerichtetes Beschäftigungsmodell handelt. Mit diesem Entwurf verdeutlichen sich 
also jene Wertvorstellungen, die in Bezug auf Tätigkeitsbereich und Geschlechterstereotype 
bei den politischen AkteurInnen, die jenen Gesetzesentwurf ausgearbeitet haben und ihn 
inhaltlich vertreten, vorhanden sind. 
Dies sind nun die Ergebnisse der Analyse der dritten Phase des Policy-Making Prozesses als 
Prozess politischen Lernens. Die nächste und letzte Phase beinhaltet die Stellungnahmen zum 
Ministerialentwurf und die Debatte rund um die Entscheidung und schließt den idealtypischen 
Prozess des Politiklernens ab. 
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5.4. Ordnung politischer Prioritäten 
 
 
Die letzte Phase des Modells des politischen Lernens beinhaltet den Abschluss des 
Politikwandels als Lernprozess. In dieser Phase wird der Prozess durch die Formulierung des 
Gesetzesentwurfs, aufbauend auf den vorhergehenden Phasen, abgeschlossen. In dieser Phase 
sind auch jene AkteurInnen relevant, die informell am Gesetzgebungsprozess beteiligt sind. 
Das idealtypische Ende stellt dabei der Beschluss des Gesetzes im Nationalrat und Bundesrat 
dar. Die Analyse der vorangegangenen Schritte ergab wichtige Informationen zu den 
Bedeutungssystemen, die von den politischen AkteurInnen in ihren Äußerungen vertreten 
wurden. In dieser letzten Phase habe ich nun die Stellungnahmen zum Ministerialentwurf 
(40/ME), die Debatten des Nationalrats und des Bundesrats herangezogen, in denen das 
Hausbetreuungsgesetz beschlossen wurde. Bevor ich aber auf die Ergebnisse der 
Untersuchung der Debatten eingehen möchte, werde ich in einem ersten Schritt auf die 35 
Stellungnahmen zum Ministerialentwurf eingehen. 
 
Auf den Ministerialentwurf folgten die einzelnen Stellungnahmen jener Organisationen und 
Institutionen, die auf informellem Weg am Gesetzgebungsprozess beteiligt waren. 
Grundsätzlich sind es 35 Stellungnahmen von einzelnen Vertretern von Interessensgruppen, 
Stellungnahmen der Landesregierungen, der Bundesministerien, einzelner Berufsverbände 
sowie auch karitativer Vertreter. Bei der Darstellung der Ergebnisse werde ich darauf 
verzichten, jedes einzelne Detail, das kritisiert wurde zu erwähnen, sondern ich werde mich 
auf die relevanten Ergebnisse beschränken. 
In einer ersten Phase habe ich die Stellungnahmen dahingehend geprüft, ob sie den Entwurf 
befürworten oder verneinen. Da eine Kategorisierung nicht ganz einfach war, habe ich nach 
ausführlicher Prüfung folgende Kategorien herausgearbeitet: Die Kategorie pro; grundsätzlich 
pro, aber mit wesentlichen Kritikpunkten; kritisch, für jene Aussagen, bei denen die kritischen 
Aussagen die positiven Aspekte übertroffen haben; contra, für jene Stellungnahmen, die den 
Entwurf abgelehnt haben und die Kategorie ohne Wertung für jene Stellungnahmen, die 
wertfrei waren. An dieser Stelle möchte ich noch kurz anmerken, dass gerade die Kategorien 
grundsätzlich pro und kritisch eng beieinander liegen und ich versucht habe, durch 
mehrmaliges Lesen und Bewerten die Grundstimmung der Stellungnahme in eine Richtung 
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hin zu deuten. Die genaue Zuteilung unterliegt in diesem Falle jedoch trotzdem in gewissem 
Maße meinem subjektiven Textverständnis. 
Die Analyse der Stellungnahmen anhand dieser Kategorien hat folgende Ergebnisse ergeben: 
3 Stellungnahmen in der Kategorie pro 
12 Stellungnahmen in der Kategorie grundsätzlich pro 
6 Stellungnahmen in der Kategorie kritisch 
8 Stellungnahmen in der Kategorie contra 
6 Stellungnahmen in der Kategorie ohne Wertung 
 
Die drei Stellungnahmen, die der Kategorie pro zugeordnet wurden, sind jene des 
Österreichischen Seniorenrats und der Wirtschafskammer, aber auch die Stellungnahme des 
Roten Kreuzes. Auch wenn diese Stellungnahmen als pro bewertet wurden, umfassen auch sie 
einige Kritikpunkte, die ich dann im nächsten Schritt zusammenfassen werde. Ohne 
grundlegende Kritikpunkte war keine Stellungnahme. Die 12 Stellungnahmen, die in der 
Kategorie grundsätzlich pro verortet wurden, sind von folgenden Institutionen: Von der 
Vorarlberger Landesregierung, der Kärntner Landesregierung, vom Kriegsopfer- und 
Behindertenverband, von der Lebenshilfe Österreich, von der Landwirtschaftskammer 
Österreich, von der Österreichischen Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation, von der Caritas, 
vom Österreichischen Hilfswerk, von der Österreichische Rechtsanwaltskammertag, der 
Burgenländischen Landesregierung, von der Bundesarbeitskammer und der 
Niederösterreichischen Landesregierung. 
In die Kategorie kritisch fallen die Stellungnahmen der Kammer der Wirtschaftstreuhänder, 
die der Diakonie Österreich, der Bundesarbeitsgemeinschaft Freie Wohlfahrt, der 
Österreichische Gewerkschaftsbund, das Bundesministerium für Soziales und 
Konsumentenschutz und die Steiermärkischen Landesregierung. 
Jene Stellungnahmen, die den Gesetzesentwurf klar abgelehnt haben, sind: Der 
Österreichische Gemeindebund, die Salzburger Landesregierung, der Dachverband der 
Altenfachbetreuer/innen Österreichs, die Tiroler Landesregierung, der Hauptverband der 
Österreichischen Sozialversicherungsträger, die Wiener Landesregierung und der 
Österreichische Städtebund. Folgende Stellungnahmen waren wertfrei und enthielten nur 
neutrale Änderungsvorschläge und relativ neutrale Kritikpunkte: Der Rechnungshof, das 
Bundesministerium für Gesundheit, Familie und Jugend, das Bundeskanzleramt, das 
Bundesministerium für Finanzen, das Bundesministerium für Justiz und das 
Bundesministerium für europäische und internationale Angelegenheiten. 
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Nachdem nun die Grundhaltung der einzelnen Stellungnahmen aufgezeigt wurde, möchte ich 
im nächsten Schritt auf die einzelnen Kritikpunkte und in weiterer Folge auf deren Relevanz 
in Bezug auf die Konstruktion von Geschlecht eingehen. Der Hauptkritikpunkt, der bei den 
Stellungnahmen angesprochen wurde, ist jener der unzureichenden Qualitätsstandards, und 
dass es keine Möglichkeit der Kontrolle der Qualität der Betreuung gebe. Bei diesem 
Kritikpunkt wird deutlich, dass die Qualitätskontrolle der Betreuung einen hohen Stellenwert 
hat, der durch den Entwurf des Hausbetreuungsgesetzes nicht erreicht wird. Beinahe gleich 
oft, wie das fehlende Mindestmaß an Qualität wurde die Finanzierung kritisiert. Im Vorblatt 
zum Gesetzesentwurf (Vorblatt zu 40/ME, XXIII.GP) wurde angegeben, dass das 
Hausbetreuungsgesetz kostenneutral für die Gebietskörperschaften sein würde, was in den 
Stellungnahmen deutlich bezweifelt wurde. Besonders der Rechnungshof, die Länder und die 
Vertreter der Gemeinden stellten die Finanzierbarkeit dieses Modells in Frage. Gefordert 
wurde hauptsächlich eine Unterstützung durch die öffentliche Hand, damit eine angemessene 
und qualitativ hochwertige Pflege und Betreuung für alle pflegebedürftigen Menschen leistbar 
werden sollte. Der nächst häufig angeführte Kritikpunkt war die Tatsache, dass es sich bei der 
Einführung eines Selbstständigenmodells der Betreuung zu Hause eigentlich arbeitsrechtlich 
an sich um keine selbstständige Tätigkeit handle. Selbstständige Erwerbsarbeit ist nämlich 
dadurch gekennzeichnet, dass Arbeitszeit, Arbeitsort und Arbeitsfolge nicht fremdbestimmt 
sind, was bei der Betreuung im Privathaushalt nicht der Fall ist. Aus diesem Grund wurde in 
den Stellungnahmen sehr häufig darauf hingewiesen, dass das Modell nur als unselbstständige 
Erwerbsarbeit vertretbar wäre, was aber ganz eindeutig nicht das Ziel des Gesetzesentwurfs 
sei. Mit diesem Kritikpunkt zusammenhängend wurde auch oft angesprochen, dass dieses 
Modell Scheinselbstständigkeiten animiere. Ein dritter Kritikpunkt, der ebenfalls sehr häufig 
erwähnt wurde, war jener, dass sich Betreuung und Pflege in der Praxis nicht so einfach 
trennen ließen. Der Übergang zwischen Pflege und Betreuung sei oftmals fließend und die 
Erwartung, die Tätigkeiten würden sich auf die im Hausbetreuungsgesetz beschriebenen 
beschränken, sind laut der Stellungnahmen zu kurz gegriffen und unrealistisch. 
Neben den unzureichenden Qualitätsstandards, der nicht geklärten Finanzierung, der Gefahr 
der Scheinselbstständigkeit und der schwierigen Unterscheidung von Pflege und Betreuung in 
der Praxis wurde noch oft kritisiert, dass dieses Modell einfach zu kurz greift und ein 
umfassenderes Konzept nötig wäre. Ein solches Konzept zur Lösung der bestehenden 
Problemlage würde aber auch einen Ausbau von stationären, teilstationären und ambulanten 
Betreuungs- und Pflegeformen vorsehen. Neben der Forderung nach einem umfassenden, 
langfristigen Konzept wurde weiters auch noch bemängelt, dass mit der Errichtung des 
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Gewerbes der Personenbetreuung in bereits bestehende und reglementierte Berufe 
eingegriffen werden würde. Ein Beispiel dafür war, dass sich das Tätigkeitsprofil zum Teil 
stark mit den Tätigkeiten der HeimhelferInnen überschneidet, für die eine Ausbildung 
vorgesehen ist. Weiters wurde kritisiert, dass der Gesetzesentwurf dieses Modell für 
pflegebedürftige Personen ab der Pflegestufe 3, sowie für demenzkranke Personen der 
Pflegestufe 1 und 2 vorsieht. Dieser Aspekt wurde besonders dahingehend kritisiert, dass für 
Personen ab der Pflegestufe 3 bereits ein derartiger Bedarf an Pflege besteht, dass ein 
umfassendes Pflegeausmaß nach dem Gesundheits- und Krankenpflegegesetz (GuKG, BGBl. 
I Nr. 108/1997) vorliegen würde. Ein weiterer spezifischer Kritikpunkt kam von der 
Bundesarbeiterkammer (34/SN-40/ME), die darauf hingewiesen hat, dass das 
Arbeitszeitmodell, wie es in diesem Gesetzesentwurf vorgesehen sei, „auf die sehr 
spezifischen Gegebenheiten bei aktuell tätigen ausländischen Betreuungskräften 
zugeschnitten ist“ (ebd., 7). In Bezug auf dieses Argument äußerte sich auch das 
Österreichische Hilfswerk (25/SN-40/ME), dass die Betreuungsarrangements, wie sie das 
Hausbetreuungsgesetz vorsieht, vom Lohngefälle zwischen Österreich und den 
Herkunftsländern der BetreuerInnen leben (ebd., 2). Dieser Kritikpunkt spricht vor allem die 
Frage an, wie dieses Modell funktionieren würde, wenn das bestehende Lohngefälle 
aufgehoben wäre, und die BetreuerInnen nicht mehr bereit wären, für so niedrige Löhne zu 
arbeiten. 
Bei diesen Punkten handelt es sich um die häufigsten Kritikpunkte, die ich allgemein 
zusammengefasst habe. Nun möchte ich noch auf die wesentlichen Aspekte einzelner 
Kritikpunkte eingehen, die sich als besonders interessant und relevant erwiesen haben. 
Besonders sind aus meiner Analyse die Stellungnahme des Dachverbands der 
Altenfachbetreuer/innen Österreichs, die Stellungnahme der Altenfachbetreuer/innen in 
Oberösterreich und die des Österreichischen Städtebundes hervorgegangen. Diese drei 
Stellungnahmen sind besonders dadurch herausgestochen, weil sie den Gesetzesentwurf nicht 
einfach nur ablehnten, sondern besonders relevante Argumente für ihre Kritik äußerten und in 
weiterer Folge auch wesentliche Argumente im Zusammenhang mit der Frage nach der Rolle 
von Geschlecht in diesem Gesetzgebungsprozess anführten. 
Der Kritikpunkt des Dachverband der Altenfachbetreuer/innen Österreichs bezog sich auf die 
Tatsache, dass davon ausgegangen werden könne, dass BetreuerInnen in der Praxis ebenso 
Pflegetätigkeiten übernehmen würden, die dann aber in die Zuständigkeit des Gesundheits- 
und Krankenpflegegesetz fallen. Der nächste wichtige Kritikpunkt betraf dann die eben schon 
erwähnte Befürchtung der Scheinselbstständigkeit und auch eines „Preisdumping unter den 
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zukünftig weiblichen Betreuungskräften“ (12/SN-40/ME, 1). Kritisiert wurde dabei, dass 
durch dieses Gesetz bestehende kollektivvertraglich geregelte Arbeitsverhältnisse umgangen 
werden würden und in „schlechter gestellte Arbeitsverhältnisse mit geringerer beruflicher 
Wertschätzung und finanzieller Abhängigkeit zum Arbeitgeber umgewandelt werden 
könnten. Dies betreffe vor allem weibliche Arbeitskräfte“ (ebd., 2). Diese Argumentation, 
dass eben gerade Frauen von dieser Tätigkeit betroffen wären, resultiert dabei daraus, dass 
eben jene angesprochenen Kriterien vor allem für typische Frauenberufe gelten. Dazu gehören 
besonders die schlechte finanzielle Entlohnung, das schlechte Arbeitsverhältnis und die 
geringe berufliche Wertschätzung. Bereits in den ersten beiden Seiten betonte der 
Dachverband die Rolle weiblicher Arbeitskräfte in diesem Bereich. In diesem Zusammenhang 
wurde also angesprochen, dass dieser Gesetzesentwurf das hohe Risiko für vornehmlich 
weibliche Betreuungskräfte bedeuten würde, ein schlecht bezahltes und beinahe 
ausbeuterisches Arbeitsverhältnis eingehen zu müssen. 
Ein nächster Kritikpunkt bezog sich dann auf die schon angesprochenen arbeitsrechtlichen 
Ausnahmen, die in diesem Gesetzesentwurf stark ausgeprägt waren. Auch über die 
Einstellung von BetreuerInnen über sogenannte Trägerorganisationen wird laut Dachverband 
den „Arbeitgebern und Trägerorganisationen die Möglichkeit gegeben, Mitarbeiterinnen mit 
neuen schlechter gestellten arbeitsrechtlichen Bestimmungen anzustellen und Arbeitszeit- und 
das Arbeitsruhegesetz zu unterwandern“ (ebd., 2). Gerade im Bereich der Qualitätssicherung 
der Betreuung stellte sich auch der Dachverband die entscheidende Frage, nach welchen 
Ausbildungskriterien sich die BetreuerInnen für diesen Beruf qualifizieren würden. Da 
diesbezüglich im Gesetzesentwurf keine Stellung genommen wird, schließt der Dachverband 
daraus, dass die Tätigkeit der Betreuungsarbeit „ein Tätigkeitsbereich vor allem für Frauen 
ohne spezielle berufliche Qualifikation und Ausbildung ist und bleiben soll“ (ebd., 2). Die 
Argumentation des Dachverbandes erlaubt daher die Schlussfolgerung, dass die einzige 
Grundlage für die Anforderungskriterien – neben der Vollendung des 18. Lebensjahrs – das 
weibliche Geschlecht sei. Das fehlende Mindestmaß an Qualität stellte den am häufigsten 
genannten Kritikpunkt aller Stellungnahmen dar. Daraus, sowie aus der expliziten Kritik des 
Dachverbandes, lässt sich der Schluss ziehen, dass eben diese unzureichenden 
Qualitätsstandards daraus resultieren, dass vorausgesetzt wird, dass sich die Qualifikation für 
Betreuungstätigkeiten aus den von bestimmten politischen AkteurInnen geteilten 
Überzeugungssystemen und Wertvorstellungen über geschlechtsspezifische 
Charakterzuschreibungen ergeben. 
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Eine besonders relevante Kritik am Gesetzesentwurf brachte die Berufsvereinigung der 
Altenfachbetreuer/innen in Oberösterreich ein. Es wurde auch in dieser Stellungnahme 
kritisiert, dass eine Gruppe von Scheinselbstständigen ohne arbeitsrechtliche Absicherung 
geschaffen werden würde, was für bestehende Berufsgruppen zu einem Lohndumping führen 
könnte. Bei meiner Analyse ist in der Argumentation besonders jene Tatsache 
hervorgegangen, dass dieser Gesetzesentwurf laut der Berufsvereinigung ein „[n]eues 
Sklaventum für Frauen“ (15/SN-40/ME, 1) bedeuten würde. Weiters wurde in der 
Stellungnahme geschrieben, dass „Betreuung und Pflege […] zu 86% von Frauen geleistet 
[wird]!“ (ebd., 1). Auch bei dieser Stellungnahme zeigte sich deutlich, welche Probleme in 
diesem Gesetzesentwurf gesehen werden und wie kritisch dieser Gesetzesentwurf vor allem 
für die weiblichen Betreuungskräfte ist. Hierbei geht besonders hervor, dass die 
Betreuungstätigkeiten, so wie sie im Hausbetreuungsgesetz geregelt werden sollten, auf 
arbeits- und sozialrechtlicher Basis von der Berufsvereinigung als neues Sklaventum für 
Frauen bezeichnet wird. 
Bei der dritten Stellungnahme, deren Argumente bei meiner Untersuchung besonders 
herausgetreten sind, handelt es sich um die Stellungnahme des Österreichischen Städtebundes. 
Bei dieser Stellungnahme wurden zum größten Teil Kritikpunkte angesprochen, die ich 
bereits erwähnt habe. Dazu gehörten die Aspekte der Finanzierung, des Qualitätsstandards 
und die Abgrenzung von Pflege und Betreuung. Auch hier wurde angemerkt, dass eine 
Person, die in Pflegestufe 3 eingestuft wurde, nicht nur Betreuung sonder auch Pflege 
benötige. Der Städtebund vertrat dabei auch die Meinung, dass „[p]rofessionelle Rund-um-
die-Uhr-Pflege […] seriöserweise nur in einer stationären Einrichtung mit entsprechendem 
Personal, technischer und baulicher Ausstattung, sowie unter permanenter Qualitätskontrolle 
stattfinden [könne]“ (27/SN-40/ME, 6). Der Städtebund kritisierte bei diesem 
Gesetzesentwurf besonders, dass dabei Ansätze zu erkennen seien, dass neben der stationären 
Pflege in öffentlichen Einrichtung ein zweites privates Pflegesystem ausgebaut werden 
würde, bei dem unklar sei, wer die Finanzierung übernehmen würde (ebd., 6). Sie 
befürchteten dadurch, dass es besonders zu einem Druck für die stationären Angebote der 
Länder kommen könnte, wenn eben dieses private Pflegesystem stärker gefördert werden 
würde (ebd., 6). Dieser Kritikpunkt spricht in der Argumentation also jene Gefahr an, dass das 
bereits bestehende öffentliche Pflegesystem Gefahr läuft, durch dieses private Pflegemodell – 
wobei es sich ja im eigentlichen Sinn nicht um ein Pflege- sondern um ein Betreuungssystem 
handeln sollte – untergraben zu werden. Die Frage, die sich dann an diesem Punkt stellt, ist 
jene, auf wessen Kosten sich dieses Pflegemodell durchsetzen könnte. 
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In einem nächsten Schritt werde ich auf die Regierungsvorlage eingehen, die vom Nationalrat 
und Bundesrat beschlossen wurde. Da der Ministerialentwurf in verschiedenen Teilaspekten 
kritisiert wurde, kam es bei der in der Verhandlung vorgelegten Regierungsvorlage zu einigen 
Änderungen, die ich noch kurz anführen möchte. 
Beim Geltungsbereich für die zu betreuenden Personen, der unter §1, Ziffer 2, Punkt 2 a und 
b geregelt ist, wurde aus den „Personen die Pflegegeld beziehen“, der Ausdruck zu „Personen, 
die einen Anspruch auf Pflegegeld haben“, geändert (Regierungsvorlage 78.d.B. XXIII.GP, 
1). Im 2. Abschnitt wurde der kritisierte Bereich der arbeitsrechtlichen Sonderbestimmungen 
dahingehend geändert, dass bei §3 Ziffer 2 der Aufenthaltsort der betreuenden Person 
während der Arbeitsbereitschaft vom Wohnraum zu „Wohnraum oder in näherer häuslicher 
Umgebung“ (ebd., 2) geändert wurde. Somit hat die betreuende Person während der nicht als 
Arbeitszeit gerechneten Arbeitsbereitschaftszeit die Möglichkeit, sich nicht nur im Wohnraum 
selbst, sondern auch in der näheren häuslichen Umgebung aufzuhalten, was aus 
arbeitsrechtlicher Sicht äußerst bedenklich ist. 
Der Bereich der Qualitätssicherung bezog sich im Bereich der Zusammenarbeit und der 
Verschwiegenheit nicht explizit auf Personen, die in einem Arbeitsverhältnis tätig sind. Dazu 
wurde dann in der Regierungsvorlage der §6 Zusammenarbeit um folgenden Satz ergänzt: 
„Für eine in einem Arbeitsverhältnis tätige Betreuungskraft ist diese Verpflichtung eine aus 
dem Arbeitsverhältnis“ (ebd., 2). Dasselbe gilt für den §7 Verschwiegenheit. 
Zum Artikel 2, der die Änderung der Gewerbeordnung betrifft, wurde im Vorfeld häufig 
kritisiert, dass sich das neue Gewerbe der Personenbetreuung mit anderen, bereits 
bestehenden Berufen überschneide. Aus diesem Grund wurde der §159 Absatz 2, der die 
Unterstützung der Lebensführung beinhaltet, folgendermaßen geändert: Die Hilfestellung der 
persönlichen Körperhygiene und die Hilfe bei der Einnahme von Mahlzeiten, wie sie im 
Ministerialentwurf vorgeschlagen wurden, wurden entfernt. Dafür wurden neben der bereits 
im Entwurf bestehenden Unterstützung bei der Gestaltung des Tagesablaufs ein weiterer 
Punkt ergänzt, der eine „Hilfestellung bei alltäglichen Verrichtungen“ (ebd., 3) regeln soll. 
Der Punkt 6 des §159 wurde zu der „Organisation von Personenbetreuung“ (ebd., 3) 
verändert. Im Ministerialentwurf war unter diesem Punkt eine „Vermittlung und Organisation 
von Personenbetreuung“ (40/ME XXIII.GP, 3). 
Diese Punkte sind jene Änderungen, die aus den vorangegangenen Verhandlungen und 
Stellungnahmen hervorgegangen sind. Im Großen und Ganzen wurde die Regierungsvorlage 
97 
aber direkt vom Ministerialentwurf übernommen, obwohl es zahlreiche und auch besonders 
wesentliche Kritikpunkte und Anmerkungen gegeben hat. 
 
Im nächsten Schritt möchte ich nun näher auf die Ergebnisse der letzten beiden Debatten zum 
Hausbetreuungsgesetz eingehen. Die Ergebnisse werde ich wie zuvor anhand der einzelnen 
Parteien aufzeigen. Beginnen werde ich dabei mit der Nationalratsdebatte vom 6.6.2007. 
 
Der erste Beitrag der SPÖ kam von Christine Lapp. Sie vertrat das Haubetreuungsgesetz als 
erste Maßnahme im Bereich der unterschiedlichen Bedürfnisse der Menschen im Bereich der 
Pflege, es sollten aber noch viele weitere Schritte folgen (Stenographisches Protokoll der 25. 
Nationalratssitzung vom 6.6.2007, 113). Beispiele für solche weiteren Schritte waren der 
Ausbau der mobilen Dienste durch eine Unterstützung der Länder, sowie auch die 
Entwicklung neuer Wohnformen im Bereich des betreuten Wohnens, der Ausbau geriatrischer 
Tageszentren und auch die Beratung und Information für betroffene Menschen sollten 
ausgebaut werden (ebd., 114). 
Die Abgeordnete Ulrike Königsberger-Ludwig äußerte sich zum finalen Beschluss des 
Hausbetreuungsgesetzes dahingehend, dass sie die Ausarbeitung des Bundesministers 
Buchinger lobte. Sie betonte dabei, dass es dem Sozialminister besonders wichtig sei 
einerseits Qualität in der 24-Stunden-Betreuung zu garantieren, andererseits individuelle, 
selbstbestimmte Betreuungsmöglichkeiten zu bieten. Zu solchen individuellen 
Betreuungsmöglichkeiten zählte sie etwa Tagesbetreuungszentren, Kurzzeitpflege, die private 
Pflege aber auch die Pflege in Heimen (ebd., 128). Ebenso erwiderte sie die oft aufgetauchte 
Kritik, dass die Finanzierung nicht gesichert sei damit, dass die Finanzierung für das erste 
halbe Jahr garantiert sei und derzeit Verhandlungen zwischen dem Bundesminister und den 
Ländern stattfinden würden, die bald zu einem guten Abschluss kommen sollten (ebd., 128). 
Laura Rudas betonte in ihrem Beitrag zur Debatte, dass sie sich eine Unterstützung für die 
Pflegestufen 3 und 4 wünschen würde, dass diese aber vom Finanzminister unterstützt werden 
müssen. Ebenso kritisierte sie, dass in den letzten Jahren die Thematik ignoriert worden sei 
(ebd., 136). 
Der nächste Beitrag von Seiten der SPÖ war jener des damaligen Sozialministers Erwin 
Buchinger. Für ihn stellte das Thema Pflege und Betreuung die wichtigste neue soziale Frage 
dar (ebd., 138). Er betonte zwar, dass von den anderen Abgeordneten zu Recht ein breites 
Spektrum an Problemlösungsinstrumenten gefordert werde, die 24-Stunden-Betreuung aber 
dennoch ein notwendiger Mosaikstein sei (ebd., 138). Für ihn stelle das Hausbetreuungsgesetz 
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eine Möglichkeit dar, tausende Menschen aus der Illegalität zu befreien. Der Bereich der 
stationären Betreuung sei derzeit sowohl qualitativ als auch quantitativ ausreichend; 
Verbesserungsmaßnahmen sollten vor allem im Bereich der ambulanten und mobilen 
Betreuung vorgenommen werden und das Angebot der teilstationären Betreuung, besonders 
die Betreuung in Tagesbetreuungszentren, sei fast ausschließlich auf städtische Gebiete 
beschränkt, was ebenso verbesserungswürdig wäre (ebd., 139). Für ihn liege das Ziel des 
Hausbetreuungsgesetzes darin, dass den geschätzten 5000 bis 20 000 Familien ein legales 
Betreuungsangebot zu Hause gegeben wird (ebd., 139). An dieser Stelle zeigte sich in Bezug 
auf das im Policy-Prozess vorhandene Wissen, dass Erwin Buchinger aus Gründen der 
Legalisierung der Betreuungskräfte heraus argumentierte. Es schien daher ein wichtiger Punkt 
für die SPÖ zu sein, die bisherige Situation rechtlich abzusichern. 
Das Fördermodell, das Erwin Buchinger ausgearbeitet hatte, bezog sich zunächst auf 
unselbstständig Beschäftigte. Die kritisierte Tatsache, dass das Fördermodell erst ab 
Pflegestufe 5 gelte, erklärte der Sozialminister dadurch, dass ein tatsächlicher 24-Stunden-
Betreuungsbedarf erst ab Pflegestufe 5 bestehe. Davor würde eine stundenweise Betreuung 
zumeist ausreichen (ebd., 140). Ein weiterer besonders umstrittener Kritikpunkt am 
Hausbetreuungsgesetz war jener der Scheinselbstständigkeit. Erwin Buchinger griff dieses 
Thema in seinem Beitrag auf und gab zu, dass auch er in diesem Bereich Bedenken habe 
(ebd., 140). Zu einer Minimierung des Risikos der Scheinselbstständigkeit sollte eine 
Verordnung zu § 69 Abs.2 Gewerbeordnung beitragen (ebd., 141). Dass sich das 
Fördermodell der 24-Stunden-Betreuung auf das unselbstständige Betreuungsmodell beziehe, 
könnte so ebenfalls zu einer Minimierung dieses Risikos verhelfen, und das 
Unselbstständigenmodell im Gegensatz zum billigeren Selbstständigenmodell zusätzlich 
fördern (ebd., 141). Eine Fördernotwenigkeit des Selbstständigenmodells bezweifelte er, er 
gab sich aber dennoch kompromissbereit (ebd., 141). 
Der letzte Redner der SPÖ war Erwin Spindelberger. Er ging auf den Wunsch von Minister 
Bartenstein ein, ein Fördermodell solle auch für Personen aber der Pflegestufe 3 zur 
Verfügung stehen. Er verwies dabei auf den Finanzminister der ÖVP, der die finanziellen 
Mittel, die dafür notwendig seien, zur Verfügung stellen sollte (ebd., 147). 
 
Die erste Rednerin der ÖVP war Barbara Riener. Auch sie äußerte sich positiv über das 
Haubetreuungsgesetz, da dadurch „eine stabile, tragfähige Grundlage, um die 
arbeitsrechtlichen Problemstellungen der Bis-zu-24-Stunden-Betreuung in den Griff zu 
bekommen“ (ebd., 119) gegeben sei. Auch sie betonte dabei, dass eine 
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Förderungsmöglichkeit ab der Pflegestufe 3 notwendig wäre (ebd., 119). Ebenso begrüßte sie 
auch, dass das Förderungsmodell auch für selbstständige Betreuungskräfte gelten sollte und 
sie vertrat die Voraussetzung des Nachweises der theoretischen Ausbildungsinhalte zur 
Heimhilfe für eine Förderung, um so einen gewissen Qualitätsstandard zu sichern (ebd., 120). 
Sie befürwortete aber auch die Verlängerung der Amnestieregelung, da es noch zu wenig 
Klarheit für das In-Kraft-Treten des Haubetreuungsgesetzes mit 1. Juli gebe (ebd., 120). 
Als nächster Redner der ÖVP meldete sich der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit, 
Martin Bartenstein, zu Wort. Auch für ihn stellte das sogenannte Pflegepaket einen ersten 
Schritt zur Problemlösung dar. Bei diesem ersten Schritt, auf den noch weitere folgen sollten, 
sei ihm dabei besonders der arbeitsrechtliche Rahmen des Hausbetreuungsgesetzes wichtig 
(ebd., 124). In diesem Zusammenhang betonte der Minister auch, dass ihm besonders wichtig 
sei, dass die 24-Stunden-Betreuung sowohl als unselbstständige aus auch als selbstständige 
Tätigkeit möglich sein sollte, und dass er keinen Grund darin sehe, dass die selbstständige 
Betreuung förderungsmäßig schlechter gestellt werden sollte als die unselbstständige 
Betreuungsarbeit (ebd., 125). Auch er sei der Meinung, dass die Amnestieregelung um 
mindestens ein halbes Jahr verlängert werden sollte (ebd., 125). Martin Bartenstein betonte in 
seinem Beitrag, dass besonders drei Aspekte noch zu regeln wären. Diese Aspekte seien 
einerseits die Verlängerung der Amnestie, die Einbeziehung selbstständiger Betreuungskräfte 
in das Förderungsmodell und die Ausgangsbasis der Pflegestufe 3 für die Förderung (ebd., 
125). Im Bereich der Finanzierung liege auch eine Verantwortung bei den Ländern, die sich 
ebenfalls an der Finanzierung beteiligen sollten (ebd., 126). Ein Schwerpunkt lag bei der 
Argumentation der ÖVP darauf, dass „Pflege und Betreuung daheim im Familienverband zu 
denselben Bedingungen möglich sein muss wie die Pflege und die Betreuung im Heim. Und 
das heißt: auch zu denselben finanziellen Bedingungen“ (ebd., 126). Dieser Bereich sei auch 
die langfristige Perspektive, nämlich dass „Pflege und Betreuung daheim im Familienverband 
zu denselben Rahmenbedingungen oder zu vergleichbaren Rahmenbedingungen möglich ist 
wie im Heim“ (ebd., 127). 
Auch der nächste Redner der ÖVP, Franz-Joseph Huainigg, kritisierte, dass die Betreuung zu 
Hause nicht gleich viel wert sei wie die Betreuung im Heim (ebd., 134). Er bezog sich dabei 
auf das Koalitionsabkommen, wo genau dies festgehalten sei. Dabei ging es ihm besonders 
darum, dass die Pflege zu Hause im selben Maße gefördert werden sollte wie die Pflege im 
Heim; er forderte daher eine Gleichstellung (ebd., 134). Weiters betonte auch er die 
Notwendigkeit der Förderung ab der dritten Pflegestufe (ebd., 134). 
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Die nächste Rednerin der ÖVP war die Abgeordnete Maria Grander, die besonders die vielen 
Fragen der Finanzierung kritisierte. Auch sie wies wieder auf die Forderung der ÖVP hin, 
dass die „Betreuung und Pflege zu Hause gleich gefördert werden [sollte] wie jene im Heim“ 
(ebd., 142). Außerdem stellte sie fest, dass im stationären Bereich ein Überangebot an Betten 
bestehe, die man entsprechend der Nachfrage an Tagesbetreuung, Nachtbetreuung, 
Kurzzeitpflege etc. nutzen sollte (ebd., 143). Ein wichtiger Aspekt stellte für die Abgeordnete 
Grander dabei auch die Tatsache dar, dass es notwendig sei, „dass die Pflege und Betreuung 
öffentliche Anerkennung findet und die Absicherung für die Angehörigen gewährleistet wird“ 
(ebd., 143). Auch für Maria Grander stellte die Verlängerung der Amnestieregelung eine 
dringende Notwenigkeit dar, bis es Richtlinien und ausreichend Fördermodelle gebe (ebd., 
143). 
Der Abgeordnete Sebastian Eder betonte in seinem Beitrag, dass 80% der zu Pflegenden in 
Österreich zu Hause betreut werden würden, über 90% der zu Pflegenden, die in Pflegestufe 
5-7 eingestuft werden, würden in Heimen betreut. Sebastian Eder verortete den Grund dafür 
darin, dass es keine geregelte 24-Stunden-Betreuung gebe und „die medizinische Pflege von 
Menschen dieser Pflegestufen zu Hause […] schon sehr schwierig zu bewerkstelligen“ (ebd., 
145) sei. Auch er betonte, dass auch die mobilen Dienste ausgebaut werden sollten, da diese 
gerade für Menschen, die sich in höheren Pflegestufen befinden, als Ergänzung zur 24-
Stunden-Betreuung notwendig seien (ebd., 146). Für ihn stelle das Hausbetreuungsgesetz eine 
gut anwendbare Lösung dar, deren Finanzierung aus dem Unterstützungsfonds in Aussicht 
sei, seiner Ansicht nach vielleicht sogar für Selbstständige, wobei er hier auch die finanzielle 
Förderung für beide Beschäftigungsarten aber der 3. Pflegestufe betonte (ebd., 146). 
Die letzte Rednerin der ÖVP war die Abgeordnete Anna Franz. Auch sie führte an, dass es 
sich beim Hausbetreuungsgesetz um einen ersten Schritt handle, der jedoch noch Lücken in 
der Finanzierung aufweise (ebd., 146). Für sie stelle die Pflegeproblematik ein vielschichtiges 
Problem dar, das unterschiedlicher Lösungsansätze bedarf (ebd., 147). Sie würde besonders in 
den Gemeinden, Sozialsprengeln und Länder als Schnittstellen und Träger des Netzwerks die 
wichtige Rolle der Koordination sehen(ebd., 147).  
 
Die erste Rednerin der Grünen, die sich an der Debatte beteiligt hat, war Sabine Mandak. Sie 
kritisierte das Haubetreuungsgesetz grundlegend und forderte eine Verlängerung der 
Amnestieregelung. Sie kritisierte weiters, dass eine Unterstützung der Finanzierung nur für 
Betroffene ab der Pflegestufe 5 gelte, was nach Angaben von Sabine Mandak nur ca. 5% der 
Betroffenen wären (ebd., 112). Sie kritisierte weiters, dass es zu wenig mobile Dienste gebe, 
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und dass aufgrund dessen diese Personen gezwungen seien, eine 24-Stunden-Betreuung in 
Anspruch zu nehmen (ebd., 112). Die Möglichkeit einer Heimunterbringung sei deshalb 
problematisch, weil es zu wenige Heimplätze gebe und außerdem der Betreuungsschlüssel 
sehr schlecht sei, wodurch eben diese 24-Stunden-Betreuung eine Notlösung sei (ebd., 112). 
Sabine Mandak sagte dazu, dass die „Betroffenen […] de facto oft keine andere Wahl als die 
Rund-um-die-Uhr-Pflege“ (ebd., 112) haben. Besonders große Defizite verortete sie dabei in 
den arbeitsrechtlichen Punkten und bei dem Aspekt der selbstständigen Arbeit (ebd., 112). 
Der zweite Redner der Grünen, der sich zu Wort gemeldet hat, war Karl Öllinger. Er 
kritisierte auch die Problematik um das Fördermodell und die Uneinigkeiten in der ÖVP und 
der SPÖ diesbezüglich (ebd., 129). Dabei forderten die Grünen auch, dass das Fördermodell 
bereits für Personen ab Pflegestufe 3 gelten sollte. Diesbezüglich brachte Karl Öllinger einen 
Abänderungsantrag ein (ebd., 131). Karl Öllinger sprach auch die Problematik rund um die 
Beschäftigung von Betreuungskräften aus den neuen EU-Mitgliedsstaaten an. Er äußerte sich 
folgendermaßen dazu: „Wir organisieren die selbstständige Tätigkeit aus Tschechien, der 
Ukraine oder sonst woher – zu Dumpingkonditionen!, das haben sie vergessen, dazu zu sagen 
-, und werden das auch noch irgendwie finanziell unterstützen“ (ebd., 130). Ein weiteres 
grundlegendes Problem des Hausbetreuungsgesetz verorten die Grünen vor allem in der 
Verletzung des Arbeitnehmerschutzes und der arbeitszeitlichen Regelungen (ebd., 130). Am 
Ende seines Beitrags brachte Karl Öllinger einen weiteren Abänderungsantrag für Theresia 
Haidlmayer ein, die nicht anwesend war, der eine Erweiterung des Hausbetreuungsgesetzes 
auf die persönliche Assistenz forderte (ebd., 131). 
Der dritte und letzte Beitrag der Grünen kam von Birgit Schatz. Sie äußerte sich besonders 
kritisch, da „mit diesem Hausbetreuungsgesetz vorgeschlagen [wird], dass Frauen – und es 
werden zum überwiegenden Teil „natürlich“ (Anm. TK von der Rednerin deutlich 
hervorgehoben) Frauen sein – künftig 128 Stunden in 14 Tagen bei drei Stunden Ruhepause 
täglich arbeiten müssen und es zusätzlich möglich ist, alles, was über diese drei Stunden 
hinausgeht, als Arbeitsbereitschaft am Arbeitsplatz verbringen zu müssen“ (ebd., 143). Diese 
Aussage betonte dabei besonders die Natürlichkeit der Grundlage für diese Tätigkeit von der 
Birgit Schatz ausgeht. Sie kritisierte dabei die Pflege- und Betreuungsarbeit als solche Arbeit, 
die als natürlich weibliche Tätigkeit angesehen wird. Ein weiterer Kritikpunkt war auch der 
sehr niedrige Lohn, den Birgit Schatz bei ca. 600 € netto verortete (ebd., 143). So äußerte sich 
Birgit Schatz weiters: „600 € netto für 21 Stunden täglicher Arbeit und Arbeitsbereitschaft, 
das ist menschenverachtend! […] Sie legalisieren die Ausbeutung von Pflegekräften“ (ebd., 
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144). Gerade diese arbeitsrechtlichen Voraussetzungen wurden von den Grünen, hier 
stellvertretend durch Birgit Schatz, besonders stark kritisiert. 
 
Der erste Redner der FPÖ war Norbert Hofer. Er ging in seinem ersten Kritikpunkt darauf ein, 
dass es sich nicht um eine 24-Stunden-Betreuung handle, da es de facto nur neun Stunden 
Arbeitszeit seien (ebd., 115). Ein weiterer Kritikpunkt war die auch schon öfter erwähnte 
unzureichende Qualifikationssicherung und die Gefahr der Scheinselbstständigkeit (ebd., 
115). Weiters sei das Pflegemodell, wie Norbert Hofer es nannte, unzureichend in Bezug auf 
Finanzierung und Einbeziehung der Länder (ebd. 115). Für Norbert Hofer könne eine legale 
Pflege nur dann möglich sein, wenn ausreichend finanzielle Mittel vorhanden sind, was durch 
das Hausbetreuungsgesetz nicht gegeben sei, dadurch könne sich der Zustand der Illegalität 
nicht beheben lassen, da die Menschen gar keine andere Wahl haben (ebd., 116). 
Der zweite Redner der FPÖ war Werner Neubauer. Auch er kritisierte vor allem die 
unzureichende finanzielle Unterstützung und Absicherung und auch er forderte eine bessere 
finanzielle Förderung (ebd., 135f). 
 
Die letzte Partei, die ich bei der Aufzeichnung meiner Ergebnisse anführen möchte, ist das 
BZÖ. Die erste Rednerin war in dieser Debatte die ehemalige Sozialministerin Ursula 
Haubner. Auch in diesem Beitrag betonte sie wieder die in der letzten Legislaturperiode 
vorgenommenen Maßnahmen zur Entlastung der pflegenden Angehörigen (ebd., 120). Sie 
bezeichnete den Versuch mit dem Hausbetreuungsgesetz ein Modell der 24-Stunden-
Betreuung zu ermöglichen, als gescheitert, da der betreffende Personenkreis, über den sich 
dieses Modell erstrecke, viel zu klein sei (ebd., 121). Ein weiterer Kritikpunkt war auch beim 
BZÖ die fehlende Finanzierung (ebd., 121). Auch Ursula Haubner forderte in einem 
Abänderungsantrag die Änderung des Fördermodells von Stufe 5 auf Stufe 3 (ebd., 121f). 
Besonders betonte sie dabei in ihrem Beitrag die Notwendigkeit der Erhöhung des 
Pflegegeldes, denn – sie bezog sich dabei auf eine Studie des ÖBIG aus dem Jahr 2004 – 
pflegenden Angehörigen fehle es nicht nur am Angebot von mobilen Diensten, sondern sie 
können es sich auch nicht leisten (ebd., 123). Ein Lösungsansatz verortete Ursula Haubner 
unter anderem in der Errichtung eines Lehrberufs im Bereich der Pflege oder eines sozialen 
Jahres (ebd., 123). In ihrem Schlusssatz betonte sie nochmals, dass dieses Modell es nicht 
ermögliche zu Hause alt zu werden und selbstständig und selbstbestimmt zu leben (ebd., 123). 
Der zweite und letzte Redner des BZÖ war Sigisbert Dolinschek. Er brachte gleich zu Beginn 
die Forderung ein, dass in Zukunft mehr Geld im Bereich Pflege zur Verfügung stehen müsse 
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(ebd., 137). Er sehe auch im Bereich der Heimplätze Probleme, diesbezüglich betonte er, dass 
wir zwar ohne Heime nicht auskommen, aber nicht so viele Heime gebaut werden können, 
dass alle versorgt werden könnten (ebd., 137). Auch wies er darauf hin, dass ca. 80 % der 
Pflegebedürftigen zu Hause von den Angehörigen gepflegt werden würden, wobei er 
anmerkte: „zum größten Teil sind diese Pflegenden Frauen“ (ebd., 137). Sigisbert Dolinschek 
äußerte sich positiv über das Modell der selbstständigen Betreuung, denn diese werde in 
Zukunft noch dringender notwendig sein (ebd., 137). Diesen Schluss begründete er damit, 
dass beispielsweise Hilfsorganisationen einen zu teueren Verwaltungsapparat haben, den sich 
die Menschen nicht leisten können (ebd., 138). Auch er forderte in diesem Zusammenhang 
eine Erhöhung des Pflegegeldes und kritisierte die Unabsehbarkeit der Kosten des 
Hausbetreuungsgesetzes (ebd., 138). 
 
Zum Schluss dieser Debatte wurde das Hausbetreuungsgesetz mit einer Mehrheit durch SPÖ 
und ÖVP beschlossen. Die Grünen, die FPÖ und das BZÖ stimmten gegen das Gesetz. 
Im nächsten Schritt möchte ich nun auf die Bundesratsdebatte eingehen, die am 21.6.2007 
stattgefunden hat. 
 
Beginnen möchte ich mit dem Beitrag von Waltraut Hlady von der SPÖ Steiermark. Auch sie 
betonte, wie schon zuvor einige Parteimitglieder der SPÖ, die Pflicht der Ermöglichung des 
Alterns in Würde (Stenographisches Protokoll der 746.Bundesratssitzung vom 21.6.2007, 
117). Sie führte an, dass neben der 24-Stunden-Pflege in öffentlichen Einrichtungen wie 
Heimen, auch eine 24-Stunden-Betreuung zu Hause möglich sein sollte, unterstützend sollte 
dazu ein einheitliches Sozialhilfegesetz eingerichtet werden, um so eine bundesweit 
einheitliche finanzielle Grundlage zu schaffen (ebd., 117). Ebenso betonte sie, dass sich alle 
Beteiligten gemeinsam um eine Lösung bemühen sollten, um so eine solide 
Finanzierungsform zu ermöglichen (ebd., 118). 
Als nächster und letzter Redner meldete sich Bundesminister Buchinger zu Wort. Dabei 
versuchte er besonders auf die gängigen Kritikpunkte einzugehen. Ein erster wichtiger 
Kritikpunkt, der die Zielgruppe der Förderung betraf, wonach eine Förderberechtigung ab 
Pflegestufe 5 nicht weitreichend genug sei, wurde von ihm zurückgewiesen. Seiner Ansicht 
nach würde der „harte Kern, der eine 24-Stunden-Betreuung braucht“ (ebd., 123), und der 
bisher illegale Betreuungskräfte beschäftigt hat, genau in diese Förderung fallen. Nach 
Schätzungen des Bundesministers würden genau diese 5 000 bis 20 000 Haushalte in diesen 
Bereich fallen (ebd., 123). Außerdem bezeichnete er das Hausbetreuungsgesetz für jene 
104 
Personen, die bisher keine Möglichkeit hatten, sich eine legale 24-Stunden-Betreuung zu 
leisten, als „ganz gewaltig[en] Fortschritt angesichts dessen, was diese Personen in der 
Betreuung für die Angehörigen leisten“ (ebd., 124). Der nächste Kritikpunkt, der in der 
Diskussion um das Hausbetreuungsgesetz immer wieder zur Sprache gekommen ist, war jener 
der Finanzierung. Sozialminister Buchinger ging auch in dieser Debatte auf diesen 
Kritikpunkt ein und betonte dabei, dass der Bereich der Finanzierung dieses Systems 
zwischen Bund und Länder „solidarisch abgehandelt werden muss“ (ebd., 124). Außerdem 
hielte Minister Buchinger es ebenfalls für einen guten Vorschlag zusätzliche Mittel 
einzusetzen (ebd., 124). 
Der nächste kritische Punkt bezog sich auf die schon öfters angesprochenen arbeitsrechtlichen 
Defizite. Sozialminister Buchinger gab dabei zu, dass es auf der arbeitsrechtlichen Seite 
wirklich noch einige Defizite gebe (ebd., 125). Er betonte dabei die Schwierigkeit einerseits 
die „Leistbarkeit für die Betroffenen und die öffentliche Hand kurzfristig zu realisieren, und 
auf der anderen Seite dennoch Bedingungen zu schaffen, die dem geltenden Arbeitsrecht nicht 
fremd sind, sondern entsprechen“ (ebd., 125). Er verwies in diesem Zusammenhang darauf, 
dass er sich erhoffe, dass die Marktentwicklung dazu führen werde, dass sich die Löhne und 
auch die Arbeitsbedingungen positiv entwickeln (ebd., 125). 
Ein weiterer interessanter Punkt, der von Erwin Buchinger angesprochen wurde, war auch 
jener, dass – er sprach dabei von beiden Koalitionsparteien – „die Betreuung zu Hause eine 
Alternative im Sinne eines Wahlrechtes zur Betreuung im Heim“ (ebd., 126) darstellen sollte. 
Der letzte Kritikpunkt betraf das Schonvermögen von 5 000 €. Einige Abgeordnete des 
Bundesrates hatten eben dieses Schonvermögen als zu gering angesehen. Minister Buchinger 
gab dazu an, dass er dies mit den Ländern diskutieren wolle, und dass dies dann sowohl die 
stationäre als auch die Betreuung zu Hause beinhalten sollte (ebd., 126). 
Zum Abschluss seines Betrags ging er darauf ein, dass es besonders viele Bedenken zu 
diesem Gesetz gebe, was für viele den Schluss ergebe, die Lösung sei schlecht. Buchinger 
konterte auf dies Vorwurf, dass es eben viele Bedenken von vielen Seiten gebe, dass aber die 
meisten Bedenken widersprüchlich seien (ebd., 126). 
 
Der erste Abgeordnete der ÖVP war der Abgeordnete Helmut Kritzinger von der ÖVP Tirol. 
Neben der unselbstständigen solle auch die selbstständige Betreuung künftig gefördert 
werden, so Kritzinger (ebd., 119). Dies sei ein „guter Einfall, der die Konkurrenz fördert und 
vielleicht den ganzen Pflegebereich motiviert und preiswerter macht“ (ebd., 119). Das 
Hauptproblem verortete er in der Finanzierung, schloss aber eine Möglichkeit der Lösung des 
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Finanzierungsproblems nicht ausdrücklich aus. Er verglich diese Herausforderung im 
Umgang mit diesem Finanzierungsproblem mit der Einführung des Pflegegeldes, bei dem es 
damals ebenso Widerstände aufgrund der fraglichen Finanzierung gegeben hätte, was seiner 
Ansicht nach heute auch kein Thema mehr sei (ebd., 120). Der Abgeordnete Kritzinger 
kritisierte auch die eben schon erwähnte Vermögensbegrenzung von 5 000 € als 
Voraussetzung einer Förderung, besonders wenn es um Personen ginge, die zu Hause gepflegt 
werden würden (ebd., 120). Bezüglich der Pflege zu Hause betonte Kritzinger auch, dass sie 
wollen, „dass ältere Leute möglichst lange zu Hause gepflegt werden können“ (ebd., 120). 
Neben diesem Aspekt sollten auch Unterstützungen für die pflegenden Angehörigen 
geschaffen werden und die Bezahlung für den Beruf AltenpfegerIn sollte verbessert werden 
(ebd., 120). Im Bereich der Unterstützung für pflegende Angehörige schlug Kritzinger vor, 
dass jene Personen, die jemanden pflegen, die Möglichkeit erhalten sollten, bis zu 6 Monate 
unbezahlten Urlaub mit Rückkehrrecht nehmen zu können (ebd., 120). 
Ein besonders kritischer Punkt, der von Kritzinger vorgeschlagen wurde, war seine Aussage: 
„Haushaltsdienste junger Frauen wären eine Schule des Lebens und würden wahrscheinlich 
auch viel Verständnis für den hilfsbedürftigen Menschen schaffen – nicht verpflichtend, aber 
doch auf freiwilliger Basis“ (ebd., 120). 
Als nächster Redner der ÖVP war Edgar Mayer am Wort. Er äußerte sich positiv zum 
Hausbetreuungsgesetz. Der erste Kritikpunkt bezog sich auch hier auf das Schonvermögen 
von 5 000 €, das auch von Edgar Mayer als deutlich zu wenig angesehen wurde (ebd., 127). 
Auch er betonte, dass in Vorarlberg ca. 80% der pflegebedürftigen Menschen zu Hause 
gepflegt werden würden, was für ihn ein „hohes Gut“ (ebd., 127) darstelle. Er brachte auch 
das Beispiel Vorarlberg, wo ein Betreuungspool eingerichtet wurde, was für ihn einen 
wichtigen Impuls darstelle, ambulante Dienste zu vernetzen, um so die Pflege zu Hause zu 
unterstützen (ebd., 128). Der nächste Punkt, den Edgar Mayer ansprach, bewegte sich in eine 
ähnliche Richtung wie die Aussage seines Vorredners der ÖVP, Helmut Kritzinger. Er bezog 
sich dabei wieder auf Vorarlberg, wo das AMS ein Ausbildungsmodell für arbeitslose Frauen 
erarbeitet hat, wodurch diese durch eine Schulung zu Betreuerinnen ausgebildet werden 
können (ebd., 128). Diese Aussage bezog sich zwar – bezüglich der bei den Rednern 
vorherrschenden geschlechtsspezifischen Arbeitsbereichzuschreibungen – auf eine ähnliche 
Grundeinstellung wie jene von Helmut Kritzinger, dennoch äußerte sich Edgar Mayer zu der 
Aussage seines Vorredners dahingehend, dass er das Modell des Haushaltsdienstes junger 
Frauen als „schwieriges Modell“ bezeichnete (ebd., 128). Auch für ihn sei das 
Hausbetreuungsgesetz ein erster wichtiger Schritt in die richtige Richtung (ebd., 128). 
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Als nächstes meldete sich Gottfried Kneifel von der ÖVP Oberösterreich in der Debatte zu 
Wort. Er betonte gleich zu Beginn, dass in Österreich 90% der Bevölkerung so lange wie 
möglich zu Hause gepflegt und betreut werden wollen und auch er betonte, wie zuvor schon 
einige RednerInnen, dass es im Mittelpunkt der Debatte darum gehe, „humane Bedingungen 
für ein würdiges Altern zu sichern und den Betroffenen und ihren Angehörigen zu einer 
größtmöglichen Wahlfreiheit zu verhelfen“ (ebd., 129). Er sehe im Hausbetreuungsgesetz 
einen ersten Schritt die seit Jahren geduldeten illegalen Zustände zu überwinden und auch 
eine „riesige Chance zur Ausweitung des Angebots an Arbeitsplätzen auf dem weiten Feld 
haushaltsnaher Dienstleistungen“ (ebd., 129). Eben dieses Gesetz würde die notwendige 
Grundlage dafür schaffen, dass dadurch nicht nur eine kostengünstige Variante, sondern auch 
„die rechtliche Grundlage dafür [geschaffen werden würde], um in Zukunft eine Vielzahl von 
Leistungen unterschiedlicher Berufe kombinieren und so eine umfassende Betreuung für eine 
größere Gruppe in mobiler Form anbieten zu können“ (ebd., 130). Er sehe dabei am Ende 
dieser Entwicklung ein „Netz lokaler Betreuungszentren“ (ebd., 130). Für ihn stelle das 
Hausbetreuungsgesetz aus diesem Grund mehr als nur eine Notlösung dar. Besonders jene 
Kritikpunkte, die Scheinselbstständigkeit, Ausbeutung, Qualitätsmängel und 
Vernachlässigung betrafen, wies er dadurch zurück, dass eben solche KritikerInnen zugeben 
sollten, dass ihnen diese „Verankerung der Gewerbeordnung aus ideologischen Gründen nicht 
passt“ (ebd., 130). 
Die nächste und letzte Rednerin der ÖVP war die Staatssekretärin im Bundesministerium für 
Wirtschaft und Arbeit, Christine Marek. Auch sie betonte gleich zu Beginn, dass ihr die 
arbeitsrechtlichen Spannungen zwischen arbeitsrechtlichen Standards der Beschäftigten und 
der Notwendigkeit der zu Pflegenden und Betreuenden durchaus bewusst seien (ebd., 131). 
Ebenso führte sie zu diesem Thema an, dass bereits ein Antrag einer Gewerkschaft vorliege, 
kollektivvertragliche Anpassungen vorzunehmen (ebd., 131). Dieses Gesetz stelle laut 
Christine Marek ein gutes Gerüst dar, das relativ bald evaluiert werden würde (ebd., 131). Als 
besonders begrüßenswert führte sie das Selbstständigenmodell an und betonte nochmals die 
Wichtigkeit beider Lösungen (ebd., 131). In diesem Zusammenhang stelle besonders auch die 
Förderung der selbstständigen Betreuung eine für sie wichtige Komponente dar (ebd., 131). 
Als einzige Rednerin der ganzen Debatte betonte Christine Marek, dass zwischen Betreuung 
und Pflege unterscheiden werden müsse, denn es handle sich beim Hausbetreuungsgesetz 
ausdrücklich um die Betreuung und nicht um Pflege (ebd., 132). Dieser Aspekt betreffe auch 
die Qualitätssicherung, die Christine Marek als besonders wichtig hervorhob, denn es handle 
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sich bei den Tätigkeiten, die im Hausbetreuungsgesetz und der Änderung der 
Gewerbeordnung vorgesehen seien, nicht um Pflegetätigkeiten (ebd., 132).  
Zuletzt sprach sie in ihrem Beitrag noch die Aussage von Helmut Kritzinger an und wies ihn 
darauf hin, dass eine solche „Schule des Lebens“ durch Tätigkeiten im Haushalt und durch 
die Betreuung der Familie ebenso positiv für Männer sei, und dass er dies in seiner 
Argumentation berücksichtigen solle (ebd., 132). 
 
Als nächstes möchte ich auf die beiden Beiträge der Bundesratsabgeordneten Stefan 
Schennach und Eva Konrad von den Grünen eingehen. Stefan Schennach von den Grünen 
Wien eröffnete mit seinem Beitrag die Bundesratsdebatte und kritisierte hauptsächlich die 
fehlende Lösungskompetenz des sogenannten Pflegenotstands (ebd., 115). Er bezeichnete das 
Hausbetreuungsgesetz als erbärmlich, vor allem dadurch, weil es nach seinen Angaben zu 
wenig Betroffene anspreche, nämlich nur 20 000 von 370 000 Betroffenen (ebd., 116). Mit 
dieser Aussage bewertete Stefan Schennach das Hausbetreuungsgesetz und distanzierte sich 
damit von dieser Vorstellung eines Betreuungssystems. Auch er vertrat in diesem 
Zusammenhang das Ziel, die Amnestieregelung zu verlängern. In seinem Beitrag brachte er 
Beispiele für die Defizite des Gesetzes anhand von Kritikpunkten der Caritas, der 
Pensionistenverbände, der Armutskonferenz und einzelner Politiker. Im Zentrum dieser 
Aussagen stand aber jeweils die nicht erfüllte Lösungskompetenz des 
Hausbetreuungsgesetzes (ebd., 116). Besonders kritisierte er dabei, dass dieses Gesetz auf das 
System hinauslaufe, dass Pflege ein privates Risiko darstelle (ebd., 117). Auch er betonte, wie 
schon viele RednerInnen zuvor, das Problem der fehlenden Finanzierung, wobei er dabei 
besonders kritisierte, dass der Streit um die Finanzierung und die fehlende Einigung von Bund 
und Ländern auf Kosten der Betroffenen ausgetragen werden würde (ebd., 117). 
Die nächste und letzte Rednerin der Grünen Tirol war Eva Konrad. Auch sie betonte gleich zu 
Beginn die starke Unsicherheit, die bei den Betroffenen vorherrsche und auch sie kritisierte 
besonders, dass die Förderung nur für Betroffenen ab Pflegestufe 5 gelte (ebd., 118). Im 
Zusammenhang mit der Gewährleistung der Förderung kritisierte sie außerdem, dass zur 
Bewilligung dieser Förderung ein Gutachten notwenig sei, bei dem der Bedarf einer 24-
Stunden-Betreuung festgestellt wird, es aber nicht geregelt sei, wer diesen Bedarf feststellen 
solle (ebd., 118). Der nächste Kritikpunkt betraf das schon zahlreich diskutierte Problem der 
Finanzierung, wobei das Hauptaugenmerk hier auf der Definition einer „angemessenen 
Beteiligung der Länder“ (ebd., 118) und die fehlende Definition von angemessen gerichtet 
war. Zuletzt betonte Eva Konrad dann die schlechte arbeitsrechtliche Situation und die 
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schlechte Bezahlung. Sie äußerte sich dazu folgendermaßen, dass „wir alle wissen, dass das 
schlechte Arbeitsbedingungen sind, dass das schlecht bezahlt ist. Das sind 
Arbeitsbedingungen, die vor allem – wenn nicht fast ausschließlich – Frauen betreffen; in 
Pflegeberufen sind kaum Männer zu finden“ (ebd., 119). 
 
Mit diesem Diskussionspunkt endeten die Beiträge der Grünen zu dieser Debatte. Im letzten 
Absatz möchte ich nun noch kurz auf den Beitrag jenes Abgeordneten eingehen, der im 
Bundesrat ohne Klubzugehörigkeit vertreten ist. 
Der Abgeordnete Siegfried Kampl äußerte sich durchaus positiv über die Betreuung und 
Pflege zu Hause, betonte aber, dass der Pflegebedarf des Personenkreises sehr stark schwanke 
(ebd., 121). In seinem Beitrag betonte Kampl die Rolle der Familie im Sinne der 
Fürsorgepflicht der Generationen untereinander, wobei er dabei besonders die Generation der 
jungen Leute ansprach, dass „das Leben nicht nur aus Konsum und Wohlstand besteht, 
sondern auch aus Verantwortung“ (ebd., 121). Kampl wies in diesem Zusammenhang 
ausdrücklich darauf hin, dass sich keiner dieser Verantwortung entziehen sollte (ebd., 121). 
Mit dieser Aussage positionierte sich Kampl dahingehend, dass er die Familie als 
Pflegeinstitution betonte. Dies bedeutet in weiterer Folge, dass seinem Überzeugungssystem 
nach die Position der Frau im Bereich der Reproduktionsarbeit klar verankert ist. 
Kampl erwähnte in seinem Beitrag zwar die Kritik von Caritas, Städte- und Gemeindebund, 
wies aber nur darauf hin, dass aus diesem Grund die Thematik nochmals mit diesem fachlich 
befassten Personenkreis betont werden sollte (ebd., 120). Genauso wurde auch das Problem 
der Finanzierung und der Förderung angesprochen, Kampl ging dabei aber weder durch 
konstruktive Kritik noch durch Lösungsvorschläge näher auf die Thematik ein. Er brachte das 
Beispiel des Pflegeschecks, das als Projekt in der Steiermark und Kärnten verwendet werde, 
und welches auch auf Bundesebene übernommen werden könnte (ebd., 122). 
 
Im letzten Teil dieses Kapitels werde ich die Ergebnisse meiner Analyse nochmals 
zusammenfassen und anhand der bereits vorgestellten theoretischen Grundlagen die 
Fragestellung meiner Arbeit beantworten. 
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5.5. Fazit 
 
 
Ganz grundsätzlich können die Standpunkte der AkteurInnen im Gesetzgebungsprozess zum 
Hausbetreuungsgesetz als in zwei Positionen gespalten bezeichnet werden. Die beiden 
Regierungsparteien SPÖ und ÖVP, die auch die Gesetzesvorlage initiiert hatten, waren dem 
Hausbetreuungsgesetz gegenüber positiv eingestellt und haben dies auch in ihrer 
Argumentation bestärkt. Die Oppositionsparteien FPÖ, BZÖ und die Grünen vertraten einen 
negativen Standpunkt, haben dementsprechend auch dagegen argumentiert und in der 
Beschlussfassung dagegen gestimmt. Dennoch wäre eine solche Unterteilung zu kurz 
gegriffen. 
Bei der Analyse des Entstehungsprozesses des Hausbetreuungsgesetzes wurde deutlich, dass 
es trotz der unterschiedlichen Argumentationen und Herangehensweisen an die Problematik 
rund um die 24-Stunden-Betreuung zwei ganz grundlegende unterschiedliche Ansichten gab. 
Diese beiden Positionen, die sich dabei gegenüber standen, bezogen sich auf zwei ganz 
elementare Bedeutungssysteme, die der gesamten Problemlösung und der Argumentation 
zugrunde lagen. Diese grundlegenden Einstellungen, die dabei miteinander konkurrierten, 
waren einerseits die Vorstellung einer Pflege bzw. Betreuung im eigenen zu Hause als 
Grundlage für ein würdevolles Altern, das nach Angaben der AkteurInnen von der Mehrheit 
der Bevölkerung auch so gewünscht werde. Andererseits bestand die entgegengesetzte 
Vorstellung, dass dieser Bedarf an Pflege bzw. Betreuung zu Hause nur aus diesem Grund 
bestehe, weil das staatliche Pflege- und Betreuungssystem einerseits zu teuer und andererseits 
zu wenig ausgebaut sei. Die 24-Stunden-Betreuung stelle aus dieser Grundeinstellung heraus 
nur eine Notlösung dar. Die Vorstellung einer grundsätzlich jedem Menschen zustehenden 
Sicherung eines würdevollen Alterns vertraten dabei sowohl die AkteurInnen der SPÖ, als 
auch die der ÖVP und die des BZÖ. Auch in dieser Argumentation des würdevollen Alterns 
bestehen erhebliche Unterschiede. Besonders die ÖVP und das BZÖ verfolgten in ihrer 
Argumentation eine Schwerpunksetzung auf den Privathaushalt, bei dem besonders die 
Stellung der pflegenden Angehörigen – sogar explizit erwähnt wurde dabei die Stellung der 
Frauen (s. dazu S. 77, 78 und 82) – betont wurde. Die SPÖ distanzierte sich in ihren 
Leitmotiven von dieser Argumentation, befürwortete aber im Grunde das Konzept des Alterns 
in Würde. Die in diesem Punkt angesprochenen Leitmotive beziehen sich besonders auf die 
bereits in ihrem Wahlprogramm angeführten Positionen der Arbeit als Schlüssel zur 
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Gleichstellung. Wie diese Grundeinstellung dann schlussendlich mit der im 
Gesetzgebungsprozess stattgefundenen Argumentation und Problemlösung vereinbar sein 
sollte, ist jedoch nicht wirklich feststellbar. Dadurch zeigt sich, dass ganz grundsätzlich 
innerhalb der SPÖ das Wissen vorhanden ist, dass Arbeit einen wichtigen Schlüssel zur 
Gleichstellung von Frauen und Männern darstellt. Dadurch ist es umso weniger 
nachvollziehbar, warum im Gesetzgebungsprozess dieses Wissen nicht stärker vertreten 
wurde. Im Vordergrund schien dabei das Ziel der Legalisierung zu stehen, wodurch eben ein 
solches minderwertiges und diskriminierendes Arbeitsverhältnis institutionalisiert wurde. 
Eine weitere Ähnlichkeit bei der Argumentation war zwischen FPÖ und BZÖ erkennbar. 
Diese Ähnlichkeit der Einstellung bezieht sich aber nicht nur auf die negative Haltung zum 
Hausbetreuungsgesetz, sonder resultiert besonders auch auf der Grundeinstellung zum Thema 
Beschäftigung ausländischer Arbeitskräfte. Beide Parteien verweisen in ihrer Argumentation 
auf eine Stärkung des heimischen Arbeitsmarktes beispielsweise durch eine 
Bildungsoffensive und den Ausbau der Berufssektoren Pflege und Betreuung. Schon die in 
den Wahlprogrammen geäußerten Slogans „Ausbildung statt Zuwanderung“ (FPÖ) und 
„heimischer Arbeitsmarkt statt grenzenloser Zuzug“ (BZÖ) lassen eine gewisse Ähnlichkeit 
der Einstellung erkennen. 
Bei den negativen Einstellungen zum Hausbetreuungsgesetz stachen – neben den von allen 
drei Oppositionsparteien geäußerten Kritikpunkten – besonders die Grünen heraus, die als 
einzige Partei die Gefahr der Ausbeutung von Frauen thematisiert haben. 
 
Nachdem ich nun einen Überblick über die Grundeinstellung der AkteurInnen gegeben habe, 
möchte ich gerade im Anschluss an diesen Kritikpunkt der Grünen auf die beiden Unterfragen 
meiner Fragestellung eingehen, nämlich ob die Kategorie Geschlecht im 
Gesetzgebungsprozess eine explizit relevante Kategorie dargestellt hat, und ob in weiterer 
Folge bestimmte diskursive Geschlechterbilder erkennbar waren bzw. ob sich bestimmte 
Diskurskoalitionen herausgebildet haben. 
Wenn die Aussagen der AkteurInnen im Bereich der politischen Parteien herangezogen 
werden, lässt sich feststellen, dass die Grünen als einzige Partei eine gewisse 
Geschlechterkritik in ihrer Argumentation geäußert haben. Dieser Kritikpunkt stammte von 
Birgit Schatz, die sich im letzten Beitrag der Grünen in der Nationalratssitzung am 6.6.2007 
folgendermaßen zum Hausbetreuungsgesetz geäußert hat: Es wird „mit diesem 
Hausbetreuungsgesetz vorgeschlagen, dass Frauen – und es werden zum überwiegenden Teil 
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„natürlich“ Frauen sein – [die] künftig 128 Stunden in 14 Tagen bei drei Stunden Ruhepause 
täglich arbeiten müssen“ (Stenographisches Protokoll zur 25.Sitzung, XIII.GP, 143). 
Neben den Grünen äußerten sich auch die AkteurInnen von ÖVP und BZÖ ebenso 
mindestens einmal dazu, dass diese Tätigkeit zum Großteil von Frauen ausgeübt wird. 
Interessant ist dabei besonders der Umstand, dass beispielsweise in den Beiträgen der ÖVP 
die Rolle der Frauen im Bereich der Pflege und Betreuung explizit erwähnt wird, diese wird 
aber nicht kritisch behandelt, was daher als Befürwortung dieser Situation zu deuten ist. Die 
Lösungsansätze der ÖVP bezüglich der Pflegeproblematik beziehen sich auch hauptsächlich 
auf den Privathaushalt und die Familie als Ort, an dem Pflege- und Betreuungsarbeit in 
Zukunft verrichtet werden sollte. Dies geschieht natürlich unter dem Standpunkt, dass eben 
diese pflegenden Angehörigen zu leistbaren, qualitativ hochwertigen Umständen entlastet 
werden sollten. Dass diese Entlastung auf Kosten von Frauen geht, die unter schlechten 
arbeits- und sozialrechtlichen Bedingungen beschäftigt werden, ist dabei kein Thema. Die 
Grundeinstellung zum Thema Pflege und Betreuung lässt sich sehr gut unter dem in der 
Nationalratsdebatte am 29.11.2006 gefallenen Slogan „Daheim statt im Heim“ 
(Stenographisches Protokoll zur 25.Sitzung, XIII.GP, 113) zusammenfassen. Neben den 
Aussagen der AkteurInnen der ÖVP zum Thema Geschlecht sind auch jene des BZÖ sehr 
interessant. Besonders charakteristisch für die Einstellung der AkteurInnen des BZÖ ist die 
Aussage von Ursula Haubner, dass die Familie die größte Pflegeinstitution sei, die nicht in 
Frage gestellt werden soll, sondern besonders gestärkt werden muss (Stenographisches 
Protokoll zur 25.Sitzung, XIII.GP, 118). Die AkteurInnen der SPÖ und der FPÖ haben sich in 
den Debatten jeweils nicht explizit mit dem Thema Geschlecht auseinandergesetzt. 
 
In diesem Zusammenhang kann also zusammenfassend festgestellt werden, dass gerade ÖVP 
und BZÖ eine enge Teilung der Grundvorstellung haben, dass Pflege und Betreuung eine 
Tätigkeit sei, die besonders im Bereich des Privathaushalts und im familiären Bereich 
verankert sein soll. Obwohl anhand der Argumentation deutlich wird, dass diese Tätigkeit fast 
ausschließlich durch weibliche Familienmitglieder verrichtet wird, wird ideologisch an eben 
einem solchen Familienmodell und in weiter Folge an einem solchen Modell der 
geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung festgehalten. Unterstützung sollen weibliche pflegende 
bzw. betreuende Angehörige dabei durch finanzielle Hilfe und auch durch mobile Dienste und 
teilstationäre Einrichtungen erhalten. Darüber hinaus stellt dann eben auch die Einstellung 
einer 24-Stunden-Betreuungskraft eine solche Entlastung für die hauptsächlich weiblichen 
angehörigen Betreuungskräfte dar. 
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Wie schon erwähnt haben sich die AkteurInnen der SPÖ zwar nicht explizit über die 
Kategorie Geschlecht geäußert. Ihrer grundsätzlichen Wertvorstellung ist aber zu entnehmen, 
dass sie sich der Wichtigkeit des Faktors Arbeit als Schlüsselaspekt zur Überwindung 
geschlechtlicher Ungleichheit bewusst sind. In ihrer Argumentation wird deutlich, dass sie 
dieses Hausbetreuungsgesetz als Notlösung sehen, der einen ersten Schritt in Richtung 
selbstbestimmte Betreuung und Pflege für ältere Menschen bedeutet. Immer erwähnt wird 
dabei in den Äußerungen der SPÖ, dass neben dem Hausbetreuungsgesetz noch andere 
entscheidende Schritte – gerade auch im stationären, teilstationären und ambulanten Bereich – 
getan werden müssen. 
 
Wenn es um die ebenso oft kritisierten zu wenig garantierten Qualitätsstandards geht, 
verweist der Dachverband der Altenfachbetreuer/innen Österreichs auch explizit auf die 
Kategorie Geschlecht. So schreiben sie, dass die Betreuungsarbeit laut Gesetzesentwurf „ein 
Tätigkeitsbereich vor allem für Frauen ohne spezielle berufliche Qualifikation und 
Ausbildung ist und bleiben soll“ (ebd., 2). Diese Argumentation entstand aus dem 
Qualifikationsprofil, das im Hausbetreuungsgesetz verankert ist. Der einzige 
Qualifikationsanspruch, den dieses Gesetz stellt, bezieht sich auf die Vollendung des 18. 
Lebensjahres, was in weiterer Folge – wie ich im vorherigen Kapitel schon erwähnt habe – 
den Rückschluss zulässt, dass die Qualifikation für die Tätigkeit der Personenbetreuung in der 
Tatsache des weiblichen Geschlechts liegt. Auch wenn im Gesetz kein direkter Verweis zu 
einer Geschlechterpräferenz in der Personenbetreuung festgelegt ist, ergibt sich diese dennoch 
aus der Gesamtheit der Bedingungen rund um dieses Gesetz. 
Eine besonders eindeutige Aussage über das Hausbetreuungsgesetz kam auch von der 
Berufsvereinigung der Altenfachbetreuer/innen in Oberösterreich, die gerade in Anbetracht 
der arbeitsrechtlichen Bedingungen des Hausbetreuungsgesetzes dieses als „neues 
Sklaventum für Frauen“ (15/SN-40/ME, 1) bezeichneten. 
Ein weiterer Kritikpunkt am Hausbetreuungsgesetz betraf unter anderem hauptsächlich das 
von der Bundesregierung angestrebte Kriterium der Leistbarkeit. So wurde beispielsweise das 
„Preisdumping unter den zukünftig weiblichen Betreuungskräften“ (12/SN-40/ME, 1) 
kritisiert. Was besonders auch zu einer starken Kritik führte, sind die bereits vielfach 
kritisierten schlechten arbeitsrechtlichen Bedingungen, die vom Dachverband der 
Altenfachbetreuer/innen Österreichs ebenfalls auf das weibliche Geschlecht der 
Betreuungskräfte bezogen werden. So schreiben sie in ihrer Stellungnahme, dass es beim 
Hausbetreuungsgesetz um „schlechter gestellte Arbeitsverhältnisse mit geringer beruflicher 
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Wertschätzung und finanzieller Abhängigkeit zum Arbeitgeber“ (ebd., 2) geht, was „vor 
allem weibliche Arbeitskräfte“ (ebd., 2) betrifft. Gerade die schlechter gestellten 
Arbeitsverhältnisse und die geringe berufliche Wertschätzung gelten in diesem 
Zusammenhang als Resultat der klaren Zuteilung der Betreuungstätigkeit zum privaten 
Bereich der Reproduktionsarbeit. 
 
Bei der Untersuchung des Entstehungsprozesses des Hausbetreuungsgesetzes als politischer 
Lernprozess können zusammengefasst folgende wichtige Kriterien dargestellt werden. 
Theoretisch kann festgehalten werden, dass das relevante Wissen im Policy-Prozess aus 
verschiedenen Diskursebenen stammt. Die verschiedenen politischen AkteurInnen vertraten 
im Gesetzgebungsprozess verschiedene Diskurse in Zusammenhang mit der Pflege- und 
Betreuungsarbeit und Geschlecht. ÖVP und BZÖ vertraten ein Pflege- und Betreuungsmodell, 
das in erster Linie eine Pflege und Betreuung im Privathaushalt durch Familienmitglieder – 
hauptsächlich Frauen – vorsieht. Das BZÖ sprach sich dabei gegen das Hausbetreuungsgesetz 
aus und forderte andere Lösungen, beispielsweise durch eine Bildungsoffensive und die 
finanzielle Unterstützung von pflegenden und betreuenden Angehörigen. Die ÖVP vertat im 
Gegensatz dazu besonders vehement das Hausbetreuungsgesetz. Die Beschäftigung externer 
besonders günstiger Betreuungskräfte wurde als Entlastung für die pflegenden und 
betreuenden Frauen forciert. Die FPÖ thematisierte die Stellung der Frauen im 
Hausbetreuungsgesetz nicht.  
Die Grünen waren in Bezug auf den Zusammenhang von Geschlecht und Betreuung bzw. 
Pflege besonders kritisch. Bei der SPÖ stellt an sich das Ziel der Gleichstellung von Frauen 
und Männer durch die Überwindung der ungleichen Verteilung von bezahlter und unbezahlter 
Arbeit eine wichtige Rolle dar. Während des Gesetzgebungsprozesses schien dieses Wissen 
aber in den Hintergrund zu treten und wich dem Ziel der Legalisierung der 24-Stunden-
Betreuung.  
Dies bedeutet in Zusammenhang mit meiner Fragestellung, dass es im Gesetzgebungsprozess 
durch folgende Maßnahmen zur Konstruktion von Geschlecht kommt: Der 
Gesetzgebungsprozess wird dadurch zum Konstruktionsort von Geschlecht, da eben diese von 
den politischen AkteurInnen artikulierten Diskurse gesellschaftliche Wirklichkeit 
produzieren. In diesen Diskursen wird das Wissen wiedergegeben, selektiert und erhält 
darüber hinaus auch seine Geltung. Dies gilt in diesem Fall auch für die Bedeutung der 
Geschlechtsidentität. Diese Diskurse, die im Gesetzgebungsprozess vertreten sind, schließen 
dabei auch an die in der Gesellschaft vertretenen Normen und Werte an. So stellt bis heute die 
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Familie – und dabei in erster Linie die weiblichen Familienmitglieder – die wichtigste Pflege- 
und Betreuungsinstitution dar. Diese gesellschaftlichen Normen erlangen im 
Hausbetreuungsgesetz ihre Institutionalisierung und verhindern somit eine Überwindung der 
grundlegenden gesellschaftlichen Teilung in männliche und weibliche Sphären. 
Ein weiterer wichtiger Punkt ist der Gesetzgebungsprozess als Ort, an dem doing gender 
stattfindet. Die Interaktion zwischen den einzelnen politischen AkteurInnen wird dabei zum 
Konstruktionsmoment geschlechtsspezifischer Unterscheidungen. Dies resultiert daraus, dass 
Geschlecht ein fortlaufender Herstellungsprozess ist, der permanent vollzogen wird. Der 
Gesetzgebungsprozess ist aber nicht nur aufgrund der vertretenen Diskurse und dem damit 
zusammenhängenden Wissen für die Konstruktion von Geschlecht relevant. Ein weiterer 
wichtiger Aspekt ist auch, dass das Hausbetreuungsgesetz einen wichtigen Einfluss auf den 
Arbeitsbereich Privathaushalt hat. Gerade die Teilung von Produktions- und 
Reproduktionsarbeit stellt einen wichtigen Moment der Geschlechterdifferenzierung dar. Die 
Arbeit im Privathaushalt zeichnet sich besonders dadurch aus – genauso wie dies auch beim 
Tätigkeitsbereich des Hausbetreuungsgesetzes der Fall ist –, dass typische Frauenarbeit 
schlechter bezahlt ist und meist unter schlechteren Arbeitsbedingungen stattfindet. Durch eine 
solche Institutionalisierung der Geschlechterdichotomie wie am Beispiel des 
Hausbetreuungsgesetzes kommt es somit zu einer ständigen Reproduktion von 
Geschlechtsidentität im Bereich der 24-Stunden-Betreuung. Dies bedeutet darüber hinaus, 
dass durch dieses Gesetz auch Geschlechterungleichheiten produziert werden, denn wie 
Ulrike Teubner festgestellt hat, kann „das Berufssystem als Ort der Produktion von 
Geschlechter-Ungleicheit“ (Teubner 2004, 431) betrachtet werden. 
Dies bedeutet zusammenfassend, dass der Gesetzgebungsprozess des Hausbetreuungsgesetzes 
einerseits als Prozess gesellschaftlicher Interaktion zum Konstruktionsort von Geschlecht 
wird. Andererseits konstruiert dieses Gesetz aber auch dadurch Geschlecht, dass das 
Hausbetreuungsgesetz Einfluss auf den Arbeitsbereich Privathaushalt hat, der eindeutig nach 
geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung differenziert ist. Somit wird der Gesetzgebungsprozess 
zum Konstruktionsort von Geschlecht und dieses wird wiederum durch das 
Hausbetreuungsgesetz aufgrund geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung und der damit 
einhergehenden Diskriminierung aufgrund von Geschlechterunterscheidungen ständig neu 
reproduziert. 
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6. Conclusio 
 
 
In diesem Abschlusskapitel meiner Forschungsarbeit möchte ich nun die grundlegenden 
Aussagen meiner Analyse zusammenfassen. Im ersten Teil werde ich noch kurz die 
Hauptargumentationsstränge der AkteurInnen zum Hausbetreuungsgesetz zusammenfassen, 
bevor ich im Anschluss daran die wesentlichen Aspekte der Geschlechterkonstruktion im 
Gesetzgebungsprozess anführen werde. 
Im Bereich der Bedeutungssysteme, die die Kategorie Geschlecht betreffen, lässt sich 
zusammenfassend sagen, dass ÖVP und BZÖ durch ihre Argumentation im 
Gesetzgebungsprozess erkennen lassen, dass sie ein Familienmodell befürworten, bei dem die 
Rollenzuschreibung der Reproduktionsarbeit klar im Bereich der weiblichen 
Familienmitglieder zu verorten ist. Auch wenn ein gewisses Maß an finanzieller und auch 
materieller Unterstützung im Sinne eines Ausbaus mobiler Dienste etc. befürwortet wird, 
steht dennoch fest, dass an der grundlegenden Teilung der Geschlechter in ihre 
geschlechtsspezifischen Zuständigkeitsbereiche bezüglich Erwerbs- und Reproduktionsarbeit 
nichts geändert werden soll. 
Die Grünen stellen sich im Bereich der diskursiven Geschlechterbilder dem Bild der 
klassischen Rollenzuschreibung kritisch gegenüber, was besonders dadurch deutlich wird, 
dass sie sich als einzige Partei kritisch darüber äußern, dass die Pflege- und Betreuungsarbeit 
hauptsächlich von Frauen geleistet wird. 
Die SPÖ lässt zwar explizit kein diskursives Geschlechterbild erkennen, äußerte sich aber 
besonders im Wahlprogramm sehr kritisch gegenüber den bestehenden Ungleichheiten 
besonders in Zusammenhang von bezahlter und unbezahlter Arbeit. Im Gesetzgebungsprozess 
war von dieser kritischen Haltung wenig spürbar. 
Die AkteurInnen der FPÖ ließen es nicht zu, in irgendeiner Weise auf ein diskursives 
Geschlechterbild zu schließen. Ihre Äußerungen beschränkten sich auf die Kritik an der 
Regierung und die Forderung nach mehr finanzieller Unterstützung; nicht zu vergessen dabei 
die Antiausländerbeschäftigungskampagne während des Wahlkampfes. 
 
Wie ich schon zu Beginn meiner Arbeit erwähnt habe, stützen sich die theoretischen 
Konzepte zur Konstruktion von Geschlecht ganz grundlegend auf der Annahme, dass 
Geschlecht kein natürliches, rein biologisches Merkmal darstellt, sondern in einem 
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historischen Prozess gesellschaftlich konstruiert wurde. Die soziale Wirklichkeit, wie sie von 
uns wahrgenommen wird, zu der auch die Unterscheidung zwischen zwei Geschlechtern 
gehört, ist Ergebnis eines solchen historischen Prozesses. Als eben ein solcher historischer 
Prozess kann auch der Entstehungsprozess des Hausbetreuungsgesetzes betrachtet werden. 
Dafür spricht beispielsweise auch das Konzept des doing gender, das davon ausgeht, dass 
Geschlechtszugehörigkeit sowie Geschlechtsidentität ein Herstellungsprozess ist, der durch 
jede menschliche Interaktion geschieht und in verschiedene institutionelle Bereiche eingeht. 
Im Zusammenhang mit dem Konzept des doing gender und der damit einhergehenden 
Erklärung dafür, dass eben ein solcher Gesetzgebungsprozess ein komplexer sozialer Prozess 
ist, bei dem Geschlechtsidentität hergestellt wird, möchte ich auch noch einen zweiten 
theoretischen Aspekt anführen: Wie schon eingangs erwähnt, bezeichnet Helma Lutz die 
Arbeit im Privathaushalt als Kernaktivität des doing gender (Lutz 2005, 70). Dabei stellt die 
Haushaltsarbeit eine eben solche Aktivität dar, die für die gesellschaftliche Zweiteilung in 
männlich und weiblich und darüber hinaus für die Diskriminierung aufgrund einer 
Geschlechterzuteilung verantwortlich ist. In diesem Zusammenhang kann also der 
Gesetzgebungsprozess in einer weiteren Weise als besondere Aktivität des doing gender 
betrachtet werden, da dabei eine gesetzliche Rahmenbedingung geschaffen wird, bei der 
hauptsächlich Frauen als billige Arbeitskräfte jenseits arbeitsrechtlicher und 
arbeitszeitrechtlicher Regelungen im Bereich der Reproduktionsarbeit vorgesehen werden. In 
weiterer Folge wird dadurch ein Raum geschaffen, an dem es ständig zu einem Prozess des 
doing gender kommt, wodurch auch die soziale Geschlechterordnung ständig neu 
reproduziert wird. 
Aus diskurstheoretischer Sicht bedeutet ein Gesetz wie das Haubetreuungsgesetz – im 
Zusammenhang mit der wirklichkeits- und bedeutungsstiftenden Funktion von Sprache –, 
dass durch die rechtliche Verankerung der Diskurse, wie im Entstehungsprozess zum 
Hausbetreuungsgesetz, ein Dispositiv geschaffen wird. Das bedeutet, dass eben das 
Hausbetreuungsgesetz als Dispositiv die Manifestation der bestehenden Geschlechterdiskurse, 
wie sie von den AkteurInnen im politischen Prozess vertreten und artikuliert wurden, darstellt. 
Das Hausbetreuungsgesetz stellt also eine Form von institutionalisierten Diskursen dar und 
erhält so seine Machtwirkung. Diese Machtwirkung äußert sich darin, dass mit dem 
Hausbetreuungsgesetz eine rechtliche Grundlage zur Diskriminierung von Frauen in der 
Arbeitswelt geschaffen wurde. Dabei wurden jene Normen und Werte politischer AkteurInnen 
verankert, die darauf aufbauen, Frauen als Hauptverantwortliche im Bereich der Pflege und 
Betreuung älterer Menschen zu sichern. 
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In diesem Policy-Prozess, der die Entstehung des Hausbetreuungsgesetzes aufzeigt, kommt es 
also einerseits durch die Artikulation bestehender Wissensordnungen der einzelnen 
AkteurInnen zum Thema Geschlechtsidentität und Geschlechterdifferenzierung als Aktivität 
des doing gender zu einer Reproduktion von Geschlecht und in weiterer Folge auch zur 
Konstruktion von Geschlechterdifferenz. Andererseits wird durch dieses Gesetz eine neue 
Form des doing gender institutionalisiert, die dafür sorgt, dass sich Geschlechtsidentität sowie 
Geschlechterdifferenz in diesem Prozess, den das Hausbetreuungsgesetz regelt, ständig neu 
reproduziert wird. Es ist in diesem Zusammenhang nicht nur schwierig, dass ein Gesetz 
erlassen wurde, das jenseits arbeitsrechtlicher Normen verankert ist, sondern es ist auch 
äußerst bedenklich, dass mit dem Hausbetreuungsgesetz eine Situation geschaffen wurde, mit 
der die Ausbeutung und die arbeitsrechtliche Minderstellung von Frauen legitimiert wurde. 
Dies resultiert beim Hausbetreuungsgesetz hauptsächlich daraus, dass es sich bei den 
Tätigkeitsbereichen um hauptsächlich dem weiblichen Geschlecht zugeschriebene Arbeiten 
handelt, die sich besonders durch die geringe Wertschätzung und die schlechte Bezahlung 
auszeichnen. Die Qualifikationsgrundlage für die Tätigkeiten der Betreuung bildet dabei das 
weibliche Geschlecht. Da keinerlei berufliche Qualifikation vorausgesetzt wird, kann davon 
ausgegangen werden, dass für die AkteurInnen, die dieses Gesetz initiierten, befürworteten 
und beschlossen haben, das weibliche Geschlecht als Grundlage dafür ausreichend zu sein 
scheint. Das Hausbetreuungsgesetz institutionalisiert daher auf gesellschaftlicher Ebene einen 
Arbeitsbereich, der aufgrund geschlechtsspezifischer Zuschreibungen einen diskriminierenden 
Charakter aufweist. 
Durch das Hausbetreuungsgesetz wurde ein Betreuungssystem institutionalisiert, dass davon 
ausgeht, dass es Frauen aus benachbarten Ländern gibt, die zu sehr günstigen Preisen, ein 
sowohl arbeitsrechtlich als besonders auch arbeitszeitrechtlich äußerst kritisches 
Arbeitsverhältnis eingehen. Die Grundlage für eben diese arbeitsrechtliche Minderstellung 
stellen dabei einerseits das weibliche Geschlecht und andererseits die Herkunft der weiblichen 
Betreuungskräfte dar.  
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8. Anhang 
 
8.1. Wahlprogramm SPÖ 
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8.3. Abstract 
 
 
Die vorliegende Policy-Analyse behandelt den Entstehungsprozess des 
Hausbetreuungsgesetzes (HBeG) 2007 vor dem Hintergrund der Pflegedebatte, die seit dem 
Nationalratswahlkampf 2006 politisch stark thematisiert wurde. Im Mittelpunkt dieser 
Forschungsarbeit steht die Beantwortung der Frage, wie in einem Policy-Prozess – also im 
Entstehungsprozess des Hausbetreuungsgesetzes – Geschlecht konstruiert und reproduziert 
wird. 
 
Die theoretischen Grundlagen bilden dabei theoretische Konzepte zur Konstruktion von 
Geschlecht und die Rekonstruktion des Policy-Prozesses als Prozess der vier Stufen 
politischen Lernens. Im Zentrum stehen der Entscheidungsfindungsprozess und die dabei 
auftretenden Bedeutungssysteme, die von den politischen AkteurInnen geteilt und artikuliert 
werden und deren Bedeutung für die Geschlechterkonstruktion. Es gilt dabei die Annahme, 
dass in einem solchen Gesetzgebungsprozess die in der Gesellschaft bestehenden 
Wissensordnungen in Bezug auf Geschlechterstereotype durch die politischen AkteurInnen 
im Policy-Prozess wiedergeben werden, und dass einerseits durch den Entstehungsprozess 
und andererseits durch das Gesetz selbst Geschlechtsidentität und somit auch 
Geschlechterdifferenz neu konstruiert und reproduziert wird. 
 
Durch die Artikulation bestehender Wissensordnungen der einzelnen AkteurInnen wird im 
Gesetzgebungsprozess des Hausbetreuungsgesetzes Geschlecht und somit 
Geschlechterdifferenz konstruiert. Weiters wird durch das Hausbetreuungsgesetz eine neue 
Form des doing gender institutionalisiert, die dafür sorgt, dass sich Geschlechtsidentität sowie 
Geschlechterdifferenz im Tätigkeitsbereich der 24-Stunden-Betreuung ständig neu 
reproduziert. 
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